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Liebe Leserinnen und Leser, 

ein Jahr nach der „Zeitenwende“ – und ein Jahr vor der Europawahl 2024 – steht die Europäische Union vor großen Heraus-
forderungen, die zuletzt immer deutlicher sichtbar geworden sind: 

Die jahrzehntelange europäische Friedensordnung wurde vom russischen Angriffskrieg gegen die Ukraine durchbrochen. 
Zwischen den beiden Großmächten USA und China entwickelt sich ein intensiver Hegemonialkonflikt, der als bedrohliche 
Systemrivalität zutage tritt. 

Strukturell hohe Energiepreise erschweren Investitionen in Europa und führen zu einer Verlagerung in andere Regionen. Trotz 
leicht entspannter Lage steht für Europa noch immer das Gespenst möglicher Versorgungsengpässe im Raum (Stichwort Erdgas). 
Bei anderen kritischen Rohstoffen bestehen hohe Abhängigkeiten – insbesondere von China (Stichwort Seltene Metalle). 

Gleichzeitig sorgen neue technologische Entwicklungen, vor allem im Bereich Künstlicher Intelligenz, für spürbare Disruptionen 
und zunehmenden Wettstreit zwischen den großen Wirtschaftsblöcken. Dieser Wettlauf wird durch massive Interventionen 
(und Subventionen), wie etwa im Bereich klimafreundlicher Technologien, zunehmend verschärft (Stichwort: USA/Inflation 
Reduction Act).

Immer klarer zeigt sich, dass die bisherige komfortable Position der EU – eingebettet in einen freien Welthandel, nur den 
eigenen Werten verpflichtet und weitgehend unbehelligt von geopolitischen Friktionen – in Zukunft nicht mehr aufrecht-
zuhalten ist. Unübersehbar ist die EU inzwischen mit strategischen Defiziten und ernsten Herausforderungen auf vielen 
Ebenen konfrontiert. 

Damit wird klar: Europas bisheriges „Geschäftsmodell“ steht unter Druck und benötigt dringend ein Update! Statt wohl-
klingender „Visionen“ braucht Europa klare Strategien, die nicht nur zukunftsgerichtet und lösungsorientiert sind, sondern 
auch der Realität standhalten. Statt eine rein wertebasierte Politik zu betreiben, sollte die EU sich mehr auf (existenzielle)  
Interessen fokussieren. Und im globalen Technologiewettlauf muss sie durch kluge Fokussierung und Kooperation mit 
starken Partnern dringend wieder an Boden gewinnen.

Diese Wahrheiten mögen für viele in Europa schmerzhaft sein, was sie aber keinesfalls „unwahr“ macht. Denn wahr ist auch: 
Europas Probleme sind zu einem großen Teil auch auf langjährige eigene Versäumnisse zurückzuführen. Diese strategischen 
Defizite müssen offen adressiert und retardierende strukturelle und politische Elemente bereinigt werden. 

Wie vielschichtig die zugrundliegenden Problemstellungen sind, welche strategischen Lösungsansätze sich abzeichnen und 
welche mutigen Schritte Europa gehen muss, analysiert die vorliegende Studie des FERI Cognitive Finance Institute in 
Kooperation mit dem cep (Centrum für Europäische Politik).  

Im Kern fordert die Studie eine künftige EU-Strategie, die Europas Interessen fest in der entstehenden Weltordnung 
verankert und gleichzeitig die internen Strukturprobleme angeht. 

Wir wünschen eine spannende Lektüre.

Prof. Dr. Henning Vöpel

Vorstand Stiftung Ordnungspolitik und 

Dr. Heinz-Werner Rapp 

Gründer & Leiter Steering Board            
FERI Cognitive Finance Institute Direktor des Centrums für Europäische Politik (cep)
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1 Executive Summary  

Ein Jahr vor den nächsten Europawahlen steht Europas  
Wirtschaftsmodell mehr denn je unter Druck. Inmitten einer  
geopolitischen Neuordnung und einem globalen industrie- 
politischen Wettrennen fehlt es der Europäischen Union (EU) 
erkennbar an strategischer Souveränität und institutioneller 
Geschwindigkeit. Vor diesem Hintergrund stellen sich fun-
damentale Fragen für die EU: Wie können ihre Werte und 
Interessen geschützt werden? Wie kann über Technologie-
führerschaft und geopolitischen Einfluss die eigene Souve-
ränität gestärkt werden? Wie kann die EU nach außen eine 
Ordnungs- und Friedensmacht werden und nach innen ein 
demokratischer und freiheitlicher Schutzraum bleiben?

Die vorliegende Studie nutzt diese Leitfragen als Grundlage 
für einen umfassenden Überblick über die gegenwärtigen 
Risiken und wesentlichen politischen Baustellen für die EU 
und ihre Mitgliedstaaten. Sie benennt zunächst die größten 
globalen Herausforderungen für das EU-Wirtschaftsmodell 
in den kommenden Jahrzehnten und diskutiert deren ab-
sehbare wirtschaftliche und politische Konsequenzen für 
die EU und ihrer Rolle in der Welt. Dann diskutiert sie eine 
Reihe drängender EU-interner Strukturprobleme, die eine 
schnelle und effektive Antwort Europas auf diese globalen 
Herausforderungen erschweren. Schließlich skizziert sie für 
zentrale Politikfelder eine Reihe strategischer Handlungs- 
optionen zum Umgang mit den Herausforderungen und 
Strukturproblemen.

Globale Herausforderungen

Der globale Trend zur Fragmentierung des Welthandels 
stellt die auf Freihandel ausgerichtete europäische Wirt-
schaft vor große Anpassungsprobleme. Nach einigen Deka-
den fast stetig zunehmender Handelsintegration zeigt die 
Intensität des grenzüberschreitenden Güterhandels in den 
letzten zehn Jahren keinen positiven Trend mehr. Parallel 
hat die Zahl protektionistischer Maßnahmen, insbesondere 
in Form nicht-tarifärer Handelsbeschränkungen, weltweit 
deutlich zugenommen. Die sich formierenden Handelsblöcke 
dienen Wirtschaftsmächten wie USA und China nicht nur 
zur Sicherung heimischer Wertschöpfung, sondern auch zur 
Erlangung von strategischer Hegemonie entlang ihrer Liefer-
ketten. Europa ist noch dabei, seinen Platz in dieser neuen 
handelspolitischen Tektonik zu suchen und droht zwischen 

der sich verhärtenden Frontstellung zwischen den USA und 
China zerrieben zu werden. Die EU-Mitglieder stehen vor der 
Aufgabe, bestehende Wettbewerbspositionen auf wichtigen 
Exportmärkten zu verteidigen und zugleich den Anschluss an 
technologisch wichtige Zukunftsmärkte zu wahren.

Die Folgen des Klimawandels entwickeln sich für Europa – 
als der sich am schnellsten erwärmenden Erdregion – mehr 
und mehr zum Wohlstandsrisiko. Die wachsende Gefahr von 
Naturkatastrophen wie Dürren, Flutwellen oder Starkregen- 
ereignissen birgt ein erhebliches volkswirtschaftliches Scha-
denspotential. Hierzu zählen insbesondere hitze- und dürre-
bedingte Gesundheitsschäden und Todesfälle bei Menschen, 
Störungen von Ökosystemen, anhaltende Wasserknappheit, 
erhebliche Ernteeinbußen sowie überschwemmungsbeding-
te Schäden für Menschen, Wirtschaft und Infrastruktur. Der 
globale Charakter des Klimasystems und die zahlreichen 
Wechselwirkungen der Atmos-, Hydro-, Geo-, Bio- und An-
throposphäre verlangen einen systemisch-ganzheitlichen 
Ansatz für Maßnahmen, um den Klimawandel zu bekämpfen 
und sich an diesen anzupassen. 

Ein weiteres Indiz für eine zunehmende globale Konfrontation 
ist der immer dynamischer werdende Technologie-Wettlauf 
um die zukünftige Marktführerschaft bei Technologien, die 
für emissionsarme Energiesysteme unerlässlich sind, wie z.B. 
Batterien, Elektrolyseure und Permanentmagnete. Spätestens 
seit dem Beschluss des US Inflation Reduction Acts ist klar 
geworden, dass die Versuchung, heimische Kapazitäten mittels 
massiver staatlicher Subventionierung aufzubauen, auch 
liberale Volkswirtschaften voll erfasst hat. China und andere 
Schwellenländer haben ohnehin schon seit geraumer Zeit 
technologiespezifische Wachstumsziele als ein strategisches 
Instrument zur Aufwertung ihrer Wertschöpfungsketten ent-
deckt. Die EU-Staaten haben hierauf bislang keine gemeinsame 
strategische Antwort entwickelt, weder was die Entwicklung 
eigener komparativer Vorteile noch Art und Umfang staatli-
cher Förderung anbelangt.

Eine Begleiterscheinung der globalen Fokussierung auf we-
nige grüne Technologien ist ein Rennen um kritische Mine-
ralrohstoffe wie Lithium, Kobalt und Seltene Erden, die für 
die Umsetzung der Technologien gegenwärtig unverzichtbar 
sind. Diese Rohstoffe haben fast alle gemeinsam, dass sich 
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Abbau und Verhüttung global in wenigen Ländern (allen vo-
ran in China) konzentrieren, und mit hohen Umwelt- und 
Beschaffungsrisiken verbunden sind. Der für die Zukunft er-
wartete Nachfrageanstieg hat zu einer sprunghaften Expan-
sion von Erkundungs- und Investitionsaktivitäten im Bereich 
dieser Rohstoffe geführt. Europa steht hier vor der Frage, ob 
es zur Minderung von Beschaffungsrisiken in erster Linie auf 
die Hebung eigener Ressourcen setzt, oder über langfristige 
Rohstoffpartnerschaften den Schulterschluss mit potential-
reichen Drittstaaten sucht. 

Der exponentielle Trend zur künstlichen Intelligenz (KI) 
beeinflusst bereits heute zahlreiche Wirtschaftssektoren und 
zunehmend auch die Geopolitik. Die Grundlage dafür liegt in 
Techniken des sogenannten maschinellen Lernens, bei de-
nen Computer große Mengen an Daten analysieren, Muster 
erkennen und daraus Schlussfolgerungen ziehen können. 
Für Europa wird KI zum Game Changer. Sie kann dazu bei-
tragen, den Klimawandel zu bekämpfen, das Gesundheits-
wesen an den demografischen Wandel anzupassen und die 
Resilienz von Lieferketten durch Echtzeit-Überwachung und 
effizienteres Warehousing zu verbessern. Allerdings werden 
europäische Unternehmen aufgrund ihres relativen Wettbe-
werbsnachteils gegenüber amerikanischen und chinesischen 
Akteuren und aufgrund der Menge an Daten, Rechenressour-
cen und Talenten, die für die Entwicklung dieser Systeme 
erforderlich sind, vermutlich nicht in naher Zukunft führende 
KI-Systeme ersetzen können. 

Die Gefährdung europäischer Infrastruktur durch gezielte 
Attacken, sei es in Form von physischen Anschlägen oder 
mittels Cyberangriffen, ist zugleich ein zentrales sicherheits-
politisches Risiko für Europa. Hohe Verwundbarkeit besteht 
im Hinblick auf die IT-Infrastruktur, und hier insbesondere 
hinsichtlich des Schutzes von Seekabeln und Satelliten als 
Lebensadern des globalen Datenverkehrs. Bisherige Initiati-
ven der EU in diesem Bereich sind noch unzureichend, da sie 
keine EU-weit koordinierte Risikobewertung und nur wenig 
zusätzliche Finanzmittel für Schutzmaßnahmen vorsehen. 
Die Gefährdung europäischer Infrastruktur durch gezielte 
Attacken, sei es in Form von physischen Anschlägen oder 
mittels Cyberangriffen, ist zugleich ein zentrales sicherheits-
politisches Risiko für Europa. Im aktuellen geopolitischen 
Klima stellt Europas Abhängigkeit von nicht-europäischen 
datenführenden Tiefseekabeln das größte sicherheitspoliti-
sche Risiko dar. Eine weitere Schwachstelle ergibt sich aus 
der Abhängigkeit von chinesischen Staatskonzernen wie 
Huawei und ZTE. 

EU-interne Strukturprobleme

Die letzten Jahre sind durch eine Zunahme an politischer 
Konfrontation zwischen den EU-Mitgliedstaaten gekenn-
zeichnet. Das betrifft nicht nur regulatorische Detailfragen 
oder die strategische Ausrichtung der EU, sondern berührt 
mittlerweile auch die Grundwerte der europäischen Gemein-
schaft. Zwei Mitgliedstaaten stehen im Zentrum der Kontro-
verse: Polen und Ungarn. Im Falle Polens entzündet sich der 
Streit vorrangig an den von der polnischen Regierung durch-
geführten schrittweisen Reformen des polnischen Justiz- 
wesens. Im Streit mit Ungarn zeichnet sich ebenfalls kein 
Ende ab. Die Konflikte berühren mittlerweile die Grundfesten 
der EU, sowohl hinsichtlich der Verteilung der Entscheidungs-
kompetenzen zwischen Brüssel und der nationalen Ebene als 
auch der Natur der Grundrechte der EU-Bevölkerung.

Ist die Entscheidungsfindung bereits innerhalb demokratisch 
verfasster Nationalstaaten tendenziell komplex und lang-
wierig, so gilt dies erst recht für die Kooperation innerhalb 
der EU mit ihren derzeit 27 Mitgliedstaaten. Dies zeigt sich 
nicht nur in der äußerst ausdifferenzierten Kompetenzver-
teilung, sondern insbesondere im „ordentlichen Gesetzge-
bungsverfahren“. So ist der Erlass von EU-Rechtsakten oft mit 
einem harten Ringen um Kompromisse verbunden, an dem 
mit der Europäischen Kommission, den EU-Mitgliedstaaten 
sowie den über 700 Abgeordneten des Europäischen Parla-
ments zahlreiche Akteure mit ihren teils sehr unterschiedli-
chen Interessen beteiligt sind.

Ein durch EU-weite und nationale Regulierung verursachtes 
Strukturproblem ist die allgemein hohe Bürokratiebelas-
tung. Das beginnt beim Prozess der Unternehmensgründung. 
Im globalen Vergleich ist der Gründungsprozess insbesondere in 
den großen Ländern langwierig und mit einem hohen Doku-
mentationsaufwand verbunden. Ein unnötig hoher admi- 
nistrativer Aufwand für Gründer bedeutet nicht nur Ressourcen-
verschwendung, sondern gefährdet auch Europas Position im 
globalen Technologiewettbewerb.

Ein weiteres kostenseitiges Hemmnis stellen die im weltwei-
ten Vergleich hohen Energiepreise in Europa dar, die 2022 
in Folge des russischen Überfalls der Ukraine geradezu ex-
plodierten. Trotz der schnellen Kriseninterventionen der EU 
ist derzeit nicht erkennbar, dass sich diese auf ihr Vorkrisen- 
niveau zurückbewegen. Denn die Abhängigkeit von fossilen 
Energieträgern kann auch bei stärksten Anstrengungen nicht 
kurzfristig beendet werden. Hohe Kosten für importierte 
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Energieträger belasten nicht nur unmittelbar die Wettbe-
werbsfähigkeit des Industriestandortes Europa, sondern 
schwächen auch die für die Finanzierung von Zukunftsinvesti-
tionen dringend notwendige heimische Kapitalakkumulation.

Gemäß der jüngsten Langfristprojektionen von Eurostat soll 
die Bevölkerung in den EU-Ländern noch bis zum Jahr 2026 
anwachsen und dann langsam, aber kontinuierlich schrump-
fen. Für Europa hat die erwartete demografische Entwick-
lung schwerwiegende wirtschaftliche, soziale und politische 
Konsequenzen. Ein Rückgang der Zahl an Personen im er-
werbsfähigen Alter belastet unmittelbar die Produktionska-
pazitäten und damit die volkswirtschaftlichen Wachstums- 
potentiale. Aber auch mittelbar kann sich ein solcher Trend 
negativ auf die Einkommensentwicklung auswirken, etwa 
über den Zusammenhang zur Innovationsaktivität.

Die Stabilitätsanforderungen der Eurozone sind zudem spe-
zifisch und die Kosten eines Zusammenbruchs systemisch 
hoch. Der engere Stabilitätszusammenhang der Eurozone 
zwingt die Europäische Union zu einem gewissen Gleichlauf. 
Die Existenz des Euro und seine spezifischen Stabilitätsanfor-
derungen bilden – mindestens indirekt – zusätzliche politi-
sche Handlungsrestriktionen für die Europäische Union. Hinzu 
kommt, dass die Europäische Währungsunion auch heute 
kein sogenannter optimaler Währungsraum ist. Sie muss 
deshalb, insbesondere in Krisenzeiten, durch die Geld- und 
Finanzpolitik stabilisiert werden. 

Schlussfolgerungen für eine zukünftige EU-Strategie

Oberstes Ziel sollte es sein, Europas Werte und Wohlstand 
fest in der sich formierenden neuen Weltordnung zu veran-
kern. Eine darauf ausgerichtete Strategie muss zuallererst 
die Risiken in den wirtschaftlichen und politischen Bezie-
hungen identifizieren, in ihren Wechselwirkungen erfassen 
und kontinuierlich überwachen. Darauf aufbauend sollte 
die EU ein ganzheitliches Risikomanagement etablieren. 
Das erfordert intern die Bereitschaft zur Ressourcenbün-
delung und -kooperation. Dabei geht es jedoch nicht um 
Risikoreduktion durch Abschottung. Denn Wohlstands-
sicherung setzt für Europa voraus, auch zukünftig an den 
Früchten der internationalen Arbeitsteilung wie Speziali- 

sierung und Ressourcenzugang teilhaben zu können. Die da-
mit verbundenen externen Risiken sollten jedoch gesenkt 
werden. Das erfordert wirtschaftlich wie regulatorisch die 
vertiefte Kooperation mit verlässlichen Partnern, um unter dem  
Dach gemeinsamer Handels- und Wettbewerbsregeln den 
Zugang zu Innovation und Zukunftsressourcen zu sichern. 
Um die strategische Autonomie der EU zu wahren und die 
Tendenz zur Blockbildung nicht zusätzlich zu befeuern, soll-
ten Allianzen möglichst pragmatisch-sachbezogen und in 
themenabhängig wechselnden Konstellationen angegangen 
werden. Aus demselben Grund sollte die EU auch von einer 
Politik der generellen Entkopplung von China absehen. 
Stattdessen sollte das Maß an Kooperation bzw. Entkopp-
lung nüchtern und themenabhängig anhand der Risiko- 
Ertrags-Perspektive austariert werden, dem Prinzip eines 
zielgerichteten „De-Risking“ folgend.

Vorausschauende Risikoabschätzung und Diversifizierung 
zur Krisenprävention nach außen und der Abbau interner 
Strukturprobleme sind politikfeldübergreifend die Schlüssel 
für eine erfolgreiche Zeitenwende auf europäischer Ebene. 
Das setzt zum einen die Bereitschaft der Mitgliedstaaten 
voraus, in strategischen Fragen an einem Strang zu ziehen. 
Zum anderen bedarf es zukünftig mehr denn je eines funk-
tionierenden Binnenmarkts als Instrument der Entwicklung 
und Selektion von Zukunftslösungen „Made in Europe“ 
durch wettbewerbliche Erkundung. Auch dafür müssen in 
einem sich technologisch radikal verändernden Umfeld die 
Rahmenbedingungen geschaffen werden. Das beginnt beim 
Aufbau einer neuen Energieinfrastruktur und endet bei Ab-
stimmungen zu KI-Regeln. Deutschland kommt als Schlüssel- 
akteur in den industriellen Wertschöpfungsketten dabei eine 
besondere Verantwortung zu. In strategischen Fragen sollte 
die Bundesregierung Kompromissfähigkeit zeigen und Allein-
gänge vermeiden. Zugleich sollte sie ihr Gewicht dafür in die 
Waagschale werfen, dass auch künftig ein regelbasierter Bin-
nenhandel die Produktivkräfte lenkt und kein Subventions-
wettrüsten zwischen den Mitgliedstaaten einsetzt. Nur mit 
einem schrankenlosen Binnenmarkt, der Nachfrage schafft 
und dezentral Innovation hervorbringt, werden Deutschland 
und die EU zu attraktiven Partnern für die Lösung der großen 
globalen Herausforderungen unserer Zeit.
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2 Motivation

„Stell dir vor, es ist Zeitenwende und Europa verliert den An-
schluss.“ Diese zugegeben drastische Formulierung enthält 
einen wahren Kern und v.a. eine dringliche Sorge. Inmitten 
einer geopolitischen Neuordnung und starker industriepoli-
tischer Dynamik fehlt es der Europäischen Union erkennbar 
an strategischer Souveränität und institutioneller Geschwin-
digkeit. Das „Europäische Modell“ hat in den letzten Jahr-
zehnten enorm von den geopolitischen, technologischen 
und industriellen Umständen, die überwiegend stabil, fried-
lich und kooperativ gewesen sind, profitiert. Es war die Beste 
aller Welten: Die Sicherheit wurde von den USA garantiert, 
die Energie kam billig aus Russland, die Exporte gingen in das 
schier unendlich wachsende China. 

Heute, da sich diese Umstände in ihr Gegenteil verkehren, 
ist die EU in einer völlig anderen Welt aufgewacht und es 
wird offenkundig, dass Europa vor großen Herausforderun-
gen steht und in den bequemen Jahren ein enormes Strategie-
defizit entwickelt hat. Die Herausforderungen sind enorm 
und vielfältig: Die geopolitische Neuordnung, die wesent-
lich von den hegemonialen Ansprüchen Chinas bestimmt 
wird, aber auch zu komplexen Dynamiken zwischen „Mittel-
mächten“ wie Indien, Türkei oder Brasilien führt, verlangt 
von Europa Wachsamkeit und Geschick. Die Offenheit von 
Märkten und der Zugang zu Rohstoffen sind zentrale Anlie-
gen Europas.  

Neue Technologien wie v.a. die künstliche Intelligenz (KI) 
entscheiden über Wohlstand und Wettbewerbsfähigkeit. 
In kaum einem Feld der Zukunftstechnologien besitzt Eu-
ropa heute Führerschaft in Entwicklung und Anwendung. 
Zugleich verlangen Klimawandel und Biodiversitätskrise ein 
erhebliches Maß an Transformation und Anpassung. Und 
schließlich erfordert eine Welt der Komplexität und Un-
gewissheit ein hohes Maß an „Multi-Resilienz“ und einen 
neuen Begriff von Sicherheit angesichts systemischer Risi-
ken infolge von Cyber-Angriffen, hybrider Kriegsführung, 
Wasserknappheit etc.. 

 
Vor diesem Hintergrund stellen sich sehr funda-
mentale Fragen für die EU: Wie können Werte und 
Interessen geschützt werden? Wie kann über Tech-
nologieführerschaft und geopolitischen Einfluss die 
eigene Souveränität gestärkt werden? Wie kann die 
EU nach außen eine Ordnungs- und Friedensmacht 
und nach innen ein demokratischer und freiheit- 
licher Schutzraum werden? 

Momentan leidet die EU unter dysfunktionalen Strukturen. 
Die Einstimmigkeitsregel hält die EU im Dialog, zwingt sie 
aber auch immer wieder zu langwierigen Kompromissen. Der 
Regulierungsansatz setzt auf kleinteilige und damit sehr teu-
re Steuerung, weniger auf die Gestaltung von industriellen 
und technologischen Transformationspfaden. Die EU wirkt – 
auch vor dem Hintergrund demografischer Alterung – lang-
sam und für Talente und Investitionen wenig attraktiv.

Die vorliegende Studie möchte unter diesen Vorzeichen 
einen Überblick über die anstehenden Herausforderungen 
und Handlungsoptionen für die EU schaffen. Ihre Grund- 
these ist, dass jenseits des themenspezifischen Ringens um 
Lösungen dringende Notwendigkeit für eine übergreifende 
europäische Zukunftsstrategie besteht. Deren oberstes 
Ziel sollte die langfristige Sicherung von Wohlstand und 
Werten des EU-Raumes sein. Eine solche Strategie zusam-
men zu entwickeln und umzusetzen, setzt zunächst ein 
gemeinsames Verständnis der globalen Trends und ihrer 
Wechselwirkungen voraus. Ferner müssen sich die EU-Mit-
glieder ihrer hauseigenen Strukturprobleme bewusst sein, 
und inwieweit sie für die anstehenden Aufgaben eine Hand-
lungsrestriktion darstellen. 

Die vorliegende Studie spiegelt diese Gedanken in ihrem 
dreiteiligen Aufbau wider. Zunächst benennt sie in Kapitel 3 
die größten globalen Herausforderungen für das EU-Wirt-
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schaftsmodell in den kommenden Jahrzehnten und disku-
tiert deren absehbare wirtschaftliche und politische Konse-
quenzen für die EU und ihrer Rolle in der Welt. Dazu zählen 
der Klimawandel und die Fragmentierung des Welthandels, 
sowie damit zusammenhängend das Wettrennen um neue 
Technologien und Rohstoffe. Ferner werden die besonderen 
Herausforderungen der Verbreitung von KI und die wachsen-
de Gefährdungslage für kritische Infrastruktur als Herausfor-
derungen beleuchtet. Kapitel 4 ist einer Reihe drängender 
EU-interner Strukturprobleme gewidmet, die eine schnelle 
und effektive Antwort Europas auf die globalen Herausfor-
derungen erschweren. Dazu gehören die Schwierigkeiten, 
die die Langwierigkeit von Entscheidungsprozessen und eine  
Zunahme an Grundsatzkonflikten für die EU-interne Koopera- 

tion mit sich bringen. Aus Unternehmensperspektive gehören 
dazu aber auch Kostenbelastungen infolge hoher Energie-
preise und starker Bürokratiebelastung, sowie das Langzeit-
problem der fortschreitenden Alterung. Für die Länder der 
Eurozone werden die Restriktionen aus der gemeinsamen 
Währungspolitik ebenfalls beleuchtet. Kapitel 5 entwirft 
schließlich für zentrale Politikfelder eine Reihe differenzier-
ter strategischer Handlungsoptionen zum Umgang mit den 
Herausforderungen und Strukturproblemen. Das umfasst 
sowohl interne Maßnahmen der EU und ihrer Mitgliedstaa-
ten als auch Empfehlungen zur Kooperation nach außen. Die 
Studie schließt mit einem zusammenfassenden Fazit, das die 
gemeinsame strategische Ausrichtung der Handlungsempfeh-
lungen herausarbeitet.  
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3 Globale Herausforderungen für das 
 europäische Geschäftsmodell

3.1  Fragmentierung des globalen Handels

Lange Zeit erschien Globalisierung als unverwüstliches Phäno-
men. Seit Ende des 2. Weltkriegs zeigte die Handelsintensität1 
der Weltwirtschaft jahrzehntelang einen positiven Trend. 
Wirtschaftskrisen sorgten nur für temporäre Eintrübung, 
schon nach kurzer Zeit kehrte der internationale Handel 
wieder auf seinen Wachstumspfad zurück. Seit der letzten 
globalen Finanzkrise ist dieser Trend jedoch gebrochen: Die 
Handelsintensität scheint nun um ein festes Plateau herum 
zu pendeln (siehe Abb. 1). Singuläre Schockereignisse wie 
zuletzt die CoViD19-Pandemie und der Ukraine-Konflikt 
haben zweifellos ihren Teil dazu beitragen, die Ursachen sind 
aber auch struktureller Natur. Das betrifft zum einen den zu 
beobachtenden Paradigmenwechsel in der internationalen 
Handelspolitik. Der zeigt sich an verbissen geführten Zollstrei-

tigkeiten wie im Fall USA-China,2 aber auch am Stillstand multi-
lateraler Freihandelsrunden und der anhaltenden Blockade 
des Streitschlichtungsgremiums der Welthandelsorganisation 
(WTO).3 Zugleich wird global eine Zunahme an nicht-tarifären 
Handelsbeschränkungen, d.h. handelsbeschränkender Maß-
nahmen jenseits von Zöllen, wie Importquoten, Lizensierungs-
systeme und technische Produktvorgaben, beobachtet. Der 
Internationale Währungsfonds (IWF) ermittelt auf Basis von 
Daten der Global Trade Alert Database für die Zeit seit 2018 
global einen deutlichen Anstieg solcher handelsverzerren-
der Maßnahmen.4 Das ist teilweise Ausdruck wachsender 
Ansprüche an Produktqualität, -sicherheit oder Umwelt-
schutz. Es ist in einigen Fällen aber auch ein Mittel, um die 
Markteintrittshürden für Importprodukte in verdeckter Form 
zu erhöhen, etwa indem Zulassungsverfahren bewusst ver-
kompliziert werden.5 

1 Die Handelsintensität misst das Verhältnis der Summe globaler Ex- und Importe zum globalen Bruttoinlandsprodukt.
2 Plummer (2019).
3 Herbermann (2022). 
4 International Monetary Fund (2022).
5 Niu et al. (2018). 
6 World Bank Group (2023). 

Abb. 1: Langfristige Entwicklung der globalen Handelsintensität
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Quelle: World Bank Group (2023)6; Eigene Darstellung.
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Ein naheliegendes Motiv für die veränderte Handelspolitik ist 
innenpolitischer Druck. Das Bewusstsein für die internen Ver-
teilungseffekte der Globalisierung hat in den westlichen De-
mokratien zugenommen.7 Die aus dem internationalen Wett-
bewerb resultierende Tendenz zur Spezialisierung sorgt für 
erhebliche Verschiebungen in der Arbeitsnachfrage zwischen 
Branchen, Regionen und Qualifikationsniveaus. Das erzeugt 
Gewinner und Verlierer.8 Protestparteien können als Sammel-
becken für die ökonomischen Interessen der Verlierer fungieren 
und erfolgreich Druck ausüben. Der Aufstieg der Schwellen-
länder trägt zur Verschärfung der Verteilungskonflikte bei. 
Allein China konnte seinen Anteil an der globalen industriellen 
Wertschöpfung von weniger als 10 % im Jahr 2004 auf 30 % 
im Jahr 2022 steigern.9 Das Wachstum beschleunigt den Über-
gang in eine neue Entwicklungsphase. Länder wie China und 
Indien sind bestrebt, ihren Beitrag zu den globalen Lieferketten 
auf den wertschöpfungsintensiveren Bereich der industriellen 
Endproduktfertigung auszudehnen. Das stellt die gegenwär-
tige Architektur des Welthandels in Frage und befeuert noch 
zusätzlich bestehende geopolitische Rivalitäten.

 
Das aus der Außen- und Sicherheitspolitik stammende Denken 
in Einflusssphären überträgt sich in der Folge immer stärker 
auf den ökonomischen Bereich. Das äußert sich insbeson-

dere in einer Zunahme regionaler Freihandelsabkommen. 
Der Schwerpunkt verlagert sich dabei von Zollsenkungen zur 
allgemeinen regulatorischen Konvergenz. Über die Harmoni-
sierung von Regelungen zu Produktzulassung und Umwelt-
schutz sollen gemeinsame Märkte geschaffen werden, die 
die Schlagkraft der Partner bei der internationalen Verbrei-
tung von Standards erhöhen.11 Über den regulatorischen Be-
reich hinaus kann Einflussnahme auch über den Aufbau einer 
grenzüberschreitenden, an den Bedürfnissen der eigenen 
Wirtschaftsstruktur ausgerichteten Infrastruktur erfolgen. 
Bestes Beispiel ist Chinas nahezu weltumspannend angelegte  
Belt-and-Road-Initiative.12 Die damit verbundenen „Lock-in  
Effekte“ für die beteiligten Partner vertiefen zusätzlich die 
Gräben zwischen den ökonomischen Integrationsräumen. 
Das IWF spricht in diesem Zusammenhang von einer drohen-
den geoökonomischen Fragmentierung.13

Zu diesem Strukturtrend gesellte sich in jüngster Zeit eine 
Ballung außerpolitischer Schockereignisse in Form von Na-
turkatastrophen, Missernten und zuletzt die CoViD19-Pan-
demie. Das Zusammenwirken (außer-)politischer Faktoren 
legte die Fragilität der globalen Lieferketten besonders offen. 
Ein gutes Beispiel hierfür ist die Halbleiterkrise.14 Solche  
Ereignisse haben zu einer grundlegenden Veränderung des 
Risikobewusstseins der Entscheider in Politik und Wirtschaft 
beigetragen. Das Prinzip der Resilienz hat sich als Zielgröße 
im wirtschaftspolitischen Diskurs mittlerweile auf breiter 
Front durchgesetzt.15 Dieser ursprünglich aus der Material-
forschung stammende Begriff wird im volkswirtschaftlichen 
Kontext als Sicherstellung der Robustheit von Lieferketten 
gegenüber externen Störfaktoren verstanden. Ein einfaches 
Rezept zur Steigerung dieser Robustheit ist die Eingliede-
rung besonders kritischer Teile der Lieferketten16 in das ei-
gene politisch-regulatorische Einflussgebiet. Das kann die 
(Re-)Nationalisierung von Fertigungsschritten beinhalten 
oder das Eingehen von Investitionsbündnissen mit als ver-
lässlich eingestuften Partnerländern. Dabei steht nicht die 

7 Kobrin (2020). 
8 Wolf (2021).
9 World Bank Group (2023). 
10 Heilmann (2022a), Heilmann (2022b).
11 Dohmen (2022). 
12 OECD (2018). Vgl. dazu Heilmann (2022b), insbesondere Kapitel 4. 
13 International Monetary Fund (2023). (IWF = Internationaler Währungsfonds). 
14 Frieske & Stieler (2022). 
15 Brinkmann et al. (2017).
16 Als aus gesamtwirtschaftlicher Perspektive „kritisch“ können allgemein solche Teile der Lieferketten betrachtet  

werden, für die kaum Substitutionsmöglichkeiten durch andere Produkte/Lieferwege bestehen und die stark  
branchenübergreifend verflochten sind. 

Das FERI Cognitive Finance Institute analysiert 
diese Themen bereits seit längerem und empfiehlt 
zur inhaltlichen Vertiefung: „Geoökonomische	
Zeitenwende“ sowie „Chinas	globales	Powerplay“.10
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Chinas globales Powerplay     
Wie China seine eigene wirtschaft lich-technologische Hemisphäre erschafft  

„Während die USA und Europa durch geopoliti sches und wirtschaft liches Krisenmanagement 

absorbiert sind, arbeitet China zielgerichtet und unbeirrt am Aufb au einer eigenen wirtschaft lich-

technologischen Hemisphäre im Globalen Süden. Das erklärte Ziel: Chinazentrierte Wertschöpfungs-

kett en, die gegenüber westlichen Sankti onen möglichst unverwundbar sind und Chinas globale 

Machtentf altung absichern.“   

Prof. Dr. Sebasti an Heilmann, Inhaber des Lehrstuhls für Politi k und Wirtschaft  Chinas an der Universität Trier und 

Gründungsdirektor des Mercator Insti tute for China Studies (MERICS) in Berlin
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Sicherung eigener Marktanteile im Vordergrund, sondern 
die Erhöhung der Versorgungssicherheit. Maßnahmen sind 
dementsprechend nicht auf die Abschottung gegen Importe 
ausgerichtet, sondern auf die Förderung kapazitätsschaf-
fender Investitionen. Die Versorgung mit branchenübergrei-
fend gefragten Technologiegütern (siehe Abschnitt 3.3) und 
deren Rohstoffbedarfe (siehe Abschnitt 3.4) sind hierfür 
wichtige Beispiele. 

Rivalität und resilienzfokussiertes Denken stehen in einer 
für die Zukunft des Welthandels bedrohlichen Wechselwir-
kung (siehe Abb. 2). Denn resilienzsteigernde Maßnahmen 
könnten, sofern sie tatsächlich zu geografischen Verschie-
bungen in der Beschaffung führen, Gegenreaktionen der bis-
lang dominierenden Anbieter provozieren (z.B. Preiskämpfe, 
Exportsubventionen) und so bestehende Frontstellungen 
noch verhärten. Bei den zukünftig kritischen Technologien 
und Rohstoffen ist hier insbesondere an die Bestrebungen 
des Westens zur teilweisen Entkopplung von China zu den-
ken. Wachsende Konfrontation wiederum erhöht aus Sicht 
der Importländer das Versorgungsrisiko und motiviert so erst 
recht zu Entkopplung. 

 
Der langsame Prozess der Fragmentierung der Welt-
wirtschaft droht so in eine zementierte Trennung in  
politisch-wirtschaftliche Einflusssphären (Clubs) zu 
münden. Das muss sich nicht zwangsläufig in einer 
Umkehr des jahrzehntelangen Wachstumstrends beim 
grenzüberschreitenden Handel, d.h. einer De-Globali-
sierung im engeren Sinne, niederschlagen. Aber allein 
der Umstand, dass sich die Richtung von Handelsströ-
men zukünftig stärker an der politischen Geographie 
als an komparativen Vorteilen orientiert, würde bishe-
rige Exportmodelle unter Druck setzen. 

Europa ist noch dabei, in dieser neuen handelspolitischen 
Tektonik seinen Platz zu suchen und droht zwischen der sich 
verhärtenden Frontstellung USA-China zerrieben zu werden. 
Die EU-Mitglieder stehen vor der Aufgabe, bestehende Wett-
bewerbspositionen auf wichtigen Exportmärkten zu vertei-
digen und zugleich den Anschluss an technologisch wichtige 
Zukunftsmärkte zu wahren. Der Binnenmarkt als Medium der 
wettbewerblichen Erprobung und Skalierung neuer Techno-

Abb. 2: Triebkräfte der Fragmentierung des Welthandels

Quelle: cep/FERI Cognitive Finance Institute, 2023
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logien wird dafür auch zukünftig ein wichtiger Vorteil des 
Europäischen Wirtschaftsraums sein, muss aber zugleich 
auch Kompatibilität zu den weltwirtschaftlichen Rahmen-
bedingungen sicherstellen. 
 
 
3.2 Wachsende Schäden durch 
 den Klimawandel

Der laut Intergovernmental Panel on Climate Change der Ver-
einten Nationen (IPCC) höchstwahrscheinlich durch anthro-
pogene Treibhausgasemissionen verursachte Wandel des Erd-
klimas17 hat längst auch den europäischen Kontinent mit Macht 
erfasst. Die globale Jahresmitteltemperatur lag 2022 um 1,15 °C 
über dem vorindustriellen Durchschnitt der Jahre von 1850 bis 
1900.18 Dabei hat sich Europa seit den 1980er-Jahren pro Jahr-
zehnt um 0,5° C – und damit doppelt so stark wie der globale 
Durchschnitt, sowie am schnellsten im Vergleich aller Erdregio-
nen – erwärmt.19 In Europa wurde 2022 die zweit- bis vierthöchs-
te jährliche Durchschnittstemperatur aller Zeiten gemessen, 
wobei es in vielen Ländern West- und Südwesteuropas sogar 
das wärmste Jahr seit Beginn der Aufzeichnungen war. Der durch 
diese Erderwärmung geprägte Klimawandel manifestiert sich 
auf vielfache Weise sowohl in Form allmählicher Entwicklungen 
wie der Schädigung von Ökosystemen, dem Verlust von Tier- und  
Pflanzenarten, der Wüstenbildung, der Erwärmung und Versaue- 
rung von Gewässern, dem Anstieg des Meeresspiegels durch 
abschmelzendes Polareis als auch durch extreme Wetterereig-
nisse wie Hitzewellen, Dürren, Stürme, Starkregen und Hoch-
wasser.20 Diese extremen Wetterereignisse können durch die 
Intensität, Häufigkeit, Dauer und/oder saisonale Anomalie von 
Temperatur, Niederschlag und Wind charakterisiert sein.21 

Das IPCC hat für Europa folgende vier Hauptrisiken des 
Klimawandels identifiziert,22 deren Wahrscheinlichkeit 

und Schwere künftig mit dem Grad des jeweils ange-
nommenen Erderwärmungsszenarios (Global Warming 
Level) – 1,5° C, 2° C oder 3° C – zunehmen wird: 

1. hitze- und dürrebedingte Gesundheitsschäden und 
Todesfälle bei Menschen sowie Schädigungen von 
Ökosystemen; 

2. hitze- und dürrebedingte Wasserknappheit; 

3. hitze- und dürrebedingte Ernteeinbußen; 

4. überschwemmungsbedingte Schäden für Menschen, 
Wirtschaft und Infrastruktur.

Von den extremen Wettereignissen waren 2022 ca. 67 % 
Überschwemmungen und Stürme, die Dutzende von Todes- 
opfern forderten und ganz überwiegend die klimawandel-
bedingten Schäden verursachten.23 Die Hitzewellen – die 
2022 ca. 13 % aller extremen Wettereignisse ausmachten 
– verursachten über 16.000 Todesfälle. Weite Teile Europas 
waren von Trockenheit insbesondere im Frühjahr und Som-
mer betroffen.24 2022 war auf der Iberischen Halbinsel das 
vierte sowie in den Alpen und Pyrenäen das dritte Dürrejahr 
in Folge. Die Kombination aus Trockenheit und extremer 
Hitze führte zu zahlreichen Waldbränden insbesondere in 
Frankreich, Spanien, Portugal, Slowenien und der Tschechi-
schen Republik sowie zum zweitgrößten Verlust an Wäldern 
seit Aufzeichnungsbeginn. Zudem trug der Niederschlags-
mangel, insbesondere an Schnee im Winter, in Verbindung 
mit hohen Sommertemperaturen zum größten Gletscher- 
eisverlust in den Alpen bei. Die Erwärmung der Meeres-
oberfläche im östlichen Mittelmeer, in der Ostsee und im 
Schwarzen Meer war mehr als dreimal so hoch wie im glo-
balen Durchschnitt. 

17 Intergovernmental Panel on Climate Change (2021).
18 World Meteorological Organization (2023b).
19 World Meteorological Organization (2023b).
20 Europäische Kommission (2021b). 
21 Europäisches Parlament (2022a).
22 Intergovernmental Panel on Climate Change (2022).
23 Die Schäden beliefen sich 2022 auf ca. 2 Mrd. USD und waren damit signifikant geringer als 2021. Die damaligen  

Schäden von 50 Mrd. USD waren hauptsächlich auf die Überschwemmungen in Deutschland und Belgien zurück- 
zuführen. Hierzu World Meteorological Organization WMO (2023), State of the Climate in Europe 2022, S. 15.

24 World Meteorological Organization (2023a).
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Für die Zukunft des Klimawandels in Europa prognostiziert die 
Europäische Umweltagentur (EEA) folgende Entwicklungen:25 

• Hitze und Kälte: Die mittlere Lufttemperatur wird in ganz 
Europa stetig ansteigen. Infolgedessen werden die Tage, 
an denen Gebäudekühlung erforderlich ist, zunehmen, 
während Tage mit Frost und Heizbedarf abnehmen wer-
den. Heiße Extreme werden voraussichtlich noch schneller 
vermehrt auftreten. Feuchte Hitzewellen, die ein großes 
Risiko für die menschliche Gesundheit darstellen, werden 
sich in ganz Europa rasch häufen.

• Niederschläge und Dürren: Die jährlichen Niederschläge 
werden sich je nach Region und Jahreszeit erheblich unter-
scheiden. In Nordeuropa werden die Jahresniederschläge 
und Starkniederschläge wahrscheinlich zunehmen, wäh-
rend Dürren seltener werden. Für Sommerniederschläge, 
Überschwemmungen, Trockenheit und Brandgefahr wer-
den gemischte Veränderungen erwartet. In Mitteleuropa 
ist mit geringeren Sommerniederschlägen und zugleich 
mit stärkeren Wetterextremen (Starkniederschläge, Fluss- 
überschwemmungen, Dürren und Brandgefahren) zu 
rechnen, wobei jährliche Niederschläge und Trockenheit 
variieren. In Südeuropa werden die jährlichen (Sommer-)
Niederschläge voraussichtlich abnehmen, während Tro-
ckenheit, Dürren und Brandgefahren zunehmen werden. 
Für Starkniederschläge und Flussüberschwemmungen 
werden gemischte Veränderungen prognostiziert.

• Wind: Die Klimamodelle gehen von relativ geringen Ver-
änderungen der mittleren Windgeschwindigkeit aus. Die 
Intensität der Stürme wird in ganz Europa zunehmen, aber 
die Häufigkeit der Stürme wird sich von Region zu Region 
unterscheiden.

• Schnee und Eis: Für Mittel- und Südeuropa wird mit einem 
Rückgang der Schneefälle gerechnet, während für Nord-
europa gemischte Veränderungen erwartet werden. Die 
Schneedecke wird den Projektionen zufolge in ganz Europa 
abnehmen. 

• Küstengebiete: In den meisten Küstenregionen Europas 
wird es zu einem weiteren Anstieg des Meeresspiegels 
kommen. 

• Meere: Die Meeresoberflächentemperatur wird voraus-
sichtlich in allen europäischen Regionalmeeren ansteigen, 
was zu einer Zunahme der Hitzewellen in europäischen 
Meeresgewässern führen wird. Außerdem wird erwartet, 
dass sie weiter versauern werden.

 
Da das globale Klimasystem letztlich mit allen Elementen der 
Atmos-, Hydro-, Geo-, Bio- und Anthroposphäre in einem  
Gesamtgefüge interdependenter Wechselwirkungen eng 
verbunden ist, können die schädlichen Auswirkungen des 
Klimawandels im Allgemeinen und extremer Wetterereig-
nisse im Besonderen sehr weitreichend sein:

• Im Zeitraum 1980-2021 beliefen sich die wirtschaftlichen 
Schäden aufgrund des Klimawandels auf ca. 560 Mrd. 
EUR (Werte für 2021). Hiervon entfallen auf „hydrologi-
sche Ereignisse“ (Überschwemmungen) über 45 % und 
auf „meteorologische Ereignisse“ (Stürme, Blitzschlag, 
Hagel, Erdrutsche) fast ein Drittel. Bei „klimatologischen 
Ereignissen“ waren Hitzewellen für über 13 % der Ge-
samtschäden verantwortlich, während die restlichen ca. 
8 % durch Dürren, Waldbrände und Kältewellen verur-
sacht wurden. Zu den teuersten Ereignissen zählen die 
Überschwemmungen im Sommer 2021 in Deutschland 
und Belgien.26 

• Die wirtschaftlichen Auswirkungen des Klimawandels 
sind in den einzelnen Ländern Europas sehr unterschied-
lich. In absoluten Zahlen waren die höchsten wirtschaft-
lichen Verluste im Zeitraum 1980-2021 in Deutschland 
zu verzeichnen, gefolgt von Frankreich und Italien. 
Die höchsten Pro-Kopf-Schäden gab es in Slowenien, 
Deutschland und Luxemburg. Nur 30 % der Gesamtschä-
den waren versichert, wobei dieser Anteil von Land zu 
Land sehr unterschiedlich ist und von weniger als 2 % in 
Ungarn, Litauen und Rumänien bis zu über 75 % in Slo-
wenien und den Niederlanden reicht. Auch zwischen den 
einzelnen Ereignistypen gab es erhebliche Unterschie-
de: Bei meteorologischen Ereignissen war fast die Hälfte 
der Schäden versichert, während es bei hydrologischen 
Ereignissen nur 20 % und bei Hitzewellen weniger als 
15 % waren. Bei anderen klimatologischen Ereignissen, 
einschließlich Dürren und Waldbränden, war nur etwas 
mehr als ein Drittel versichert.27 

25 European Environment Agency (2021).
26 European Environment Agency (2023).
27 European Environment Agency (2023).
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• Dass der Klimawandel nahezu jeden Aspekt eines Wirt-
schaftszweigs betreffen kann, zeigt sich besonders deut-
lich im Energiesektor: Der Klimawandel beeinflusst die 
Menge sowie die Art und Weise, wie Energie verbraucht 
wird (z.B. erhöhte Stromnachfrage durch Klimaanlagen 
in Hitzeperioden), die Produktivität der einzelnen Ener-
gieerzeugungstechnologien (z.B. volatiles Stromangebot 
durch Wasserkraft sowie Solar- und Windenergie) und 
die Energieinfrastruktur, die einen sicheren Betrieb ge-
währleistet (z.B. Umbau des Stromnetzes für die dezen-
trale Erzeugung von Strom aus erneuerbaren Energien 
sowie für die Speicherung und den Transport zu den Ver-
brauchern).28

• Zudem können die Auswirkungen des Klimawandels 
aufgrund der Interdependenzen der verschiedenen Ele-
mente des Gesamtgefüges („Nexus“) sektorübergreifend 
sein. So können langanhaltende Dürreperioden und der 
daraus resultierende Wassermangel (Climate-Water-Nexus)  
die landwirtschaftliche Erzeugung von Lebensmittel signi- 
fikant verringern (Climate-Food-Nexus), so dass das ver-
minderte Angebot Lebensmittelpreise erhöht und allge-
mein inflationäre Tendenzen verstärkt. Zudem können 
Hitzewellen und dürrebedingter Wassermangel zu einer 
deutlichen Reduzierung der Stromerzeugung durch Wasser- 
kraft, Atomkraft und Kohlekraftwerke führen (Climate- 
Energy-Nexus). So zwangen im Sommer 2022 niedrige 
Pegelstände und hohe Wassertemperaturen von franzö-
sischen Flüssen dazu, die Leistung von Atomkraftwerken 
zu drosseln.29 In Deutschland musste aufgrund niedriger 
Pegelstände die Binnenschifffahrt z.B. auf dem Rhein ein-
geschränkt werden, so dass weniger Kohle zu Kraftwerken 
transportiert werden konnte (Climate-Energy-Nexus).30 

Aus demselben Grund zeichnen sich bereits Mitte Juni 
2023 Einschränkungen der Binnenschifffahrt auf dem 

Rhein für den Transport u.a. von Getreide, Mineralien, 
Kohle und Ölprodukten ab, die letztlich zu Versorgungseng- 
pässen und Produktionsproblemen führen können (Climate- 
Industry-Nexus).31 Letztlich gefährden klimawandelbedingte 
Beeinträchtigungen der Wasser-, Lebensmittel- und Energie-
versorgung durch Ressourcenkonflikte und Migrations-
bewegungen auch die internationale Sicherheit (Climate- 
Security-Nexus).32

• Darüber hinaus muss gerade bei einem globalen Phäno-
men wie dem Klimawandel beachtet werden, dass ange-
sichts der – bei allen Fragmentierungstendenzen – nach 
wie vor stark vernetzten, globalisierten Weltwirtschaft 
seine direkten Folgen in einer Erdregion indirekt durch 
Domino- und Kaskadeneffekte entlang gestörter Lieferket-
ten signifikante Schäden in anderen Erdregionen auslösen 
können.33 So können Ernteeinbußen oder -verluste in Län-
dern außerhalb Europas zu einem reduzierten Angebot 
der entsprechenden Lebensmittel, Versorgungsengpässen 
und Preissteigerungen in Europa führen – und umgekehrt.

In der Gesamtschau wird deutlich, dass angesichts 
des globalen Charakters des Klimasystems und der 
zahlreichen Wechselwirkungen des Klimawandels 
mit anderen Elementen der Atmos-, Hydro-, Geo-, 
Bio- und Anthroposphäre alle Maßnahmen zu seiner 
Bewältigung (siehe Abschnitt 5.2) – sowohl durch die 
Vermeidung und Reduktion von Treibhausgasemis-
sionen (Mitigation) als auch durch Anpassungsmaß-
nahmen (Adaptation)34 – diese sphären-, sektor- und 
grenzüberschreitenden Interdependenzen zwingend 
durch einen systemisch-ganzheitlichen Ansatz mit 
berücksichtigen müssen.

28 World Meteorological Organization (2023a).
29 Kollewe (2022).
30 Gillespie & Sorge (2022).
31 Hogan & Nasralla (2023).
32 Europäische Kommission und Hoher Vertreter der Union für Außen- und Sicherheitspolitik (2023).
33 Kuhla et al. (2021). 
34 Heitmann et al. (2014).
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3.3 Globaler Technologiewettlauf

Eine Konsequenz sowohl der wirtschaftlichen Blockbildung 
als auch des klimapolitischen Handlungsdrucks ist ein dy-
namischer werdender Wettbewerb um Technologieführer-
schaft. Das in Abschnitt 3.1 beschriebene „Clubdenken“ birgt 
das Risiko, an außerhalb des eigenen Blocks stattfindender 
Innovation nicht mehr teilhaben zu können. Das erzeugt 
Druck, durch Bündelung eigener Ressourcen in Erforschung 
und Erprobung von Schlüsseltechnologien selbst an die 
Spitze der Technologieentwicklung zu gelangen. Schlüssel-
technologien zeichnen sich aus durch ihr branchenübergrei-
fendes Anwendungsgebiet. Mit ihren spezifischen Ressourcen-
bedarfen tragen sie auch zur Entstehung neuer Märkte bei.35 
Das macht sie zu gesamtwirtschaftlichen Innovationsmoto-
ren mit hohen Wertschöpfungspotentialen über einzelne 
Produkte und Produktionsstufen hinaus. Technologiefüh-
rerschaft auf diesen Gebieten stellt deshalb ein besonders 
wirkungsvolles Instrument zur Stärkung der Wettbewerbs-
fähigkeit clubinterner Lieferketten dar, und damit auch für 
den langfristigen Zusammenhalt eines Länderclubs.36 Tech-
nologien im Bereich der verbesserten Nutzung erneuerbarer 
Energien nehmen dabei eine wichtige Rolle ein. Neben ihren 
positiven Klimaeffekten können sie auch zur energetischen 
Unabhängigkeit von endlichen fossilen Rohstoffen beitra-
gen. Effizienzsteigernde Innovation in diesem Bereich zahlt 
durch die branchenübergreifende Verwertung von Strom 
und Wärme in der Industrie auch besonders breitflächig auf 
die Wettbewerbsfähigkeit ein.

Entscheidende Impulse für einen verschärften globalen 
Innovationswettbewerb gingen in jünger Zeit von China 
aus. Zunehmende Kostenkonkurrenz durch aufstrebende 
Entwicklungsländer in arbeitsintensiven Fertigungsberei-
chen, aber auch der Wunsch nach einem langfristig stabilen 
Wachstumsmodell haben die Volksrepublik zu einer Neu-
ausrichtung ihrer Industriestrategie motiviert. Ziel ist, die 
chinesische Industrieproduktion auf wertschöpfungs- und 
wissensintensivere nachgelagerte Fertigungsstufen auszu-
dehnen.37 Ein wesentlicher Ausdruck davon ist der ehrgeizige 

Langfristplan „Made in China 2025“ der Regierung, mit dem 
China schrittweise bis 2049 zur global führenden Industrie-
nation aufsteigen will. Im Kern steht die Stärkung der Inno-
vationskraft, mit Fokus auf zehn Schlüsselindustrien.38 Im 
Bereich der Forschungsaktivitäten hat die Volksrepublik mitt-
lerweile den Anschluss an die Weltspitze gefunden. Die Zei-
ten, in denen China technologischen Fortschritt vorrangig in 
der Imitatorenrolle über Wissensimport vollzogen hat, sind 
in vielen Bereichen vorüber. Der jüngst erschienene Critical 
Technology Tracker des Australian Strategic Policy Institute 
(ASPI) identifiziert auf Basis einer Analyse wissenschaftlicher  
Publikationen China als globalen Leader im Bereich High- 
impact-Forschung39 bei 37 von 44 betrachteten kritischen 
Technologien. Bei insgesamt 25 dieser Technologien sehen 
die Autoren ein mittleres bis hohes Risiko für eine zukünftige 
Monopolstellung Chinas, darunter anerkannte Schlüsseltech-
nologien wie Batterien, Photovoltaik und Nanotechnik.40 Bei 
den restlichen sieben Technologien – v.a. aus dem Bereich 
Informations- und Kommunikationstechnologien (IKT)) - 
werden die USA als Leader identifiziert. Eine ähnliche Kon-
zentration lässt sich gemäß der United Nations Conference 
on Trade and Development (UNCTAD) bei den Patentzahlen 
beobachten (siehe Abb. 3).41

35 Europäische Union (2023b). 
36 Sandler & Tschirhart (1980). 
37 Malkin (2022). 
38 Wübbeke et al. (2016). 
39 Der Einfluss wird nach dieser Methodik auf Basis von Zitationszahlen gemessen.  
40 Gaida et al. (2023).
41 UNCTAD (2023a). 

Im Kontext der Weltwirtschaft bezieht sich ein 
„Club“ auf die Bildung exklusiver Gruppen oder 
Blöcke von Ländern mit gemeinsamen wirtschaft-
lichen Interessen. Diese Fragmentierung kann 

zu unterschiedlichen politisch-wirtschaftlichen 
Einflusssphären und einer geringeren Zusammen- 

arbeit zwischen verschiedenen Clubs führen.
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Das Monopolisierungsrisiko betrifft auch den Bereich der 
Fertigung. Denn Entwicklung und Skalierung sind sich wech-
selseitig verstärkende Prozesse. Innovation ermöglicht eine 
First-Mover-Position auf neu geschaffenen Märkten, die die 
Skalierung – und damit die Realisierung größenbezogener 
Kostenvorteile (Skalenökonomien) – erleichtert.42 Skalierung 
wiederum erhöht über den Gewinn von Erfahrungswissen 
das Potential für Anschlussinnovation. 

Der derzeit zu beobachtende Technologiewettbe-
werb könnte deshalb nur von kurzer Dauer sein und 
auf lange Sicht eher als kurze Zwischenperiode auf 
dem Weg zu einer neuen, durch ausgebaute Techno-
logiekompetenzen zementierten globalen Arbeits-
teilung erscheinen. 

Dabei China im Bereich von Schlüsseltechnologien das Feld zu 
überlassen, droht andere Länder dauerhaft in die technologi-
sche Peripherie zu verbannen, mit geringer Chance auf Teil- 
habe an wertschöpfungs- und wissensintensiver Fertigung 
(siehe Abb. 4). Andere Schwellenländer haben dieses Risiko  
erkannt. Länder wie Brasilien43 und Indien44 versuchen ver- 
stärkt ihre Adoptionsfähigkeit im Bereich grüner Zukunfts- 
technologien durch staatliche Investitionsfonds zu steigern. 
Das hat sich bereits in messbaren Zahlen niedergeschlagen: 
Im Ranking des Frontier Technology Readiness (FTR)-Index 
2023 der United Nations Conference on Trade and Develop-
ment (UNCTAD) belegen u.a. Brasilien, Indien, die Philippinen 
und Vietnam weit bessere Plätze als es ihre Stellung nach 
Pro-Kopf-Einkommen entspräche.45 Die USA (Platz 1 im 
FTR-Index 2023) gehen in ihrem Inflation Reduction Act den 
Weg der dezentralen Anreize für private Investitionen durch 
Zuschüsse und Steuergutschriften.46 Das Oberziel ist aber das-
selbe: Aufbau und Sicherung heimischer Produktionskapazi-
täten in Zukunftsbranchen mit hohem Innovationspotential. 

42 Mueller (1997). 
43 Paraguassu & Boadle (2023). 
44 Green Climate Fund (2021).
45 UNCTAD (2023b). 
46 Barbanell (2022). 

Abb. 3: Globale Verteilung Patentanmeldungen im Zeitraum 2000-2021

60

50

40

30

20

10

0

Quelle: UNCTAD (2023b); Eigene Darstellung.
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Für das Geschäftsmodell Europas bedeutet der ver-
schärfte Technologiewettbewerb eine strategische 
Herausforderung. In der Vielfalt an Zukunftstechno-
logien gilt es, den für Europa richtigen Mix aus Inno-
vations- und Adoptionsstrategien zu finden. 

Das Ziel einer globalen Technologieführerschaft auf breiter Front 
erscheint dabei unrealistisch, angesichts des bestehenden Vor-
sprungs Chinas und der USA. Für technischen Fortschritt durch 
Adoption sind die Rahmenbedingungen dagegen grundsätz-
lich günstig, wie etwa die guten Platzierungen zahlreicher EU- 
Länder im FTR-Index 2023 deutlich machen. Vor dem Hinter-
grund des stattfindenden Fragmentierungsprozesses (siehe Ab-
schnitt 3.1) wäre es aber riskant, allein auf Adoption zu setzen. 

Innovationskraft bleibt wichtig, um im Zuge der statt-
findenden Blockbildung als eigenständige geopoliti-
sche Wirtschaftsmacht ernst genommen zu werden. 

Die Aufgabenstellung für Europa in einer sich technologisch 
neu aufstellenden Weltwirtschaft besteht damit v.a. in der 
klugen Fokussierung. Eigene Forschungsressourcen sollten 
vorrangig in den Ausbau sich abzeichnender komparativer 
Vorteile fließen, bestehende interne Innovationshemmnisse 
(siehe Kapitel 4) beseitigt werden. Der Anschluss zur globalen 
Technologieentwicklung sollte zugleich über stabile Partner-
schaften gewahrt bleiben.
 
 
3.4 Neue Rohstoffbedarfe 

Der anstehende Übergang in ein postfossiles Zeitalter bedeu-
tet nicht nur den Verzicht auf Öl und Gas, sondern schafft 
auch neue Rohstoffbedarfe. Ob Batterien, Glasfaserkabel 
oder Brennstoffzellen: Die für unseren zukünftigen Wohl-
stand unverzichtbaren Schlüsseltechnologien (siehe Ab-
schnitt 3.3) sind auf die besonderen Eigenschaften bestimm-
ter Materialien zugeschnitten. Dabei handelt es sich zumeist 
um seltene Metalle, die technisch nur schwer oder gar nicht 
ersetzbar sind. Zugleich wird der weltweite Bedarf in den 
nächsten Jahren sprunghaft zunehmen, was die Konkurrenz 

Abb. 4: Wechselwirkungen im globalen Technologiewettlauf

Quelle: cep/FERI Cognitive Finance Institute, 2023
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im Rohstoffzugang noch verschärft.47 Fortschritte bei Energie-
wende und Digitalisierung sind damit nur zum Teil durch 
Wissen und politischen Willen getrieben, zu einem wesent-
lichen Teil auch durch die nackte Rohstoffverfügbarkeit.

 
Um aus den betrachteten Rohstoffen industriell nutzbare Ma-
terialien zu gewinnen, müssen in allen Fällen mehrere Prozess-
schritte durchlaufen werden. Dazu gehören grundsätzlich die 
Förderung (d.h. der Abbau der Erze) und ein anschließender 
mehrstufiger Verhüttungsprozess. Die einzelnen Verarbei-
tungsschritte konzentrieren sich nicht notwendigerweise nur 

auf das Förderland. Gerade komplexe Verfahren können in 
Länder mit entsprechender Spezialkompetenz oder Kosten-
vorteilen ausgelagert werden (z.B. China in der Verarbeitung 
von Kobalt). Abhängigkeiten im Rohstoffbereich ergeben 
sich so nicht allein durch die physische Lage der Vorkom-
men, sondern auch durch die globale Verteilung von Verhüt- 
tungskapazitäten. Die internationalen Produktionsstatistiken 
fokussieren sich dennoch zumeist auf die Primärstufe der 
Bergwerksförderung. Bei den besonders seltenen Metallen 
dominieren durchweg global wenige Förderländer. Insbeson-
dere die Dominanz Chinas ist augenfällig (siehe Abb. 5). Nicht 
nur war die Volksrepublik im Jahr 2020 bei acht der zwölf 
Rohstoffe der weltweit wichtigste Anbieter, ihr Marktanteil 
lag bei sechs Rohstoffen bei über 50 %, im Falle von Gallium 
und Graphit sogar bei über 75 %. Eine ähnlich herausgeho-
bene Stellung hat sonst nur noch der Kongo (Dem. Rep.) im 
Bereich der Kobaltförderung. Im Bereich der Verhüttung ist 
die allgemeine Dominanz Chinas sogar als noch größer einzu-
schätzen, sie erstreckt sich in dieser Stufe z.B. auch auf Kobalt 
und Lithium.48

47 Réthy-Jensen (2022).
48 Wolf (2022). 

Das FERI Cognitive Finance Institute 
hat in seiner Publikation „Hightech-
Metalle	und	Seltene	Erden“, 
bereits im Juli 2022 auf die 
akuten Rohstoff-Risiken 
aufmerksam gemacht. 
Mehr dazu:

Hightech-Metalle und Seltene Erden    
Akute Rohstoff -Risiken 
für Europas Zukunft 

CO G N I T I V E CO M M E N T

Abb. 5: Marktanteile der wichtigsten Lieferanten für ausgewählte kritische Rohstoffe in 2020

100

90

80

70

60

50

40

30

20

10

0

Quellen: U.S. Geological Survey (2022); Eigene Berechnungen. Die Berechnungen beziehen sich hier jeweils auf die Bergwerksproduktion 
(Förderung). Ausnahmen aufgrund Datenmangels: Gallium, Germanium und Indium (Raffinadeproduktion).

M
ar

kt
an

te
ile

 d
er

 je
w

ei
ls 

w
ic

hti
gs

te
n

Pr
od

uz
en

te
n 

in
 2

02
0 

%

Gallium GraphitGerma-
nium

Indium Kobalt Lithium Platin-
gruppe

Selten-
erdmetalle

Tantalum Titan-
Minerale

Vanadium

AustralienChina SüdafrikaKongo, Dem. Rep.

Quo vadis, Europa? – Am Scheideweg: Globale Herausforderungen, interne Defizite und dringende Handlungsoptionen 

17

https://www.feri-institut.de/content-center/2207080948


Diese Abhängigkeiten machen die Rohstoffbeschaffung be-
sonders verwundbar, nicht nur gegenüber technisch beding-
ten Störungen der Lieferketten, sondern auch gegenüber 
politisch-regulatorischen Einflüssen in einzelnen Herkunfts-
ländern (siehe Abb. 6). Das kann die Handelspolitik betref-
fen, wie Chinas zeitweilige Einführung von Exportquoten für 
Seltene Erden sowie die jüngsten Auseinandersetzungen um 
Exportbeschränkungen für Gallium und Germanium gezeigt 
haben.49 Das kann aber gerade bei Entwicklungsländern auch 
die Frage der allgemeinen politischen Stabilität berühren.

 
Neben einem Versorgungsrisiko unterliegen die ge-
genwärtigen Beschaffungskanäle auch preislichen 
und ökologisch-sozialen Risiken. 

Letztere beginnen mit den durch Förderung und Verhüttung 
verursachten Treibhausgasemissionen. Diese können sowohl 
direkter (Entweichung von Gasen aus dem Boden) als auch 
indirekter (Material- und Energieverbrauch entlang der Lie-
ferkette) Natur sein. Bei einigen Zukunftsrohstoffen können 
auch mit den Vorkommen häufig vergesellschaftete Giftstoffe 
wie Arsen, Quecksilber ein Umweltrisiko darstellen, insbe-

sondere wenn eine Kontamination des Grundwassers nicht 
ausgeschlossen werden kann.50 Im Falle von Lithium kann je 
nach geologischen Bedingungen auch ein hoher Wasserver-
brauch als Problem hinzukommen.51 Auch in Bezug auf die 
soziale Lage der Bergarbeiter und Sicherheitsstandards beim 
Abbau wird von schwerwiegenden Konflikten mit internatio-
nalen Standards berichtet.52

Der für die Zukunft erwartete Nachfrageanstieg hat weltweit 
zu einem sprunghaften Anstieg von Erkundungs- und Investi- 
tionsaktivitäten geführt, auch in Europa. Die jüngsten Groß-
funde in Deutschland,53 Schweden54 und Norwegen55 sind hier-
für prominente Beispiele. Dabei handelt es sich jedoch bislang 
noch nicht um statistisch gesicherte Reserven. Und neben den 
physischen Potentialen hängt Europas Aussicht auf Teilhabe 
an den Wertschöpfungsketten der Rohstoffverarbeitung auch 
von anderen Faktoren ab. So beruht Chinas Dominanz bei den 
Zukunftsrohstoffen zu einem großen Teil auf Lohnkostenvor-
teilen in der Verarbeitung und niedrigen Umweltstandards.56 
Der europäische Wirtschaftsraum kann und will in dieser Hin-
sicht nicht konkurrenzfähig werden. Auch ist auf Märkten mit 
hoher Angebotskonzentration zu erwarten, dass die gegen-
wärtig dominierenden Anbieter auf das Vordringen europäi-
scher Konkurrenz mit Preiskämpfen reagieren werden, was 
den Markteinstieg für Hochlohnregionen zusätzlich erschwert. 

Risikominderung wird für Europa deshalb nur durch Diversi-
fizierung der Bezugskanäle zu erreichen sein. Der EU muss es 
gelingen, stabile Handelsbeziehungen zu rohstoffreichen Dritt-
staaten aufzubauen. Über einen guten Mix an strategischen 
Partnern kann die EU nicht nur Abhängigkeiten im Rohstoffzu- 
gang reduzieren. Technologiekooperation und gemeinsame  
Finanzinstrumente bieten auch die Chance, Teile der Wert-
schöpfungsketten im EU-Raum zu verankern. Auch die Ent-
wicklung und Durchsetzung allgemein anwendbarer Um-
weltstandards lässt sich am besten in Zusammenarbeit mit 
erfahrenen Partnern vorantreiben. Parallel dazu sollte der Auf-
bau von Kapazitäten zur Gewinnung von Sekundärrohstoffen 
beschleunigt werden. Weitere Steigerungen des Recyclingauf-
kommens bei den seltenen Metallen sind dafür essenziell, 
insbesondere über eine Erhöhung der Sammelquoten.

49 Mancheri (2015). Tan (2023).
50 Kaunda (2020). Huang et al. (2016). 
51 Bustos-Gallardo et al. (2021). 
52 Sovacool (2021). 
53 Taylor (2021). 
54 Reid (2023). 
55 Paddision (2023). 
56 Shen et al. (2020). 

Zu den Seltenen	Erden werden 17 Metalle gezählt: 
Scandium, Yttrium und Lanthan sowie die 14 
im Periodensystem auf das Lanthan folgenden 
Metalle. Zu diesen sogenannten Lanthanoiden 
gehören u.a. Cer, Praseodym, Neodym, Europium 
und Ytterbium. Seltene Erden sind silberfarbene  
und relativ weiche Metalle, die an der Luft 
schnell anlaufen. Unterschieden wird zwischen 
leichten und schweren Seltenen Erden.
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3.5 KI als Game Changer 

Der exponentielle Trend zur künstlichen Intelligenz (KI) be-
einflusst bereits heute zahlreiche Wirtschaftssektoren und 
zunehmend auch die Geopolitik. Die Grundlage dafür liegt in 
Techniken des sogenannten maschinellen Lernens, bei denen 
Computer große Mengen an Daten analysieren, Muster er-
kennen und daraus Schlussfolgerungen ziehen können. Dies 
ermöglicht es KI-Systemen, Aufgaben wie Spracherkennung, 
Bildverarbeitung, natürliche Sprachverarbeitung und Ent-
scheidungsfindung automatisiert und in hoher Geschwindig-
keit durchzuführen. Für Europa wird KI zum Game	Changer, 
da sie nicht nur das Rückgrat der angestrebten grün-digitalen 
Wirtschaftstransformation bildet, sondern auch dazu beitragen 

Abb. 6: Erscheinungsformen und Ursachen von Rohstoffrisiken

Quelle: cep/FERI Cognitive Finance Institute, 2023
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Als künstliche	Intelligenz	(KI) wird die Fähigkeit 
moderner Computer verstanden, ähnlich ziel- 

orientiert wie ein Mensch zu denken und so auch 
extrem komplexe Kommunikations- und Entschei-
dungsprobleme lösen zu können. Allerdings wird 
der Einsatz von KI in Expertenkreisen äußerst kon- 
trovers diskutiert, da daraus zukünftig unüber- 

sehbare Komplikationen erwachsen könnten.

Quo vadis, Europa? – Am Scheideweg: Globale Herausforderungen, interne Defizite und dringende Handlungsoptionen 

19



kann, den Klimawandel zu bekämpfen, das Gesundheits-
wesen an den demografischen Wandel anzupassen und die 
Resilienz von Lieferketten durch Echtzeitüberwachung und 
effizientere Lagerverwaltung zu stärken. Forscher gehen 
davon aus, dass der Einsatz von KI für Umweltanwendungen 
bis zum Jahr 2030 einen ökonomischen Mehrwert von bis zu 
5,2 Bio. USD leisten und die weltweiten Treibhausgasemissio-
nen um 4 % senken könnte.57

Historisch gesehen verläuft die Erforschung und praktische 
Anwendung von KI in alternierenden Zyklen von Hype und Ent-
täuschung, die als KI-Winter und KI-Frühlinge bekannt sind.58 
Da in den vergangenen Jahren ein Durchbruch in der Verar-
beitung natürlicher Sprache (NLP) für die verschiedensten 
Anwendungskontexte stattgefunden hat,59 wird gemeinhin ein  
neuer Frühling erwartet. Sogenannte große Sprachmodelle  
konnten von US-amerikanischen Tech-Unternehmen wie 
OpenAI und Google nicht nur auf riesigen Internetdatensätzen 
trainiert, sondern auch so feinjustiert werden, dass sie sich an 
den Nutzerabsichten und -präferenzen orientieren – mit sig-
nifikanten Erfolgen für die Qualität der Textgenerierung.60 Für 
die nahe Zukunft werden neue Methoden zur Verbesserung 
dieses Anpassungsprozesses (v.a. Reinforcement Learning mit 
KI-Feedback), die Entwicklung automatischer Metriken und 
Labels (etwa in Bezug auf Authentizität oder Verzerrungen) 
und das Aufkommen abgeleiteter, innovativer Produkte pro-
gnostiziert.61 Insbesondere der Erfolg des Sprachbots ChatGPT 
verdeutlicht, wie die Zukunft der Arbeit mit generativer KI in 
verschiedenen Bereichen aussehen wird, beispielsweise in der 
Finanzindustrie62 oder dem Bildungssektor.63

Dieser Trend zu mehr KI-Anwendungen hat erhebliche 
volkswirtschaftliche und gesellschaftliche Auswirkungen. 
KI könnte die Arbeitsproduktivität in den meisten EU-Volks-
wirtschaften bis 2035 um bis zu 40 % steigern.64 Nimmt man 
Europas derzeitige Vermögenswerte und seine relative Po-
sition im Digitalbereich als Ausgangspunkt, entstünden aus 
einer vermehrten KI-Adaption bereits bis 2030 rund 2,7 Bio. 
Euro, was einer Steigerung der europäischen Wirtschafts-

57 Herweijer et al. (2019).
58 Wooldridge (2021).
59 Le Scao et al. (2022).
60 Ouyang et al. (2022). Brown et al. (2020).
61 Rosenwein (2022).
62 Consumer Financial Protection Bureau (2023).
63 U.S. Department of Education (2023).
64 Accenture Applied Intelligence (2018).

In der Geschichte der künstlichen Intelligenz 
ist ein KI-Winter eine Zeit, in der die Finan-
zierung und das Interesse an der Forschung 
zurückgehen. Der Begriff wurde in Anlehnung 

an die Idee eines nuklearen Winters geprägt. 
Ein KI-Frühling repräsentiert wiederum eine 
„aufblühende“ Zeit, in der das Thema wieder 

an Fahrt gewinnt.

Reinforcement	Learning ist ein Bereich des ma-
schinellen Lernens, bei dem intelligente Agenten 
in einer Umgebung so agieren, dass ihre Beloh-
nungsfunktion maximiert wird. Dadurch können 

sie sich unter Zuhilfenahme weniger Regeln ohne 
viele Trainingsdaten selbst trainieren. Diese Art 
des maschinellen Lernens zählt zu den drei grund-
legenden Paradigmen der Disziplin, neben dem 
überwachten und dem unüberwachten Lernen.

Natürliche Sprachverarbeitung (NLP:	Natural	
Language	Processing) ist eine Technologie 
des Machine Learning, die Computern die 
Fähigkeit gibt, menschliche Sprache zu inter-
pretieren, zu manipulieren und zu verstehen.

Generative	KI ist ein Sammelbegriff für KI- 
basierte Systeme, mit denen auf scheinbar 
professionelle und kreative Weise alle mögli-
chen Ergebnisse produziert werden können,  
etwa Bilder, Video, Audio, Text, Code, 3D- 
Modelle und Simulationen. Menschliche 
Fertigkeiten sollen erreicht oder übertroffen 
werden. Generative KI kann Individuuen  
unterstützen und Bestandteil von komple- 
xeren Systemen sein.

20

FERI Cognitive Finance Institute



leistung von 19 % entspräche.65 Auch wenn KI somit das Po-
tential hat, die Produktivität in Europa enorm zu steigern, 
drohen disruptive Effekte für den Arbeitsmarkt. 

Die Studie „Digitalisierung, Demographie und Disparität“ be-
schreibt die Auswirkungen der Digitalisierung auf die Arbeits-
welt im Detail und zeigt neue Berufsbilder, insbesondere in den 
Bereichen „Data und KI“ sowie „Engineering und Cloud-Com-
puting“. Technologien wie KI werden in absehbarer Zukunft 
weite Teile der Gesellschaft immer stärker durchdringen.66 

Etwa 80 % der Arbeitnehmer in entwickelten Volks-
wirtschaften werden in mindestens 10 % ihrer Arbeits-
aufgaben von der Einführung großer Sprachmodelle 
wie ChatGPT betroffen sein; bei etwa 19 % der Ar-
beitnehmer betrifft dies sogar mindestens 50 % ihrer 
Aufgaben.67 

Hierzulande geben 44 % der Deutschen an, dass KI ihnen 
Angst macht und mehr als die Hälfte fordert ein Verbot im 
Bildungsbereich.68 Zudem bringt KI komplexe und noch unzu-
reichend beantwortete Fragen der Privatsphäre, des Daten-
schutzes und der rechtlichen Verantwortlichkeit mit sich. 
Der AI-Act der Europäischen Kommission arbeitet bereits an 
einem konsequenten Prozess der politischen KI-Regulierung. 
Dieser wird das erste Gesetz weltweit sein, das KI in allen 
Lebensbereichen reguliert. Auch aus demokratietheoretischer 
Sicht steht viel auf dem Spiel, denn „wer Sprachmodelle 
kontrolliert, kontrolliert die Politik“ der Zukunft.69

Die allgegenwärtige Verbreitung von KI hat zu einer regen 
Debatte über soziale Folgen, politische Regulierung und 
nationale Anpassungsstrategien geführt.70 Der Wettkampf 
zwischen den beiden KI-Supermächten USA und China so-
wie Europas zukünftige Rolle werden von vier Schlüsselele-
menten bestimmt werden: Daten, Rechenleistung, Talent 
und Institutionen.71 Daten sind die wichtigste Ressource im 
KI-Zeitalter, ähnlich wie Kohle oder Öl in der früheren Indus-
trialisierung. Diese müssen jedoch aufwändig gesammelt 
und verarbeitet werden. Fortschrittliche Computerchips 
und Supercomputer bestimmen die Rechenleistung, mit der 
diese Daten ausgewertet werden können – hier gewährt die 
Kontrolle über Chip-Lieferketten einen strategischen Vor-
teil gegenüber Rivalen. Die Talent-Dimension bezieht sich 
auf die Frage, welches Land die beste Forschung und die 
fortschrittlichsten Technologieunternehmen anzieht. Das 
vierte „Schlachtfeld“ beleuchtet einen oft vernachlässigten 
Aspekt: eine globale Führerschaft in KI benötigt auch Insti-
tutionen, die KI holistisch denken und über effektive Rah-
mensetzung wohlstandsfördernd in Wirtschaft und Gesell-
schaft integrieren.

65 McKinsey Global Institute (2019).
66 Angermann (2020).
67 Eloundou et al. (2023).
68 Beerlink (2023).
69 Bajohr (2023).
70 Holistic AI (2023).
71 Scharre (2023).

Mehr hierzu in der Publikation 
„Digitalisierung,	Demo-
graphie	und	Disparität“	
des FERI Cognitive 
Finance Institute:

Digitalisierung   
Demographie   
Disparität   
Wie drei grundlegende Megatrends die Zukunft  verändern

2. aktualisierte und erweiterte Aufl age

„Unter dem Druck der Globalisierung und der demographischen Entwicklung ist ein 

schleichender Wohlstandsverlust in den meisten Industriestaaten prakti sch programmiert. 

Abzusehen sind deshalb auch verschärfte Verteilungskämpfe.“  

Walter Maier, Schweizer Nati onalbank  

Supercomputer, eine Klasse von extrem leis- 
tungsstarken Computern. Der Begriff wird  
üblicherweise für die schnellsten Hochleis- 
tungssysteme verwendet, die zu einem  
bestimmten Zeitpunkt verfügbar sind. Solche 
Computer werden vor allem für wissenschaft- 
liche und technische Arbeiten verwendet, die 
extrem schnelle Berechnungen erfordern.
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NIST:	National	Institute	of	Stan-
dards	and	Technology, dessen 
Aufgabe es ist, die amerikanische 
Innovationskraft und industrielle 
Wettbewerbsfähigkeit zu fördern.

NTIA:	Die	National	Telecommu-
nications	and	Information	Admi-
nistration ist eine Behörde des 
US-Handelsministeriums, die als 
Hauptberater des Präsidenten  

für Telekommunikationspolitik 
fungiert.

Abb. 7: Wettbewerbsfaktoren im Bereich KI

Quelle: Eigene Darstellung, 2023.

Legende: Orange = führende Region. Die Daten sind folgenden Quellen entnommen: Datenmarkt = Datenwirtschafts-Index von PromethEUs. 
Chips = Linda Christensen, Semiconductor Engineering, aus Unternehmensberichten. Der europäische Betrag setzt sich aus Deutschland, 
Frankreich, Irland, Italien und UK zusammen. Supercomputer = Anzahl der Supercomputer weltweit nach Ländern 2022, Statista Research
Department, 09.01.2023. Die europäische Angabe setzt sich aus Deutschland, Frankreich, UK, Niederlande, Italien, Schweden, Irland, Schweiz, 
Norwegen, Finnland, Polen, Tschechien, Luxemburg, Slowenien, Spanien, Bulgarien, Belgien und Ungarn zusammen. Talent = HAI Index 
2023 Annual Report. Die EU-Anteile sind inkl. UK. Für jede Talent-Kategorie wurden das letzte Beobachtungsjahr (2021) und gerundete 
Werte verwendet.
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KI-Gesetz mit KI Office 
(EU arbeitet an ersten 
weltweiten Vorschriften)
KI-Haftungsrichtlinie
DSA und DMA

FTC:	Die	Federal	Trade	Commission 
ist eine unabhängige Behörde der 
US-Regierung, deren Hauptaufgabe 
die Durchsetzung des zivilrechtlichen 
Kartellrechts und die Förderung des 
Verbraucherschutzes ist.
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Wie steht Europa in Bezug auf diese vier Dimensionen des 
KI-Trends da, wenn man die USA und China als Vergleichs-
größen heranzieht (Abb. 7)? Der Wert des US-Datenmarktes 
wird für 2022 auf 289,5 Mrd. Euro geschätzt, weit vor den 
Werten Europas (73 Mrd. Euro) und Chinas (40 Mrd. Euro).72 

Im Datenbereich profitieren die Vereinigten Staaten 
davon, dass die innovativsten Sprachtechnologien in 
den Händen weniger heimischer Privatunternehmen 
konzentriert sind.73 Zu diesem neuen NLP-Oligopol 
gehören der GPT-Entwickler OpenAI, Googles Deep-
mind und Facebook, während kleinere Unternehmen 
und Universitäten bei der Erreichung der aktuellen 
Größen- und Leistungsrekorde praktisch keine Rolle 
spielen.74 

Hinzu kommt die lange Technologieführerschaft in den  
Bereichen der Sozialen Medien, Suchmaschinen und Cloud- 
Provider, die einen konstanten Nachschub an Echtzeitdaten 
bieten, sowie die Tatsache, dass Englisch die dominierende 
Programmiersprache ist. Pekings Vision einer Datenwirt-
schaft hat dieses Machtgefälle erkannt und setzt daher auf 
staatliche Souveränität und Lokalisierung. Bereits seit 2015 
haben chinesische Provinzen sogenannte Big	Data-Börsen	
eingerichtet, die Datensätze, etwa über die Standorte von 
Mobiltelefonen oder meeresbiologische Informationen, wie 
Aktien handeln können.75 Während der Parlamentssitzung 
Chinas im März 2023, bei der Präsident Xi Jinping für eine 
historische dritte Amtszeit bestätigt wurde, inspirierte diese 
Erfahrung die Einrichtung einer neuen „Nationalen Daten-
verwaltung“.76 Diese Behörde soll datenbezogene Institutio-
nen fördern, die gemeinsame Nutzung von Datenressourcen 
koordinieren und den Aufbau eines digitalen Chinas voran-
treiben.77 Demgegenüber hat Europa Daten lange Zeit mehr 
unter dem Gesichtspunkt des Datenschutzes und weniger als 
vielversprechende wirtschaftliche Ressource gesehen. Das 
ändert sich jetzt. Mit Initiativen wie etwa dem Data	Act und 

dem Data	Governance	Act zielt die EU darauf ab, die Macht 
amerikanischer und chinesischer Big Tech-Unternehmen zu 
minimieren und Daten für europäische Unternehmen im 
Binnenmarkt zugänglich und wiederverwendbar zu machen. 
Hinzu kommen die PSI-Richtlinie und neun sektorale Daten-
räume, die gerade konzeptioniert werden.

Die zentrale Rolle von Rechenleistung („Compute“) in der 
heutigen digitalen Weltwirtschaft wurde zuletzt während 
der CoViD19-Pandemie deutlich, als anhaltende Engpässe 
in zahlreichen europäischen Branchen und Regionen Be-
sorgnis über die kontinuierliche Versorgung mit Halbleitern  
und seltenen Erden auslösten.78 Zahlreiche Länder investie-
ren seitdem enorme Summen in die Halbleiterherstellung, 
in Werkstoffe und in die Forschung, um eine kontinuierliche 
Versorgung mit Chips zu gewährleisten, die auch für den 
Wandel hin zu einer grünen, nachhaltigen Industrie benötigt 
werden. Die USA und China haben außerdem strikte Handels-
beschränkungen erlassen. Betrachtet man die für 2021 und 
2022 angekündigten neuen Investitionen in der Chipindus- 
trie, so liegen die USA klar an der Spitze dieses Subventions-
wettlaufs.79 Bei der Anzahl an Supercomputern führt aller-
dings China. Europa hinkt in beiden Kategorien hinterher.

72 Bertuzzi (2023).
73 Future of Life Institute (2022).
74 Masley et al. (2023).
75 Arcesati (2022).
76 Yang (2023).
77 Webster (2023).
78 Küsters & Kullas (2023).
79 Sperling (2022).

Die PSI-Richtlinie ist eine EU-Gesetzgebung, 
die sich um die Weiterverwendung von öffent-
lichen Informationen dreht. Sie legt fest, dass 
solche Daten einfach zugänglich sein müssen. 
Ziel ist es, Wettbewerbsnachteile von EU- 
Unternehmen auszugleichen. Die PSI-Richtlinie 
wurde von der EU erstmals im Jahr 2003 ver-
abschiedet. Neuerungen gab es in den Jahren 
2013 und 2019.
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Als Proxy für Talent kann auf Publikationsdaten zur KI- 
Forschung zurückgegriffen werden. Die Gesamtzahl der 
KI-Veröffentlichungen hat sich seit 2010 mehr als verdop-
pelt, doch während dieses Zeitraums fanden regionale Ver-
schiebungen statt. China führt mittlerweile in Bezug auf die 
Gesamtzahl der KI-Veröffentlichungen in Fachzeitschriften und 
Konferenzen. Die USA dominieren allerdings bei Veröffentli-
chungen auf Repositories (zentrale digitale Ablageportale wie 
arXiv und SSRN), die bei KI-Forschern zu einer beliebten Mög-
lichkeit geworden sind, state-of-the-art Ergebnisse schnell und 
außerhalb der traditionellen Publikationswege zu verbreiten. 
Um neben der Quantität auch die Qualität der Forschung zu 
berücksichtigen, hilft ein Blick auf die Häufigkeit, mit der Er-
gebnisse von anderen Wissenschaftlern aufgegriffen wurden. 
Die Vereinigten Staaten liegen immer noch vorn, was Zitierun-
gen von KI-Konferenzen und Repositories betrifft, aber dieser 
Vorsprung schmilzt langsam dahin. Europa führt bezeichnen-
derweise bei keiner einzigen der gewählten Talent-Kategorien.

Schließlich bedarf es des Blickes auf die institutionelle Einbet-
tung von KI und die Erarbeitung von Normen. Die USA haben 
schon seit einigen Jahren erkannt, dass KI eine strategische  
Priorität sein sollte. Im Jahr 2022 veröffentlichte das Weiße  
Haus einen nicht-verbindlichen Entwurf für eine KI-Bill	of	Rights, 
die u.a. den Schutz vor algorithmischer Diskriminierung, Da-
tenschutz, menschliche Überprüfung und Ausweichmöglichkei-
ten einforderte.80 Im Mai 2023 wurde zudem eine nationale 
Forschungs- und Entwicklungsstrategie für KI bekannt ge-
geben, die die heimischen Arbeitskräfte auf die Integration 
von KI-Systemen in allen Sektoren vorbereiten und die lau-
fenden KI-Aktivitäten in allen Bundesbehörden koordinieren 
soll. Weitere relevante KI-Initiativen sind das Risikomanage-
ment-Rahmenwerk der Nationalen Institute für Wissenschaft 
und Technologie (NIST),81 das Vorgehen der National Tele-
communications and Information Administration (NTIA) zur 
Entwicklung von KI-Audits und Zertifizierungen zur Vertrau-
ensstärkung sowie die regen Aktivitäten der Federal Trade 
Commission (FTC), die sich u.a. mit KI-basierten Täuschungs-

manövern82 und der Rolle der Recheninfrastruktur befasst.83 
Viele der in diesen Initiativen enthaltenen Normen könnten 
für Europa von unmittelbarer Bedeutung werden, da die 
Harmonisierung der KI-Politik ein zentrales Thema bei den 
regelmäßig stattfindenden Ministertreffen des Handels- und 
Technologierates zwischen den USA und der EU ist. 

Insgesamt steht die US-Regierung vor einer schwieri-
gen Gratwanderung bei ihrer Reaktion auf KI, da sie 
zum einen aus sicherheitspolitischen Gründen eine 
strengere Kontrolle neuer KI-Technologien anstrebt, 
zum anderen aber befürchten muss, dass eine zu 
strenge Regulierung China einen Vorteil verschaffen 
würde.84 Momentan scheint es, dass diese Druck- 
situation zu einer Abkehr von der bisherigen, lockeren 
Regulierung hin zum Vorsorgeprinzip führen könnte.85

China hat in den letzten Jahren ebenfalls enorme Fortschritte 
im Bereich der KI gemacht und sich das institutionelle Ziel 
gesetzt, bis 2030 weltweit führend in der KI zu sein. Schon 
2017 verkündete die chinesische Regierung einen nationa-
len Entwicklungsplan für KI, der Investitionen in Forschung 
und Entwicklung, den Aufbau von KI-Innovationszentren und 
mehr Zusammenarbeit zwischen Industrie und Hochschulen 
vorsieht. Seitdem haben chinesische Regulierungsbehörden 
weitreichende Anforderungen an KI-Systeme formuliert, wie 
etwa das Recht der Nutzer, sich gegen KI-Entscheidungen zu 
wehren,86 sowie einen Gesetzentwurf über generative KI, der 
die unberechtigte Nutzung von urheberrechtlich geschützten 
Inhalten und personenbezogenen Daten für das Training von 
KI-Modellen verbietet.87 Im Einklang mit der ideologischen 
Tech-Regulierung durch die Kommunistische Partei Chinas 
untersagt dieses Regelwerk KI-Systemen, Inhalte zu erzeu-
gen, die die Staatsmacht untergraben.88 Zudem legt die chi-
nesische KI-Regulierung einen Fokus auf Organisationen, die 
technische Normen und Standards aufstellen.89

80 The White House Office of Science and Technology Policy (2022).
81 Joint Task Force Transformation Initiative (2018).
82 U.S. Federal Trade Commission & Atleson (2023).
83 U.S. Federal Trade Commission (2022).
84 Edgerton & Deutsch (2023).
85 Omaar (2023).
86 Center for Security and Emerging Technology (2021).
87 Shrishak (2023).
88 Stanford (2023).
89 Rühlig (2022).
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Das zuletzt im Mai 2023 aktualisierte KI-Gesetz der EU folgt 
einem risikobasierten Ansatz und legt Verpflichtungen für 
Anbieter und Nutzer fest, die vom jeweiligen Ausmaß des 
Risikos abhängen und maßgeschneiderte Regelungen für so-
genannte KI-Basismodelle wie GPT (Generative Pre-training 
Transformer) enthalten. Die Betreiber von KI-Systemen mit 
hohem Risiko sollen eine Grundrechte-Folgenabschätzung 
durchführen.90 Ein neues EU-Amt für KI soll überwachen, wie 
das Regelwerk umgesetzt wird. Darüber hinaus möchte die  
geplante KI-Haftungsrichtlinie sicherstellen, dass durch 
KI-Systeme geschädigte Personen in der EU dasselbe Schutz-
niveau genießen wie Personen, die durch andere Techno-
logien geschädigt werden. Dafür soll eine widerlegbare 
Kausalitätsvermutung eingeführt werden. Im Rahmen des  
Gesetzes über den digitalen	Markt	(DMA) sollen ex-ante- 
Regulierungsmaßnahmen für große Plattformen mit erheb- 
lichen Netzwerkeffekten geschaffen werden, um einen faire- 
ren Wettbewerb zu schaffen.91 Zugleich formuliert das Gesetz 
über digitale	Dienste	(DSA) Vorschriften für Internetzugangs-
dienste, soziale Netzwerke, Online-Marktplätze und Such- 
maschinen, deren Pflichten nach Marktstellung differen-

ziert sind und eine stärkere inhaltliche Aufsicht ermöglichen 
sollen.92 Schließlich nutzen europäischen Datenschutzauf-
sichtsbehörden bereits länger bestehende Instrumente, 
um KI-Risiken anzugehen: Der Europäische Datenschutzaus-
schuss hat eine Taskforce zum Austausch von Informationen 
über die Durchsetzung des Datenschutzes eingerichtet und 
die italienische Datenschutzbehörde hat OpenAI zu Verbes-
serungen des Datenschutzes gezwungen.

Insgesamt deutet dieser Überblick über die vier zen-
tralen Säulen des KI-Wettlaufs darauf hin, dass eu-
ropäische Unternehmen aufgrund ihres relativen 
Wettbewerbsnachteils gegenüber amerikanischen 
und chinesischen Akteuren und aufgrund der Menge 
an Daten, Rechenressourcen und Talenten, die für die 
Entwicklung dieser Systeme erforderlich sind, vermut-
lich nicht in naher Zukunft führende KI-Systeme erset-
zen können. Stattdessen werden europäische Unter-
nehmen weiterhin von Systemen und Datensätzen 
abhängen, die in anderen Wirtschaftsregionen entwi-
ckelt werden, und zunehmend auf institutionalisierte 
Datenzugänge, wie sie etwa im Data Act oder im DMA 
vorgesehen sind, angewiesen sein. Eventuell könnte 
Europa einen komparativen Vorteil erlangen, wenn 
es den EU-Mitgliedstaaten gelingt, die detaillierten 
Vorschriften umzusetzen und dadurch Vertrauen in 
neue KI-Technologien zu schaffen und Investitionen 
und Talente anzuziehen.

 
 
3.6 Gefährdung kritischer Infrastruktur 

Kritische Infrastrukturen umfassen Systeme, die für das 
Funktionieren einer Gesellschaft von entscheidender Be-
deutung sind, wie Stromnetze, Wasserversorgung und 
Transportwege. Die zunehmende Gefährdung dieser Ein-
richtungen, verdeutlicht durch die jüngsten Anschläge auf 

90 Europäisches Parlament (2023).
91 Harta (2021).
92 Hoffmann et al. (2021).

Die vom geplanten KI-Gesetz der EU vorgese-
henen Verpflichtungen in Bezug auf Risikoma-
nagement sollen nicht nur für Hochrisiko-KI- 
Systeme verpflichtend sein, sondern auch für  
die Betreiber von sog. Basismodellen	(„foun-
dation	models“). Dabei handelt es sich um 
Modelle, die auf einer besonders großen Daten-
basis trainiert wurden und deswegen für viele 
verschiedene Aufgaben einsetzbar sind, wie  
z.B. große Sprachmodelle.
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Gaspipelines und Bahnkabel in Europa, wird von der zu-
nehmenden Vernetzung und Digitalisierung moderner Ge-
sellschaften verstärkt. Nur 4 % der Experten weltweit sind 
zuversichtlich, dass vernetzte Geräte ausreichend sicher 
sind.93 Ein gutes Beispiel für deren Vulnerabilität im digitalen 
Zeitalter ist der 2020 bekanntgewordene sogenannte Solar-
Winds	 Hack, der weltweit mehr als 18.000 Unternehmen 
und Behörden betraf, darunter viele Betreiber von kritischer 
Infrastruktur, und es den Angreifern erlaubte, Daten auszu-
lesen, Netzwerke zu analysieren und weiteren Schadcode 
zu laden.94 Im aktuellen geopolitischen Klima stellt Europas 
Abhängigkeit von nicht-europäischen datenführenden Tief-
seekabeln das größte sicherheitspolitische Risiko dar.95 Eine 
weitere Schwachstelle ergibt sich aus der Abhängigkeit von 
chinesischen Staatskonzernen wie Huawei und ZTE. So gibt 
es in Europa acht Länder, in denen mehr als die Hälfte der 
5G-Netze mit chinesischen Geräten betrieben werden, dar-
unter Deutschland, Italien und die Niederlande.96

Böswilligen Akteuren stehen heute zahlreiche Methoden zur 
Verfügung, um kritische Infrastruktur zu gefährden (Abb. 8). 
Bei Cyberangriffen infiltrieren Hacker Computersysteme oder 
Netzwerke von kritischen Infrastrukturen, um Daten zu mani-
pulieren oder Abläufe zu stören. Die CoViD19-Pandemie trieb 
die digitale Transformation voran, führte aber gleichzeitig zu 
einer höheren Anfälligkeit für cyberkriminelle Aktivitäten: 
28 % der europäischen KMUs waren 2021 von Cyberangriffen 
betroffen.97 Betreiber kritischer Infrastruktur rechnen mit einem 
starken Anstieg solcher Attacken in der nahen Zukunft und 
fürchten dabei v.a. Ransomware-Angriffe, die etwa im Mai 
2021 das IT-System der größten Kraftstoffpipeline der USA 
lahmlegten, sowie sogenannte Zero-Day-Exploits und Spyware- 
Attacken.98 Langfristigere Probleme sind mögliche Angriffe  

93 World Economic Forum (2023).
94 Kühl (2021).
95 Küsters (2022). Tiefseekabel ermöglichen Datenkommunikation über große Distanzen und können Datenmengen 

transportieren, welche größer sind als die der stärksten Kommunikationssatelliten. 
96 Strand Consult (2022).
97 Publications Office of the European Union (2022).
98 Mann (2022).

Bei Ransomware handelt es sich um eine Art 
von Malware (Schadcode), die ein System 
„sperrt“ oder Dateien verschlüsselt. Um wie-
der auf die Daten zugreifen zu können, muss 
ein Lösegeld gezahlt werden, das heute meist 
in einer Kryptowährung zu entrichten ist.

Bei Spyware handelt es sich um Software,  
die darauf abzielt, Informationen über eine 
Person oder Organisation zu sammeln und 
diese an eine andere Stelle zu senden, um 
dem Benutzer zu schaden, z. B. durch Verlet-
zung seiner Privatsphäre oder Gefährdung  
der Sicherheit seines Geräts.

Ein Cyberangriff ist der gezielte Angriff auf 
größere, für eine spezifische IT-Infrastruktur 

wichtige Rechnernetze von außen zur Sabotage, 
Informationsgewinnung und Erpressung.

Ein Zero-Day-Exploit ist eine Computer-Software- 
Schwachstelle, die denjenigen, die an ihrer Be-
hebung interessiert sein sollten, wie z. B. dem 
Hersteller der Zielsoftware, bisher unbekannt war. 

Solange die Schwachstelle nicht entschärft ist, 
können Hacker sie ausnutzen, um Programme, 
Daten, weitere Computer oder ein Netzwerk  
zu schädigen.
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mit Quantencomputern sowie der erhebliche Mangel an IT- 
Sicherheitsexperten. Denkbar sind, nicht zuletzt seit Ausbruch 
des Ukraine-Krieges, auch direkte Angriffe auf die physische 
Infrastruktur, wie die Sabotage von Kraftwerken, Wasserwerken, 
Verkehrsinfrastruktur oder Tiefseekabeln. Eine subtile Gefähr-
dung erwächst aus dem sogenannten Social	Engineering, bei 
dem Angreifer Manipulationstaktiken nutzen, um Zugang zu 
kritischer Infrastruktur zu erlangen. Schließlich werden Cyber- 
attacken zunehmend in hybride Strategien und in Kriegsfüh-
rungsstrategien integriert. In modernen Konfliktszenarien 
setzen Angreifer auf eine Kombination aus klassischen Mili-
täreinsätzen, wirtschaftlichem Druck, Computerangriffen bis 
hin zu Propaganda in den Medien und sozialen Netzwerken. 
Dieses Vorgehen wird auch als „hybride Taktik“ oder „hybride 
Kriegsführung“ bezeichnet.

Die zunehmende Gefährdung kritischer Infrastruktur 
verursacht erhebliche volkswirtschaftliche und gesell-
schaftliche Kosten. Es wird prognostiziert, dass die durch 
Cyberangriffe verursachten Kosten für die Weltwirt-
schaft von 8,44 Bio. USD im Jahr 2022 auf 23,84 Bio. 
USD im Jahr 2027 steigen werden.99 

Die Störung oder der Ausfall von kritischer Infrastruktur be-
einträchtigt nicht nur die Produktivität einzelner Unterneh-
men, sondern die Gesamtwirtschaft. Die geschätzten Auswir-
kungen von Verkehrs-, Strom- und Wasserunterbrechungen 
auf die Kapazitätsauslastung von Unternehmen belaufen 
sich schon heute auf Verluste in Höhe von 151 Mrd. USD 
pro Jahr.100 Durch Beeinträchtigungen des Handels und der 
Lieferketten können solche Ausfälle globale Spillovers (Über-
tragungseffekte) erzeugen, etwa wenn ein Seehafen nicht 
mehr anfahrbar ist. Neben diesen monetären Kosten wiegt 
die gesellschaftliche Dimension allerdings noch schwerer, 
denn kritische Infrastruktur ist eng mit den grundlegenden 
Bedürfnissen von Menschen verbunden, wie etwa medizini-
sche Dienstleistungen.

Um die Gefährdung kritischer Infrastrukturen zu minimieren, 
braucht es eine umfassende Sicherheitsstrategie, die techni-
sche Maßnahmen (wie Firewalls (Netzwerksicherheitssysteme) 
und Intrusion-Detection-Systeme), physische Sicherheitsvor-
kehrungen, Notfallpläne, Schulungen der Mitarbeiter und 
v.a. eine enge Zusammenarbeit zwischen Regierungen, Un-
ternehmen und Sicherheitsdiensten vorsieht, um Bedrohun-
gen frühzeitig zu erkennen und schnelle Gegenmaßnahmen 
zu ergreifen (siehe Abb. 8).

99 Fleck (2022).
100 Rentschler et al. (2019).

Ein Quantencomputer ist ein Prozessor, dessen 
Funktion auf den Gesetzen der Quantenme-

chanik beruht. Im Unterschied zum klassischen 
Computer kann er nicht nur binär zwischen 1 

und 0, sondern zwischen vielen verschiedenen 
Zuständen unterscheiden und erlaubt daher 
ganz neue Arten der Berechnung, die zudem 

schneller ablaufen.

Ein Intrusion	Detection System, abgekürzt 
IDS, ist in der Lage, auf Computer, Server oder 
Netzwerke gerichtete Angriffe zu erkennen 
und darüber zu informieren. Oft ergänzt das 
Intrusion Detection System die üblichen Funk-
tionen einer Firewall.

Social	Engineering bezieht sich auf alle Tech-
niken, die darauf abzielen, eine Zielperson 
dazu zu bringen, bestimmte Informationen 
preiszugeben oder eine bestimmte Aktion aus 
unrechtmäßigen Gründen durchzuführen.
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Das NCCIC	(National	Cyber- 
security	and	Communications	
Integration	Center) ist Teil der 
Cybersecurity Division der 
Cybersecurity and Infrastruc-
ture Security Agency, einer 
Behörde des U.S. Department 
of Homeland Security.

Die Richtlinie	über	die	Widerstandsfähigkeit	kritischer	
Einrichtungen	(CER) der EU stärkt die Widerstandsfähig- 

keit kritischer Infrastrukturen gegenüber einer Reihe 
von Bedrohungen, einschließlich Naturkatastrophen, 

Terroranschlägen, Insider-Bedrohungen oder Sabotage.

NIPP	(National	Infrastructure	Protection	Plan) 
ist ein Dokument, das in der Homeland Security 
Presidential Directive 7 gefordert wird und darauf 
abzielt, die Bemühungen zum Schutz kritischer 
Infrastrukturen und wichtiger Ressourcen in den 
ganzen USA zu vereinheitlichen.

Das Critical	Infrastructure	Cyber	Community	(C3) Voluntary Program wurde im 
Februar 2014 ins Leben gerufen, um Organisationen bei der Nutzung und dem 
Verständnis des National Institute of Standards and Technology (NIST) Cyber-
security Framework zu helfen. Dabei handelt es sich um ein von der Industrie 
entwickeltes freiwilliges Rahmenwerk, das Organisationen bei der Bewälti-
gung und Verbesserung ihres Cybersecurity-Risikomanagements unterstützt.

Abb. 8: Gefahrenquellen für kritische Infrastruktur und ihre Bekämpfung

Quelle: cep/FERI Cognitive Finance Institute, 2023
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Das Europäische	Kompetenzzen-
trum	für	Cybersicherheit	(ECCC) 
zielt darauf ab, die europäischen 
Kapazitäten und die Wettbewerbs-
fähigkeit im Bereich der Cyber- 
sicherheit zu erhöhen.

Digital	Operational	Resilience	Act	
(DORA) schafft einen Regelungs-
rahmen für die digitale betriebliche 
Widerstandsfähigkeit.

Die NIS2-Richtlinie ist die EU-weite 
Gesetzgebung zur Cybersicherheit.  

Sie sieht rechtliche Maßnahmen vor, 
um das allgemeine Niveau der Cyber- 

sicherheit in der EU zu erhöhen.
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So wurde in den USA schon 2008 das National Cybersecurity 
and Communications Integration Center (NCCIC) als zentrale 
Anlaufstelle eingerichtet. Das Department of Homeland Se-
curity (DHS) hat Initiativen entwickelt, um die Sicherheit und 
Widerstandsfähigkeit kritischer Infrastrukturen zu stärken, 
wie etwa den National Infrastructure Protection Plan (NIPP) 
und das Critical Infrastructure Cyber Community (C3) Volun-
tary Program.

China wiederum hat im Jahr 2017 ein National Cybersecu-
rity Law verabschiedet, das Anforderungen für den Schutz 
von Netzwerken, Daten und Informationen festlegt und 
die Zusammenarbeit zwischen Regierungsbehörden und 
Unternehmen fördert.101 Die chinesische Regierung im-
plementiert zudem schon seit Längerem Maßnahmen zur 
Überwachung und Kontrolle des Internetverkehrs („Great 
Firewall“), mit denen u.a. mögliche Bedrohungen für kriti-
sche Infrastrukturen identifiziert werden können. Die digi- 
tale Sicherheit fällt in den Zuständigkeitsbereich der Cyber- 
space Administration of China, die in den letzten Jahren zu 
einer Art „Super-Regulierungsbehörde“ der Technologie- 
branche aufgestiegen ist und multinationale Unternehmen 
auf Sicherheitsprobleme im Zusammenhang mit der Daten-
übertragung hin überprüft.102

Die EU hat bereits im Januar 2020 ein Instrumentarium für 
5G-Cybersicherheit („5G-Toolbox“) verabschiedet und arbei-

tet seit Russlands Angriffskrieg gegen die Ukraine vehement 
daran, die europäische Cybersicherheit weiter zu stärken. 
Seit letztem Jahr gibt es ein Europäisches Kompetenzzentrum 
für Cybersicherheit (ECCC) mit Sitz in Bukarest, das Fachwis-
sen aus rund 660 Kompetenzzentren für Cybersicherheit in 
den Mitgliedstaaten koordinieren und strategische Investitions- 
entscheidungen, insbesondere in Bezug auf Cybersicher-
heitskapazitäten der nächsten Generation, treffen soll.103 Im 
September schlug die Kommission den Cyber Resilience Act 
vor, der sicherstellen soll, dass Hard- und Softwareprodukte 
mit weniger Schwachstellen auf den europäischen Markt 
kommen und dass die Hersteller die Sicherheit während des 
gesamten Lebenszyklus eines Produkts berücksichtigen.104 
Das Parlament hat im November 2022 der CER-Richtlinie zu-
gestimmt, die die Risikobewertung und Meldepflichten für 
kritische Organisationen in elf wesentlichen Sektoren ver-
stärkt, einschließlich der digitalen Infrastruktur. Hinzu kommt 
die überarbeitete Netz- und Informationsrichtlinie (NIS2), in 
deren Folge rund 160.000 europäische Unternehmen und 
Behörden einheitlichen EU-Vorgaben zum Management von 
Cyberrisiken und zur Meldung von Cybervorfällen unterliegen 
werden.105 Ebenfalls im November verabschiedeten die euro-
päischen Abgeordnete den Digital Operational Resilience Act 
(DORA), der die von Finanzinstituten genutzten Informations- 
und Kommunikationstechnologien mithilfe von harmonisier-
ten Regeln gegenüber Betriebsstörungen und Cyberangriffen 
resilienter machen soll.

101 Stanford (2018).
102 Horsley (2022).
103 Europäische Kommission (2022d).
104 Kotovskaia & Eckhardt (2023).
105 Eckhardt (2022).
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4 Interne Strukturprobleme der EU

4.1 Bedrohung des Grundkonsens 

Die letzten Jahre sind durch eine Zunahme an politischer Kon-
frontation zwischen den EU-Mitgliedstaaten gekennzeichnet. 
Das betrifft nicht nur regulatorische Detailfragen oder die 
strategische Ausrichtung der EU, sondern berührt mittlerweile 
auch die Grundwerte der europäischen Gemeinschaft. Die 
Grundwerte der EU sind gemäß Art. 2 des Vertrages über die 
Europäische Union (EUV) die „Achtung der Menschenwürde, 
Freiheit, Demokratie, Gleichheit, Rechtsstaatlichkeit und die 
Wahrung der Menschenrechte“. Zwei Mitgliedstaaten stehen 
im Zentrum der Kontroverse: Polen und Ungarn. 

Im Falle Polens entzündet sich der Streit vorrangig an den 
von der polnischen Regierung durchgeführten schrittwei-
sen Reformen des polnischen Justizwesens. Bereits kurz 
nach Amtsantritt im Jahr 2015 sorgte Polens Regierungspar-
tei PiS für Aufsehen, indem sie von der Vorgängerregierung 
ernannte Verfassungsrichter nicht anerkannte und durch 
eigene Kandidaten ersetzte. Dieser Vorgang wurde von der 
Europäischen Kommission als Verstoß gegen das Rechtsstaat-
lichkeitsprinzip eingestuft und führte im Januar 2016 zu ei-
nem ersten Überprüfungsverfahren gegen Polen.106 Im Jahr 
2018 verabschiedete das polnische Parlament schließlich 
eine großangelegte Justizreform, die als Kernelemente u.a. 
die Einrichtung politisch abhängiger Gremien zur Auswahl 
von Richtern für den obersten Gerichtshof sowie zur Urteils-
überprüfung und Einleitung von Disziplinarverfahren gegen 
Richter vorsah.107 Diese Teile der Reform wurden vom Euro-
päischen Gerichtshof (EuGH) in einem Urteil von Juli 2021 
als Verstoß gegen die Unabhängigkeit der Justiz und damit 
gegen das Prinzip der Rechtsstaatlichkeit gewertet.108

Polen weigerte sich zunächst, die Arbeit der Disziplinarkam-
mer wie gefordert einzustellen, woraufhin das Land vom 
EuGH im Oktober 2021 zu einem Zwangsgeld von einer Million  
Euro täglich verurteilt wurde.109 Da Polen auch die Zah- 
lung der Bußgelder verweigerte, beschloss die Europäische 
Kommission die Einbehaltung von Fördergeldern an Polen, 
zunächst die Corona-Hilfen, dann auch reguläre Fördermittel 
aus den EU-Kohäsionsfonds.110 Unter diesem Druck beschloss 
das polnische Parlament im Mai 2022 die Abschaffung der 
Disziplinarkammer.111 Das EuGH halbierte daraufhin zwar im 
April 2023 das Zwangsgeld, sah aber die Voraussetzungen für 
dessen vollständige Abschaffung nicht erfüllt, u.a. weil der 
Vorrang des EU-Rechts gegenüber nationalem Recht nach 
wie vor nicht gewährleistet sei. Zudem wurde die Diszipli-
narkammer nicht ersatzlos abgeschafft, sondern durch eine 
„Kammer für berufliche Verantwortung“ ersetzt, die aus-
schließliche Zuständigkeit für Fragen der Unabhängigkeit von 
Richtern besitzt. Unlängst hat zudem die Entscheidung des 
polnischen Parlaments zur Einsetzung einer Untersuchungs-
kommission hinsichtlich der russischen Einflussnahme auf 
einzelne polnische Politiker Befürchtungen genährt, die 
PiS-Regierung könnte kurz vor den Wahlen unlauter gegen 
politische Gegner vorgehen.112 Die Europäische Kommission 
hat aus diesem Anlass ein neues Vertragsverletzungsverfah-
ren gegen Polen eingeleitet.113

Im Streit mit Ungarn zeichnet sich ebenfalls kein Ende ab. 
Hier geht es auch, aber längst nicht nur, um die Unabhängig-
keit des nationalen Justizsystems. Konkret kritisiert die EU die 
mangelnde richterliche Unabhängigkeit,114 die Änderungen am 
Wahlsystem,115 die mangelnde Achtung der Rechte und Frei-
heiten der ungarischen Bürger,116 das unzureichende Vorgehen 

106 Klein (2017). 
107 Machinska (2018). 
108 Europäischer Gerichtshof (EuGH) (2021a). 
109 Europäischer Gerichtshof (EuGH) (2021b). 
110 Deutsche Presse Agentur (dpa) (2022). 
111 Deutsche Presse Agentur (dpa) et al. (2022). 
112 Adam (2023). 
113 Europäische Kommission (2023k). 
114 Europäische Kommission (2022c). 
115 Europäische Kommission (2021a). 
116 Europäisches Parlament (2018). 
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gegen Rechtsverstöße im öffentlichen Auftragswesen117 sowie 
die mangelnden Kontrollmechanismen zur Aufdeckung von 
Korruption. Auch die Medienpolitik wird kritisch betrachtet, 
insbesondere die Bevorzugung staatsnaher Medien, die un-
zureichende redaktionelle und finanzielle Unabhängigkeit der 
öffentlich-rechtlichen Medien sowie die Überwachung von  
investigativen Journalisten.118 Spätestens seit Beginn des 
Ukraine-Krieges ist Ungarn auch im Bereich der Außenpolitik 
zum Enfant Terrible der EU geworden. Bereits unmittelbar nach 
Kriegsbeginn erklärte die ungarische Regierung, die Durchlei-
tung angekündigter Waffenlieferungen anderer EU-Mitglieder 
an die Ukraine durch das eigene Staatsgebiet verbieten zu 
wollen. Ministerpräsident Orbán sieht einen schnellen Waffen-
stillstand als Ideallösung und positionierte sich von Anfang an 
als Befürworter von Verhandlungen.119 Im Dezember 2022 
blockierte Ungarn im Rat zudem geplante EU-Finanzhilfen an 
die Ukraine.120 Der Konflikt um die ungarische Bank OPT, die 
auf einer Schwarzen Liste von in Russland tätigen Firmen steht, 
hat unlängst dazu geführt, dass Ungarn weitere Militärhilfen 
der EU für die Ukraine blockiert.121

Diese offen ausgetragenen Dauerkonflikte belasten 
die Arbeit der EU nach innen wie nach außen. Nach 
innen binden sie auf vielen Ebenen Ressourcen, die 
angesichts der anstehenden globalen Herausfor-
derungen (siehe Kapitel 3) dringend für Strategie-
entwicklung und Gesetzgebungsprozesse benötigt 
würden. Nach außen stellen sie die Verlässlichkeit 
der EU als Partner für politische wie wirtschaftliche 
Zusammenarbeit in Frage. Besorgniserregend ist v.a. 
die Tatsache, dass es bei den Streitpunkten nicht um 
normale wirtschaftliche Interessengegensätze zwi-
schen den Mitgliedstaaten geht, die innerhalb der 
bestehenden Institutionen gelöst werden könnten. 

Die These, die Regierungen Polens und Ungarns hätten vor-
rangig die innenpolitische Ausschlachtung einer anti-euro-
päischen Stimmungslage im Sinn, lässt sich ebenfalls nicht 
bestätigen. In der jüngsten Ausgabe der Eurobarometer- 

Umfrage bekundete unter den Teilnehmenden aus Polen und 
Ungarn erneut ein im EU-Vergleich überdurchschnittlich hoher 
Anteil, Vertrauen in die Europäische Union zu haben.122

Vielmehr berührt der Konflikt die Grundfesten der EU, sowohl 
hinsichtlich der Verteilung der Entscheidungskompetenzen 
zwischen Brüssel und der nationalen Ebene als auch der Na-
tur der Grundrechte der EU-Bevölkerung. Die Vertreter beider 
Regierungen bekunden mittlerweile sehr offen, dass sie die 
EU in dieser Hinsicht grundlegend reformieren wollen.123 Da-
mit erreicht die Auseinandersetzung die Ebene elementarer 
gesellschaftlicher Fragen wie das Verhältnis von Individuum, 
Staat und Religion – und so letztendlich das Menschenbild. 
Der EU bleibt gar nichts anderes übrig, als hierauf mit dem 
ihr zur Verfügung stehenden Sanktionsinstrumentarium zu 
reagieren, will sie ihre Glaubwürdigkeit bewahren. Als ein-
zig denkbarer langfristiger Ausweg aus dem Konflikt erscheint 
eine durch Wahlen ausgelöste Veränderung der politischen 
Kräfteverhältnisse in Ungarn und Polen selbst.
 
 
4.2 Langwierigkeit von Entscheidungs-
 prozessen 

Ist die Entscheidungsfindung bereits innerhalb demokratisch 
verfasster Nationalstaaten tendenziell komplex und langwierig 
(insoweit mögen es Diktaturen einfacher haben), so gilt dies 
erst recht für die Kooperation zwischen den derzeit 27 Mit-
gliedstaaten der Europäischen Union. Das hat nicht nur mit den 
zunehmend anspruchsvollen Herausforderungen zu tun, mit 
denen die EU konfrontiert ist, sondern ist vielmehr strukturell 
angelegt. Die EU umfasst mit ihren 27 Mitgliedern 1. eine 
große Zahl an Mitgliedstaaten, die zudem 2. in nahezu jeder 
Hinsicht – Fläche, Bevölkerungsgröße, Demografie, Wirtschafts-
kraft, politischen Einstellungen, historischen Erfahrungen, 
Religion, Geographie, Klima etc. – sehr heterogen sind. Im Mehr- 
ebenen-Governance-System dieses Staatenverbunds bildet 
die EU die oberste Ebene, deren Entscheidungen insbesondere 
in Form von Rechtsakten – Verordnungen und Richtlinien124  

– mitunter weitreichende Rechtswirkungen für ihre Mitglied-
staaten sowie deren Bevölkerung und Unternehmen haben. 

117 Europäische Kommission (2022k). 
118 Europäische Kommission (2022k). 
119 Kahlweit (2023).
120 Zeit Online (2023). 
121 Deutsche Presse Agentur (dpa) (2023). 
122 Europäische Union (2023c). 
123 Wesel (2018). 
124 Europäische Union (2012). Art. 288.
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Vor diesem Hintergrund verwundert es nicht, dass die Ent-
scheidungsprozesse in der Regel entsprechend komplex und 
langwierig sind. Dies zeigt sich bereits in der äußerst ausdiffe-
renzierten Kompetenzverteilung,125 die abhängig vom thema-
tischen Politikfeld zwischen ausschließlichen Zuständigkeiten 
der EU, geteilten Zuständigkeiten zwischen der EU und ihren 
Mitgliedstaaten sowie Zuständigkeiten der EU zur bloßen Un-
terstützung, Koordinierung und Maßnahmenergänzung unter-
scheidet. Die meisten Rechtsakte der EU werden in dem mehr-
stufigen „ordentlichen Gesetzgebungsverfahren“126 erlassen, 
an dem mit der Europäischen Kommission, dem Ministerrat 
der EU-Mitgliedstaaten sowie dem Europäischen Parlament 
mit seinen über 700 Abgeordneten wiederum drei EU-Organe 
als Hauptakteure beteiligt sind. Stark vereinfacht besteht es 
im Kern darin, dass die Europäische Kommission allein dazu 
berechtigt ist, das Gesetzgebungsverfahren mit Vorschlägen 
für neue Rechtsakte oder zur Änderung bzw. Neufassung der-
selben zu initiieren („Initiativmonopol“). Bevor sie dies tut, 
bereitet sie einen Rechtsetzungsvorschlag in der Regel über 
viele Monate – mitunter Jahre – durch Studien, Konsultatio-
nen potentiell Betroffener und Folgeabschätzungen vor. Nach 
Veröffentlichung des Vorschlags müssen sich die Mitgliedstaa-
ten im Rahmen des Ministerrats und das Europäische Parla-
ment zunächst per Mehrheitsentscheid127 jeweils auf eine 
eigene Position verständigen. Anschließend müssen sich beide 
EU-Gesetzgebungsorgane letztendlich noch auf eine gemein-
same Position einigen, damit der Rechtsakt in Kraft treten 
kann. Bevor eine solche Einigung der EU-Gesetzgebungsor-
gane erreicht werden kann, wird ein Rechtsetzungsvorschlag 
zunächst in zahlreichen Gremien und Ausschüssen sowohl des 
Ministerrates als auch des Europäischen Parlaments diskutiert 
und mitunter substantiell abgeändert. 

Die durchschnittliche Dauer jedes abgeschlossenen ordentli-
chen Gesetzgebungsverfahrens variiert deutlich:128 Während 
sie in der vorangegangenen Wahlperiode des Europäischen 
Parlaments (2014-2019) für die in erster Lesung abgeschlos-
senen Verfahren 18 Monaten betrug, verkürzte diese sich 

in den ersten zweieinhalb Jahren der laufenden Wahlperiode 
(seit 2019) auf zwölf Monate. Bei den in zweiter Lesung ab-
geschlossenen Verfahren waren es 39 Monate in der voran-
gegangenen und 36 Monate in der laufenden Wahlperiode. 
Angesichts der Vielzahl der involvierten Akteure mit ihren 
unterschiedlichen Werten, Interessen und Präferenzen sowie 
der – allein schon mit Blick auf die sprachlichen Unterschiede  
– erheblichen Herausforderung für einen nahezu einen Kon-
tinent umfassenden Entscheidungsfindungsprozess erschei-
nen diese Verfahrensdauern durchaus angemessen. Dennoch 
ist nicht zu ignorieren, dass der Koordinations- und Abstim-
mungsaufwand erheblich ist.

Zwar verfügt die EU für Notfälle auch über beschleunigte 
Verfahren, die Dringlichkeitsentscheidungen ermöglichen. So 
können die EU-Mitgliedstaaten im Rat – also abweichend vom 
ordentlichen Gesetzgebungsverfahren ohne die Mitentschei-
dungsbefugnis des Europäischen Parlaments – auf Vorschlag 
der Kommission „im Geiste der Solidarität zwischen den Mit-
gliedstaaten“ in Notlagen „angemessene Maßnahmen“ be-
schließen, „insbesondere falls gravierende Schwierigkeiten in 
der Versorgung mit bestimmten Waren, vor allem im Ener-
giebereich, auftreten“.129 Hierbei handelt es sich jedoch um 
– schon aus Gründen der demokratischen Legitimation und 
der ausgewogenen Machtbalance zwischen den EU-Organen – 
zeitlich auf die Dauer der Notsituation befristete Ausnahmen.

Angesichts der Vielzahl heterogener Mitgliedstaaten und der 
Notwendigkeit, unter ihnen für Entscheidungen in der Regel 
qualifizierte Mehrheiten und für bestimmte Fragen z.B. der 
Außen- und Sicherheitspolitik sogar Einstimmigkeit130 zu errei-
chen, sehen die EU-Verträge verschiedene Optionen für eine 
Zusammenarbeit und Beschlussfassung von Gruppen mehrerer 
Mitgliedstaaten vor.131 So können mindestens neun Mitglied-
staaten dann alle Mitgliedstaaten im Rat um eine Ermächti-
gung für eine „Verstärkte Zusammenarbeit“132 ersuchen, wenn 
dieser feststellt, dass die mit dieser Zusammenarbeit ange-
strebten Ziele von der EU in ihrer Gesamtheit nicht innerhalb 
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eines vertretbaren Zeitraums verwirklicht werden können. Eine 
verstärkte Zusammenarbeit muss darauf ausgerichtet sein, die 
Verwirklichung der Ziele der EU zu fördern, ihre Interessen zu 
schützen und ihren Integrationsprozess zu stärken. Speziell in 
Bezug auf die „Gemeinsame Außen- und Sicherheitspolitik“ 
(GASP)133 kann der Europäische Rat der Staats- und Regierungs-
chefs der EU-Mitgliedstaaten einstimmig einen Beschluss erlas-
sen, nach dem für Entscheidungen ausnahmsweise die qualifi-
zierte Mehrheit ausreicht (Passarelle-Klausel).134 

Insgesamt erscheint es oft als ein kleines Wunder, dass 27 
Staaten und ihre Vertreter im Europäischen Parlament und 
im Rat ihre Politiken in nahezu allen Lebensbereichen durch 
demokratische Entscheidungsprozesse immer weiter koor-
dinieren und oft sogar weitgehend integrieren. Die EU-Ent-
scheidungsverfahren ermöglichen nicht nur trotz, sondern 
auch gerade wegen ihrer Komplexität immer wieder aufs 
Neue eine Konsensfindung.135 Nichtsdestotrotz liegt es in 
der Natur der Sache, dass angesichts der Heterogenität der 
EU-Mitgliedstaaten der hierfür erforderliche Koordinations- 
und Abstimmungsaufwand erheblich ist und entsprechend 
Zeit in Anspruch nimmt. Dass sich dieses interne Struktur-
problem der EU bei einer künftigen Aufnahme weiterer Mit-
gliedstaaten weiter verschärfen dürfte, liegt auf der Hand.

4.3  Übermäßige Bürokratie als 
 Innovationshemmnis 

Ein durch EU-weite und nationale Regulierung verursachtes 
Strukturproblem ist die allgemein hohe Bürokratiebelastung. 
Das beginnt beim Prozess der Unternehmensgründung. Insbeson-
dere in den großen Ländern wird der Gründungsprozess als im 
globalen Vergleich langwierig und mit einem hohen Dokumen-
tationsaufwand verbunden beschrieben. Im letzten Doing Busi-
ness Index der Weltbank lagen die EU-Mitgliedstaaten im globa-
len Vergleich im Durchschnitt nur auf Rang 39. Dabei zeigt sich 
zugleich eine große Spannweite zwischen Dänemark (Rang 4) 
und Malta (Rang 88). Insbesondere die skandinavischen und die 
baltischen Länder kamen auf gute Bewertungen. Im EU-Durch-
schnitt wurde der Gründungsprozess als größte Baustelle bewer-
tet. Auch im Hinblick auf Dauer und Kosten der notwendigen 
Anmeldeprozeduren wurden deutlich höhere Werte gemessen 
als in vielen wohlhabenden Nicht-EU-Ländern (siehe Abb. 9).136 
Zudem spielen in der eigenen Wahrnehmung der Start-up-Szene 
Bürokratiekosten eine wichtige Rolle. In der jüngsten Ausgabe 
des Start-up Monitors, einer regelmäßigen, groß angelegten Um-
frage unter deutschen Start-ups, nannten fast 90 % aller Befrag-
ten eine Beschleunigung und Vereinfachung von Verwaltungsab- 
läufen als eine ihrer wichtigsten Erwartungen an die Politik.137

Abb. 9: Durchschnittlicher administrativer Aufwand bei Unternehmensgründungen
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Ein Ausbremsen von Start-up-Aktivität durch übermäßige 
Bürokratie hat auch gesamtwirtschaftlich negative Folgen. 
In Start-ups zeigt sich Unternehmertum in seiner Funktion 
als Träger von Innovationsprozessen. Das gilt besonders für 
bahnbrechende Innovationen. Abseits tradierter und teilwei-
se starrer Organisationstrukturen in großen Unternehmen 
können Start-ups grundlegend neue Ideen in die Märkte ein-
bringen und ihre internen Prozesse darauf ausrichten. Damit 
üben sie Druck auf etablierte Anbieter aus. Die Verbreitung 
ihrer Ideen durch Imitation ermöglicht eine disruptive Form 
von technologischem Fortschritt als Vorbedingung für den 
langfristigen Erhalt der Wettbewerbsfähigkeit von Volkswirt-
schaften.139 Start-ups im Bereich emissionsarmer Technologi-
en (sogenannte Cleantechs) können zudem im Kampf gegen 
den Klimawandel (siehe Abschnitt 3.2) zum Game Changer 
werden.140 Neben dieser wichtigen systemischen Funktion 
tragen Start-ups auch unmittelbar in hohem Maße zur Schaf-
fung neuer Arbeitsplätze bei, insbesondere in Regionen mit 
negativer Bevölkerungsdynamik.141

Ein unnötig hoher administrativer Aufwand für 
Gründer bedeutet deshalb nicht nur Ressourcen-
verschwendung, sondern gefährdet auch Europas 
Position im globalen Technologiewettbewerb (siehe 
Abschnitt 3.3). Gerade angesichts der Konkurrenz zu 
stark hoheitlich gelenkten Innovationsprozessen in 
Ländern wie China ist eine lebendige Start-up-Kultur, 
die Raum und Anreize für eine zeitnahe Verwertung 
individueller Ideen bietet, ein unverzichtbares Asset 
für Europa. 

Die Wahrung des eigenen technologischen Vorsprungs durch 
fortwährende kreative Zerstörung ist das einzig probate Mit-
tel, um dem immer größer werdenden Ressourcenvorteil 
Chinas begegnen zu können. Nur so bleibt die EU in einer zu-
nehmenden fragmentierten Weltwirtschaft (siehe Abschnitt 
3.1) als Partner für strategische Handelsbündnisse attraktiv. 
Administrative Innovationshemmnisse gefährden letztend-
lich damit auch das Ziel robuster Lieferketten. 

4.4  Hohe Energiepreise 

Ein weiteres kostenseitiges Hemmnis stellen die im weltwei-
ten Vergleich hohen Energiepreise in Europa dar, die 2022 
in Folge des russischen Überfalls auf die Ukraine geradezu  
explodierten. Trotz der schnellen Kriseninterventionen der  
EU ist derzeit nicht erkennbar, dass diese auf ihr Vorkrisen- 
niveau zurückfinden. Denn die Abhängigkeit von fossilen 
Energieträgern kann auch bei stärksten Anstrengungen nicht 
kurzfristig beendet werden. Hohe Kosten für importierte 
Energieträger belasten nicht nur unmittelbar die Wettbe-
werbsfähigkeit des Industriestandortes Europa, sondern 
schwächen auch die für die Finanzierung von Zukunftsinves-
titionen dringend notwendige heimische Kapitalakkumulati-
on. Europas Politik wird deshalb auch in den nächsten Jahren 
noch zu kreativen Lösungen gezwungen sein, die den Schutz 
von Unternehmen und Verbrauchern mit der Förderung von 
Energiesparanreizen und der Erhaltung der Funktionsfähig-
keit der Energiemärkte unter einen Hut bringen.142 

Nachdem die Energiepreise in Europa bereits 2021 insbeson-
dere im Zuge der weltweiten wirtschaftlichen Erholung und 
anziehenden Energienachfrage zum Ende der CoViD-19-Pan-
demie deutlich gestiegen waren, explodierten sie als Folge 
des russischen Überfalls auf die Ukraine im Februar 2022 
mit in vielerlei Hinsicht disruptiver Wucht. Energie ist unab-
dingbare Voraussetzung aller unternehmerischen und priva-
ten Aktivitäten. Auf einen Schlag war angesichts der großen 
Abhängigkeit der Europäischen Union vom Import fossiler 
Energieträger – Erdgas, Erdöl, Kohle – gerade aus Russland 
die Erreichbarkeit der Zieltrias europäischer Energie- und 
Klimapolitik143 gefährdet:144 

1. die Verfügbarkeit von Energie in ausreichender Menge 
(Versorgungssicherheit) 

2. zu bezahlbaren Preisen (Wirtschaftlichkeit und internati-
onale Wettbewerbsfähigkeit) 

3. bei gleichzeitiger Dekarbonisierung des Energiesystems 
(Nachhaltigkeit).
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Der russische Krieg in der Ukraine führte zu großer Volatilität 
und Unsicherheit in der Energieversorgung und folglich zu 
erheblichen Steigerungen der Gas- und Strompreise. Die Ver-
fügbarkeit von Energie in ausreichender Menge – und damit 
die Energieversorgung an sich – erschien realistischerweise 
gefährdet zu sein, so dass folglich die Gas- und Strompreise 
explodierten. Rekordhohe Gaspreise, die über den Preisset-
zungsmechanismus auf EU-Strommärkten (Merit Order) auch 
die Höhe der Strompreise mitbestimmen,145 eine außerge-
wöhnlich niedrige Verfügbarkeit an Atomkraftwerken und eine 
dürrebedingt geringere Wasserkraftproduktion im Sommer 
2022 erhöhten den Druck auch auf den ohnehin schon an-
gespannten Strommarkt.146 In der zweiten Jahreshälfte 2022 
stiegen in der EU die durchschnittlichen Energiepreise für Pri-
vathaushalte im Vergleich zum Vorjahreszeitraum 2021 weiter 
stark an – bei Erdgas von 7,80 EUR pro 100 kWh auf 11,40 EUR 
und bei Strom von 23,50 EUR pro 100 kWh auf 28,40 EUR.147. 
Nach den Rekordwerten im Sommer 2022 stabilisieren sich 
seit Frühjahr 2023 die Gaspreise und in deren Folge auch die 
Strompreise, wenn auch auf einem historisch hohen Niveau.148

Gaspreise:149

Infolge explodierender Großhandelspreise für Gas stiegen 
in der zweiten Jahreshälfte 2022 die Gaspreise für Privat-
haushalte im Vergleich zum Vorjahreszeitraum 2021 in allen 
EU-Mitgliedstaaten stark an. Am stärksten erhöhten sich die 
Gaspreise (in Landeswährung) in Tschechien (+231 %), Ru-
mänien (+165 %), Lettland (+157 %), Litauen (+112 %) und 
Belgien (+102 %). Am geringsten waren die Preisanstiege in 
der Slowakischen Republik (+18 %) und in Kroatien (+14 %). 
Am niedrigsten waren die Gaspreise in Ungarn (3,50 EUR 
pro 100 kWh), Kroatien (4,50 EUR) und der Slowakischen 
Republik (4,90 EUR) und am höchsten in den Niederlan-
den (19,30 EUR), Dänemark (20,80 EUR) und Schweden 
(27,50 EUR).150 

Nach den Rekordwerten im Sommer begannen die Groß- und 
Einzelhandelspreise für Gas Ende Dezember 2022 wieder 
spürbar zu sinken.151 Maßgeblichen Einfluss auf diese Ent-
wicklung haben laut Europäischer Kommission die zahlrei-

chen Maßnahmen, die die EU und ihre Mitgliedstaaten 2022 
zur Bewältigung der Energiekrise ergriffen haben (siehe Ab-
schnitt 5.2) – z.B. Vorgaben zur Befüllung von Gasspeichern 
und die Koordinierung von Gaseinkäufen, beschleunigte Ge-
nehmigungsverfahren für erneuerbare Energien. Diese zielen 
darauf ab, die Energieversorgung zu diversifizieren, den Ener-
gieverbrauch zu senken und Gas durch erneuerbare Energien 
zu ersetzen. Insbesondere die hohen Gasspeicherbestände, 
der deutliche Rückgang der europäischen Gasnachfrage, die 
zunehmenden Importe von Flüssiggas (Liquefied Natural 
Gas, LNG) und der milde Winter 2022/2023 trugen dazu bei, 
dass sich die EU schrittweise aus ihrer Abhängigkeit von 
russischen Gaseinfuhren befreien konnte. 

Bereits im Oktober 2022 war der TTF-Spotpreis auf 30 EUR/
MWh gesunken, da eine Reihe von LNG-Lieferungen an den 
nordwesteuropäischen Gas-Hubs aufgrund voller Gasspei-
cher und der Überlastung der dortigen Gasnetze nicht ent-
laden werden konnten. Nach einem Anstieg des Preises bis 
Anfang Dezember 2022 auf knapp 150 EUR/MWh fiel dieser 
zum Jahresende 2022 wieder auf ca. 70 EUR/MWh. Der im 
Frühjahr 2023 anhaltende Abwärtstrend dürfte sich nach 
Einschätzung der Europäischen Kommission in absehbarer 
Zukunft fortsetzen. Auch die Gaspreise für Endkunden haben 
in weiten Teilen der EU, wenn auch verzögert, deutlich nach-
gegeben.152

Pipeline-Gasimporte aus Russland haben sich nach dem abrup-
ten Ende der Gaslieferungen über die Nordstream 1-Pipeline 
seit September 2022 bei etwa 3-4 Mrd. Kubikmetern (bcm) 
pro Monat stabilisiert, gegenüber 11-12 bcm/Monat im 
4. Quartal 2021. Der Anteil dieser russischen Gaslieferungen 
an den gesamten EU-Importen sank von etwas über 40 % im 
Vergleichsquartal 2021 auf etwa 15 %. Dieser Rückgang konnte 
insbesondere durch den starken Anstieg der Importe von 
LNG (+13 Mrd. m³ und damit 70 % mehr als 2021) und zusätz-
liche Pipeline-Importe hauptsächlich aus Norwegen und dem 
Vereinigten Königreich kompensiert werden. Im 4. Quartal 
2022 waren die Vereinigten Staaten mit 13,2 Mrd. m³ (36,9 % 
der gesamten LNG-Importe der EU) der größte LNG-Lieferant 
der EU, gefolgt von Katar (6 Mrd. m³, 16 % der EU-Importe) 
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und Russland (5,6 Mrd. m³, 15 % der EU-Importe). Weltweit 
gesehen blieb die EU im 4. Quartal 2022 vor Japan und China 
der größte LNG-Importeur der Welt.153

Strompreise:154

Die Stromgroßhandelspreise erreichten 2022 Rekordhöhen, 
mit einem Allzeithoch im August. Der europäische Strom-
benchmark lag 2022 im Durchschnitt bei 230 EUR/MWh und 
damit 121 % höher als 2021. Italien hatte 2022 die höchsten 
Grundlaststrompreise (durchschnittlich 304 EUR/MWh), gefolgt 
von Malta (294 EUR/MWh), Griechenland (279 EUR/MWh) 
und Frankreich (275 EUR/MWh). Im 4. Quartal 2022 wurden 
die höchsten Preise in Griechenland (246 EUR/MWh, +11 % 
gegenüber dem 4. Quartal 2021) und Italien verzeichnet 
(245 EUR/MWh, +1 % gegenüber dem 4. Quartal 2021).155 

Die hohen Stromgroßhandelspreise führten zu entsprechend 
höheren Stromrechnungen für Privathaushalte. Hier stiegen 
die Strompreise in der zweiten Jahreshälfte 2022 im Vergleich 
zum Vorjahreszeitraum 2021 in allen EU-Mitgliedstaaten, mit 
Ausnahme von Malta (-3 % in Landeswährung) und den Nie-
derlanden (-7 %). Die höchsten Preissteigerungen wurden in 
Rumänien (+112 %), Tschechien (+97 %), Dänemark (+70 %), 
Litauen (+65 %) und Lettland (+59 %) verzeichnet, die nied-
rigsten in Luxemburg (+3 %), Österreich und Deutschland 
(beide +4 %) sowie Polen und Bulgarien (jeweils +5 %). Am 
niedrigsten waren die Strompreise in Ungarn (10,80 EUR pro 
100 kWh), Bulgarien (11,50 EUR) und Malta (12,80 EUR) und 
am höchsten in Irland (42,00 EUR), Belgien (44,90 EUR) und 
Dänemark (58,70 EUR).156 

Steigende Gaspreise machten 2022 die Stromerzeugung aus 
Gas im Vergleich zur Stromerzeugung aus Kohle wirtschaftlich 
weniger günstig. Ausfälle von Atomkraftwerken in Frankreich 
durch Dürre und verspätete Wartungsarbeiten führten zu ei-
nem Rückgang des Atomstroms um 17 % (-118 TWh). EU-weit 
stieg der Anteil der erneuerbaren Energien an der Stromerzeu-
gung auf 39 % (2021: 38 %) und der Anteil fossiler Brennstoffe 
auf 38 % (2021: 36 %). Die Stromerzeugung aus Solarenergie 
und Windkraft erhöhte sich zusammen um 14 % (+76 TWh), 

wobei sich die Solarenergie um 26 % (+41 TWh), die Onshore- 
Windkraft um 10 % (+33 TWh) und die Offshore-Windkraft um 
4 % (+2 TWh) erhöhte. Gleichzeitig nahmen die Kohleverstro-
mung um 6 % (+24 TWh) und die weniger CO₂-intensive Gaser-
zeugung leicht um knapp 1 % (+1 TWh) zu.157 

Um die Verbraucher von stark gestiegenen Gas- und Strom-
preisen zu entlasten, haben 2022 die EU und ihre Mitgliedstaa-
ten verschiedene Maßnahmen ergriffen (siehe Abschnitt 5.2). 
Diese reichen von der Senkung von Steuern und Abgaben, der 
Gewährung von Pauschalbeihilfen, der Zuteilung von Gutschei-
nen an Endverbraucher, der Vorgabe von Preisobergrenzen bis 
zur Regulierung von Preisen. Angesichts der Komplexität des 
Energiesystems und der zahlreichen Faktoren, die sich auf die 
Höhe von Energiepreisen auswirken, können diese zwar die 
Folgen hoher Energiepreise kurzfristig abmildern. 

Letztlich ist jedoch ein systemisch-ganzheitlicher An-
satz erforderlich, der langfristig die interdependenten 
– teils antagonistischen, teils sich gegenseitig verstär-
kenden – Elemente der energie- und klimapolitischen 
Zieltrias der EU – Versorgungssicherheit, Wirtschaft-
lichkeit und internationale Wettbewerbsfähigkeit so-
wie Nachhaltigkeit – ausbalanciert.

 
 
4.5  Demografischer Wandel 

Gemäß der jüngsten Langfristprojektionen von Eurostat soll 
die Bevölkerung in den EU-Ländern noch bis zum Jahr 2026 
anwachsen und dann langsam, aber kontinuierlich schrump-
fen. Dabei geht Eurostat für die Zukunft von weiter sinkenden 
Geburtenraten und einer weiter steigenden Lebenserwartung 
aus. Als Folge wird ein deutlicher Anstieg des Altenquotien-
ten158 erwartet, von 33 % im Jahr 2022 auf 38 % im Jahr 2030 
und sogar 50 % im Jahr 2050. Besonders drastisch fallen die er-
warteten Anstiege für Spanien und Griechenland aus, dort soll  
sich der Altenquotient bis 2050 nahezu verdoppeln. Für die 
Zeit nach 2050 wird eine Fortsetzung dieses Trends erwartet.159  
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Dieser Entwicklung im EU-Raum stehen global teilweise  
gegensätzliche Dynamiken gegenüber. Das gilt besonders 
für den Vergleich zu Afrika. Die Vereinten Nationen erwar-
ten in ihren Weltbevölkerungsprojektionen bis 2050 nahezu 
eine Verdopplung der Bevölkerungszahl Subsahara-Afrikas auf 
mehr als 2 Mrd. Menschen. Die Region soll für mehr als die 
Hälfte des weltweiten Bevölkerungswachstums im Zeitraum 
2022-2050 verantwortlich sein.160 Damit hat die Region ein 
hohes Potential für eine zukünftige „demografische Dividende“,  
d.h. für ein erhöhtes Wirtschaftswachstum infolge eines 
niedrigen Altenquotienten.

Für Europa hat die erwartete demografische Entwicklung 
dagegen schwerwiegende wirtschaftliche, soziale und poli-
tische Konsequenzen (siehe Abb. 10). Ein Rückgang der Zahl 
an Personen im erwerbsfähigen Alter belastet unmittelbar 
die Produktionskapazitäten und damit die volkswirtschaftli-
chen Wachstumspotentiale. Bereits heute schlägt sich dies in 
einem Mangel an Fachkräften in einigen zukunftsrelevanten 
Branchen und Berufsgruppen nieder. Die Analysen der Euro-
päischen Arbeitsbehörde (ELA) weisen auf verbreitete Knapp-
heiten insbesondere in einigen derjenigen Berufsfelder hin,  
die für Zukunftstechnologien große Relevanz besitzen. So wur-
de für die Gruppe der MINT-Berufe generell eine besonders 
starke Tendenz zur Arbeitskräfteknappheit konstatiert. Konkret 
identifizierten 14 EU-Mitgliedstaaten die Berufe des zivilen 
Ingenieurs und des Software-Entwicklers als Mangelberufe. Bei 
Software-Entwicklern berichteten immerhin sieben Mitglied-
staaten sogar von einem hochgradigen Mangel. Auch verschie-
dene Gruppen von Mechanikern und Elektrikern sind unter den 
am häufigsten genannten Mangelberufen zu finden.161

Aber auch mittelbar kann sich ein solcher Trend negativ auf 
die Einkommensentwicklung auswirken, etwa über den Zu-
sammenhang zur Innovationsaktivität. Empirische Studien 
verweisen vielfach auf einen negativen Effekt von gesellschaft-
lichen Alterungsprozessen auf die Anzahl an Patentanmeldun-
gen pro Kopf.162 Sinkende Innovationsaktivität wiederum be-
einträchtigt produktivitätsseitig die Wachstumsperspektiven. 
Im globalen Technologiewettlauf (siehe Abschnitt 3.3) droht 
die Demografie so für Europa mittelfristig zu einem zusätzli-

chen Hemmschuh zu werden. Ein weiterer mittelbarer Effekt 
betrifft die Schwierigkeit der Aufrechterhaltung der derzeiti-
gen Rentenversicherungssysteme, insbesondere in EU-Ländern 
deren Rentensysteme (teilweise) auf dem Umlageprinzip be-
ruhen. Ohne radikale Politikwechsel sind weiter steigende 
Rentenversicherungsbeiträge die natürliche Folge, was v.a. in 
arbeitsintensiven Industrien die preisliche Wettbewerbsfähig-
keit Europas belasten wird.163 Auf politischer Ebene verschärft 
dies höchstwahrscheinlich noch den durch Faktoren wie den 
Klimawandel (siehe Abschnitt 3.2) ohnehin schon zugespitzten 
Generationenkonflikt.

Daneben hat der demografische Wandel auch Auswirkungen 
auf politische Willensbildungsprozesse in EU-Demokratien. 
Während der Effekt von Alterung auf die Rentenpolitik empi-
risch nicht eindeutig geklärt ist, existieren einige Studien, die 
einen negativen Effekt auf die staatlichen Ausgaben für Fami-
lien und Bildung belegen.164 Die aus der Alterung resultieren-
de wirtschaftliche Last für die junge Generation könnte sich 
durch die Verschiebung der politischen Kräfteverhältnisse so 
noch weiter verstärken. 

Auch die private Kapitalbildung durch Ersparnis steht unter 
dem Einfluss der demografischen Koordinaten. Eine steigen-
de Lebenserwartung stärkt – sofern die erwartete Lebens-
arbeitszeit nicht gleichermaßen steigt – individuelle Sparan-
reize in jungen Jahren. Diesem positiven Effekt der Alterung 
auf den gesamtwirtschaftlichen Kapitalbestand steht die 
Neigung zum Entsparen/Aufbrauchen des vorhandenen 
Vermögens im hohen Alter gegenüber.165 Für den Effekt 
von Alterungsprozessen auf die Sparquote wird deshalb ein 
nichtlinearer Verlauf erwartet: In der Frühphase ist er noch 
positiv, mit steigendem Bevölkerungsanteil von Personen 
in hohen Altersstufen wird er zunehmend negativ.166 Aber 
auch wenn in Europa die Alterung vorübergehend zu ver-
mehrter Kapitalbildung führen sollte, wird sich das bei wei-
terhin offenem Kapitalverkehr nicht unbedingt in höheren 
heimischen Investitionen niederschlagen. Denn der Verlust 
an Arbeitskräften belastet auch die zu erwartende Kapital-
rendite. Studien prognostizieren deswegen eine langfris-
tige Verlagerung der internationalen Kapitalflüsse: Kapital 
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wird aus von Alterung stark betroffenen in vergleichsweise 
schwach betroffene globale Regionen umgelenkt.167 Der de-
mografische Wandel könnte so auch die Kapitalbilanz der 
EU nachhaltig verschlechtern. 

Vor diesem Hintergrund wird die verstärke Anwer-
bung von Fachkräften aus dem Nicht-EU-Ausland 
gleich in mehrfacher Hinsicht zum wirtschaftspoliti-
schen Imperativ. Nur hierüber kann Europa von der in 
anderen Weltregionen anstehenden demografischen 
Dividende profitieren. 

Einen umfassenden Überblick über die wichtigsten Aspekte  
und Interdependenzen des Longevity-Szenarios gibt die 
Publikation: „Longevity“: Megatrend Langlebigkeit, aus dem 
FERI Cognitive Finance Institute (LINK).168

Abb. 10: Wirtschaftliche und soziale Effekte der Alterung

Quelle: cep/FERI Cognitive Finance Institute, 2023
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Die komplexen Auswirkungen und Konsequenzen steigender Lebenserwartung

CO G N I T I V E CO M M E N T

Als Longevity-Szenario wird nachfolgend die 
Grundthese bezeichnet, dass die durchschnitt-
liche Lebenserwartung in den kommenden 
Jahren kontinuierlich ansteigt, speziell für  
Menschen in modernen Industrieländern.
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4.6  Der Euro als politische 
 Handlungsrestriktion 

Die EU weist eine wichtige Besonderheit auf: Ein Teil der 
Mitgliedstaaten hat sich zu einer Währungsunion zusam-
mengeschlossen und bildet einen „Club“ im „Club“, nämlich 
die „Eurozone“ in der „Europäischen Union“. Die Stabilitäts-
anforderungen der Eurozone sind spezifisch und die Kosten 
eines Zusammenbruchs systemisch hoch. Das bedeutet, dass 
die Governance der Eurozone erhebliche Auswirkungen auf 
die Governance der gesamten EU hat, somit bestimmte Sta-
bilitätsrisiken und Politiken auch auf die Nicht-Euro-Länder 
innerhalb der EU externalisiert werden: 

Der engere Stabilitätszusammenhang der Eurozone  
zwingt die Europäische Union zu einem gewissen 
Gleichlauf. Die Existenz des Euro und seine spezifi-
schen Stabilitätsanforderungen bilden also – mindes-
tens indirekt – zusätzliche politische Handlungsrestrik-
tionen für die Europäische Union. 

Hinzu kommt, dass die Europäische Währungsunion auch 
heute kein sogenannter „optimaler Währungsraum“ ist. Er 
muss also speziell in Krisen geld- und fiskalpolitisch stabilisiert 
werden. Aus dem Jahr 2012 stammt der bis heute berühmte 
Satz des damaligen Präsidenten der Europäischen Zentralbank 
(EZB) Mario Draghi: „Within our mandate, the ECB is ready to 
do whatever it takes to preserve the Euro. And believe me, it 
will be enough.“169 Dieser Satz hat seitdem die europäische 
Politik wesentlich bestimmt. Neben der fiskalischen Umver-
teilung, die dafür erforderlich ist, hat sich das politische Ver-
handlungsgleichgewicht verschoben. So mag der Brexit, so 
nachteilig er für Großbritannien selbst sein mag, nicht zuletzt, 
obgleich kein Mitglied der Währungsunion, durch deren Krise 
mit ausgelöst worden sein. Der Brexit wiederum hat das poli-
tische Gleichgewicht in der EU verschoben, u.a. zuungunsten 
Deutschlands und anderer eher stabilitätsorientierter Länder. 

Dies zeigt auch die derzeitige Diskussion um eine Reform des 
Stabilitäts- und Wachstumspakts, die in Richtung einer starken 
Aufweichung, wenn nicht sogar der Abschaffung von quantita-
tiven Fiskalregeln geht.  

Zwar sind in der Vergangenheit wichtige regulatorische 
Schritte unternommen worden, um die Finanzmarkt- und 
Bankenstabilität zu erhöhen, politisch sowie geld- und fiskal-
politisch bleibt die Eurozone dennoch eine „nicht-optimale 
Währungsunion“. Durchaus mit Krisenpotential, wie das 
Ansteigen der Risikoprämien für italienische Staatsanleihen 
Ende 2022 gezeigt hat. Um die „Fragmentierung“ des Anlei-
hemarktes zu verhindern, hat die EZB ein neues Instrument 
geschaffen: das „Transmission Protection Instrument“, das 
zum Einsatz kommen soll, wenn die EZB zum Schluss kommt, 
dass eine nicht-marktgerechte Fragmentierung vorliegt.170 
Tatsächlich, so muss man vermuten, ist dieses Instrument 
geschaffen worden, um bei infolge der vielen Krisen signifi-
kant gestiegenen Staatsschulden und plötzlich auftretender 
Inflation die Zinsen erhöhen zu können, ohne dadurch die 
Stabilität des Euro zu gefährden. 

Vor diesem Hintergrund ist anzunehmen, dass der Euro- 
Zusammenhang innerhalb der EU diese in Zukunft 
in ihren politischen Handlungsmöglichkeiten ein-
schränkt. Dies ist ein aktuell eher nachrangiger, aber 
potentiell wichtiger Faktor, der im Blick zu behalten 
ist, wenn es darum geht, die Resilienz und Souve-
ränität der EU zu stärken. Mit Blick auf eine aktuell 
diskutierte „De-Dollarization“ des internationalen 
Währungssystems gilt umgekehrt, dass eine Währung 
mit entsprechender Bedeutung als internationale  
Reservewährung selbst ein geopolitischer Faktor ist.171 
Der Euro hätte diesbezüglich Potential, leidet aber an 
den nach wie vor vorhandenen strukturellen und ins-
titutionellen Schwächen des Europäischen Währungs-
systems.    
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5 Zentrale Handlungsfelder

5.1 Handelspolitik 

Die Außenhandelspolitik fällt ausschließlich in den Kompe-
tenzbereich der EU. Die zunehmenden Handelsstreitigkei-
ten und Lieferkettenstörungen der letzten Jahre haben hier 
bereits vor Ausbruch des Ukraine-Kriegs zu einer spürbaren 
Neuorientierung geführt. In ihrer Trade Policy Review 2021 
führte die Europäische Kommission den Begriff der „offenen 
strategischen Autonomie“ als neues Leitbild für die EU-Han-
delspolitik ein. Damit betont sie einerseits, auch weiterhin 
für einen offenen und regelbasierten Welthandel einzutre-
ten, der auf multilateraler Kooperation beruht. Andererseits 
macht sie aber deutlich, dass die EU in die Lage versetzt wer-
den muss, innerhalb der Welthandelsordnung ihre strategi-
schen Interessen und Werte eigenständig und selbstbewusst 
zu verteidigen. Das schließt Maßnahmen zur Erhöhung der 
Resilienz und Nachhaltigkeit ihrer Lieferketten genauso ein 
wie die Fähigkeit zur Bekämpfung unfairer Handelspraktiken 
von Drittstaaten. Die Kommission fasst diese Neuausrichtung 
in drei mittelfristigen handelspolitischen Zielen zusammen: 

1) Unterstützung der EU-Wirtschaft bei der anstehenden 
Transformation in Richtung Dekarbonisierung und Digitali-
sierung

2) Beeinflussung globaler Handelsregeln mit dem Ziel einer 
nachhaltigeren und faireren Form von Globalisierung

3) Verbesserung der Fähigkeit der EU zur Verfolgung ihrer 
Ziele mittels autonomen Handelns.172

Diese Neuausrichtung bekundet den Versuch der EU, die für 
ihr Selbstverständnis zentralen Prinzipien Freihandel und 
Multilateralismus mit den sich radikal verändernden inneren 
(Primat der Klima- und Nachhaltigkeitsziele) und äußeren 
(globale Fragmentierungsprozesse) Rahmenbedingungen in 
Einklang zu bringen. Dabei kommt es notwendigerweise zu 
Reibungspunkten. So muss sie sich mit der Frage auseinan-
dersetzen, inwieweit vergangene Handelsliberalisierung, in-
dem sie die geografische Aufspaltung von Lieferketten beför-
dert hat, zur gegenwärtigen Fragilität der Versorgungswege 

beigetragen hat. Auch die Zukunftstauglichkeit von Multila-
teralismus als Ordnungsprinzip wird durch die geopolitische 
Konfrontation massiv in Frage stellt. Für zentrale Institutio-
nen wie den WTO-Streitschlichtungsmechanismus fehlt es 
noch immer an langfristigen Konzepten, wie die globale  
Abstimmung und Durchsetzung von Regeln in Zeiten der  
Polarisierung funktionieren sollen. Der Ukraine-Krieg und 
seine handelsverzerrenden Begleiterscheinungen haben diese 
Fragen noch akuter gemacht. 

Ein Ausweg aus diesem strategischen Dilemma kann ein 
pragmatisches Vorgehen in Schritten sein. Anstatt den Fokus 
unmittelbar auf eine Maximierung des eigenen globalen Ein-
flusses zu legen, und dabei unvermeidlich in Konflikt zu ande-
ren zentralen Politikzielen wie Nachhaltigkeit zu geraten, sollte 
das Ziel zunächst in der Vertiefung der Handelsbeziehungen 
zu Partnern mit ähnlichen Interessen sein. Die so geschlosse-
nen Bündnisse könnten dann durch ihre ökonomische Potenz 
und Gestaltungskraft die globale Durchsetzungsfähigkeit der 
EU steigern. Die Vielzahl an in jüngster Zeit in Kraft getretenen 
bzw. gegenwärtig verhandelten oder ratifizierten bilateralen 
Freihandelsabkommen ist Ausdruck solcher Überlegungen.173 
Das zeigt sich allein an ihrem Umfang. Nicht nur nimmt die Be-
seitigung nicht-tarifärer Handelsbeschränkungen erheblichen 
Raum ein, etwa indem technische Produktstandards harmo-
nisiert oder wechselseitig anerkannt werden. Auch der Nach- 
haltigkeitsaspekt spielt, entsprechend einem von der Kommis-
sion im Jahr 2022 kommunizierten Bekenntnis, eine zentrale 
Rolle. Das betrifft sowohl die Konformität sämtlicher Bestim-
mungen mit Nachhaltigkeitszielen als auch explizite Vertrags-
kapitel, in denen die Parteien sich zur Einhaltung ihrer Ver-
pflichtungen aus multilateralen Verträgen bekennen.174 

Ein solches Vorgehen ist mit den strategischen Zielen der EU 
grundsätzlich vereinbar. Denn der gegenwärtige Technologie-
wettlauf (siehe Abschnitt 3.3) ist eben auch ein Ringen um die 
Prägung der produktseitigen (technische Spezifikationen) und 
prozessseitigen (Nachhaltigkeitsanforderungen) Standards, die 
die Spielregeln auf den globalen Märkten der Zukunftstech-
nologien bestimmen werden. Harmonisierungsbestrebun-
gen mit grundsätzlich gleichgesinnten Partnern sind hier  

172 Europäische Kommission (2021d). 
173 Europäische Kommission (2023d). 
174 European Economic and Social Committee (2022). 
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aus EU-Sicht der kostenärmste Weg zur Steigerung der ei-
genen Schlagkraft. Als alleinige Antwort birgt dieser Weg 
aber auch Risiken. So könnte die EU mit dieser Strategie die 
ökonomische Blockbildung zusätzlich befeuern und so die 
als Bedrohung für das europäische Geschäftsmodell wahrge-
nommene Fragmentierung des Welthandels (siehe Abschnitt 
3.1) erst recht befördern. Eine zu einseitige Ausrichtung auf 
die weitere Vertiefung bestehender Handelsbeziehungen er-
zeugt aus EU-Sicht zudem die Gefahr der Fehlspezialisierung 
durch handelsumlenkende Effekte. Politökonomisch könnte 
der Einfluss von unter besonderem Transformationsdruck 
stehenden europäischen Industrien dazu führen, dass die 
EU vorrangig die Integration mit Partnern vorantreibt, die 
in diesen Industrien keine starke Konkurrenz darstellen. Das 
könnte die anstehende Transformation verzögern und so die 
Wettbewerbsfähigkeit der EU langfristig schwächen. Auch 
ist im Hinblick auf das Resilienzziel zu bedenken, dass der 
Aufbau von Clubs gleichgesinnter Partner einschließlich ge-
meinsamer Lieferketten zwar eine (begrenzte) Abschirmung 
gegen clubexterne Risiken ermöglicht, aber zugleich die An-
fälligkeit gegenüber von den Partnern ausgehenden Risiken 
(z.B. spontane Kurswechsel in der Handelspolitik) erhöht. 

Das macht es bei der clubinternen Regelsetzung umso wich-
tiger, Bedingungen zu schaffen, die die Clubs (im spieltheore-
tischen Sinne) stabil machen. Dazu gehört eine grundsätzliche 
Symmetrie bei den Austrittskosten. 

Handelsintegration sollte so gestaltet sein, dass sie 
ein Muster an clubinterner Arbeitsteilung in den 
gemeinsamen Lieferketten befördert, dass beschaf-
fungs- wie absatzseitig keine neuen einseitigen öko-
nomischen Abhängigkeiten heraufbeschwört. 

Dafür gibt es kein Patentrezept. Inwieweit und in welchen 
Feldern über aus multilateralen Abkommen resultierende 
Verpflichtungen hinausgehend Harmonisierung stattfinden 
soll, ist letztendlich eine Frage der partnerspezifischen kom-
parativen Kostenvorteile. Fairness bedeutet hier in erster 
Linie, dass die Regeln des clubinternen Handels so gesetzt 
werden, dass die Partner im Wettbewerb ihre jeweiligen 
komparativen Vorteile auch entfalten können. Das stärkt in 
der Konsequenz die Wettbewerbsfähigkeit clubinterner 

Lieferketten nach außen und dient so der langfristigen Sta-
bilität der Partnerschaft. Die langfristige Ausprägung dieser 
komparativen Kostenvorteile wiederum ist aber auch das 
Ergebnis zukünftiger Technologie- (siehe Abschnitt 5.3) und 
Rohstoffstrategien (siehe Abschnitt 5.4). Sinnvolle clubinter-
ne Arbeitsteilung setzt deshalb auch einen intensiven Aus-
tausch in diesen Politikfeldern voraus.

Insgesamt ist im Feld der Handelspolitik eine Drei-Säulen- 
Strategie empfehlenswert (siehe Abb.11), differenziert nach 
dem Adressatenkreis. 

Die erste Säule („Gründung strategischer Clubs“) besteht in 
der Fortsetzung der gegenwärtigen Politik der vertieften In-
tegration mit bereits heute wichtigen Handelspartnern. Da-
bei sollte der Fokus zukünftig besonders auf der Schaffung 
fairer Wettbewerbsregeln liegen, die eine ökonomisch sinn-
volle Spezialisierung der Partner ermöglichen und zugleich 
die anstehenden technologischen Transformationsprozesse 
beschleunigen. Das setzt voraus, dass zukünftige Abkom-
men auch eine engere Abstimmung von Maßnahmen im 
Bereich Forschungs- und Technologieförderung vorsehen. 
Abstimmungsbedarf besteht auch im Feld der Klimapolitik, 
insbesondere bei der für den clubinternen Wettbewerb we-
sentlichen Frage der CO₂-Bepreisung (siehe Abschnitt 5.2). 
Themenspezifische Ausschüsse, die mit Experten und zivilge-
sellschaftlichen Akteuren besetzt sind, können ein geeignetes 
Medium für einen solchen dauerhaften Austausch darstellen. 

Die zweite Säule („Stärkung Konnektivität“) besteht in der 
Verringerung der Distanz zu bislang wenig in EU-Lieferketten 
eingebundenen, aber zukünftig als Partner attraktiver wer-
denden Drittstaaten. Die Attraktivität kann im Ressourcen-
reichtum (Rohstoffe, Humankapital, Innovationskraft), aber 
auch in der geopolitischen Bedeutung oder den Absatzpoten-
tialen begründet sein. Auch Distanz kann hier mehrdimen- 
sional verstanden werden: Neben der zeitlichen-räumlichen 
Distanz des Gütertransports und seiner Kosten spielen auch 
die institutionelle (unterschiedliche politische Systeme und 
gesellschaftliche Werte) und die regulatorische (Unterschiede  
in Regulierungsphilosophie und -intensität) Distanz für die 
Handelsbeziehungen erwiesenermaßen eine wichtige Rolle.175 
Der Global	Gateway	Initiative kommt dabei eine entscheiden-
de Rolle zu.176 Mit ihr kann Kapital gezielt in die Förderung 
der Infrastruktur in Partnerländern kanalisiert und so die 

175 De Groot et al. (2004). 
176 Europäische Kommission (2021e). 
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Konnektivität gestärkt werden. Über die vorgesehene Werte-
bindung der Mittel könnte sie auch zur Verbreitung höherer 
Umwelt- und Arbeitsschutzstandards entlang der betroffenen 
Lieferketten beitragen. Zugleich steht das Idealmodell von 
europäischen Regeln und Wertvorstellungen gelenkter Liefer-
ketten aber global in harter Konkurrenz zu anderen Koopera- 
tionsinitiativen, allen voran Chinas Belt-and-Road-Strategie. 
Um auch zu Entwicklungs- und Schwellenländern dauerhaft 
stabile Handels-Partnerschaften aufzubauen, sollte die EU 
ihnen den Raum geben, ihre Position als Produktionsstandort 
innerhalb der gemeinsamen Lieferketten langfristig Richtung 
wertschöpfungs- und wissensintensiverer Fertigungsstufen 
aufwerten zu können. Eine schrittweise, an wirtschaftliche 
Etappenziele gebundene Handelsintegration und intensive 
Kooperation bei der (Weiter)-entwicklung von Produkt- und 
Prozessstandards können hierfür geeignete Mittel sein. 

Die dritte Säule („Erhöhung multilateraler Einfluss“) zielt auf 
die langfristige Stärkung des Einflusses der EU auf die Welt-
handelsordnung ab. Gemeinsam mit ihren Partnern sollte 
die EU auf eine grundlegende Reform der WTO hinarbeiten. 
Das beinhaltet zunächst die Schaffung eines gemeinsamen 

Grundverständnisses, welche Anforderungen unter den ver-
änderten weltwirtschaftlichen Rahmenbedingungen an eine 
effiziente und faire Handelsordnung gestellt werden sollten. 
Dies gilt insbesondere für die Auswirkungen von Digitalisie-
rung, Klimapolitik und dem zunehmenden Bewusstsein für 
Nachhaltigkeit. Darauf aufbauend sollte diskutiert werden, 
wie die Grundprinzipien der WTO (Liberalisierung, Rezipro-
zität, Nicht-Diskriminierung) und das daraus abgeleitete Re-
gelsystem unter diesen Voraussetzungen revitalisiert und 
zukunftstauglich ausgestaltet werden können. Schließlich 
müssen auch für die organisatorische Verfasstheit der WTO 
nachhaltige Lösungen gefunden werden, insbesondere in 
Form eines effizienten und krisenrobusten Streitschlich-
tungsmechanismus. 

Der Aufbau strategischer Clubs und die Stärkung der 
Beziehungen zu aufstrebenden Wirtschaftsmächten 
sollten der EU dabei helfen, Koalitionen zu bilden, 
die Europas Werten und Regelprinzipien auch global 
wieder stärker Gehör verschaffen.

Abb. 11: Handlungsfelder im Bereich der Handelspolitik

Quelle: cep/FERI Cognitive Finance Institute, 2023
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177 Europäische Union (2012). Art. 194 Abs. 1. Europäische Kommission (2007). Heitmann et al. (2014).
178 Europäische Union (2012). Art. 2 Abs. 2 und Art. 4 Abs. 2 lit. f und lit. i: Bei geteilten Zuständigkeiten können die  

EU und die Mitgliedstaaten in diesem Bereich gesetzgeberisch tätig werden und verbindliche Rechtsakte erlassen.  
Die Mitgliedstaaten nehmen ihre Zuständigkeit jedoch nur wahr, sofern und soweit die EU ihre Zuständigkeit  
nicht ausgeübt hat.

179 Europäische Union (2012). Art. 191 Abs. 1 (Klimapolitik).
180 Europäische Union (2012). Art. 26 ff. und Art. 114 (Energiebinnenmarkt).
181 Europäische Union (2012). Art. 194 Abs. 1; Art. 216 ff. (Energieaußenpolitik).
182 Europäische Union (2012). Art. 122 (Energieversorgungssicherheit).
183 Europäische Union (2012). Art. 170 ff. (Energieinfrastruktur).
184 Europäische Union (2012). Art. 194 Abs. 2.
185 Europäische Kommission (2015). Reichert & Bonn (2015).

5.2  Klima- und Energiepolitik 

Die langfristige Herausforderung, den Klimawandel zu bewäl-
tigen (siehe Abschnitt 3.2) und zugleich die akute Energiekrise 
einschließlich der extrem hohen Energiepreise möglichst 
kurzfristig wieder in den Griff zu bekommen (siehe Abschnitt 
4.4), können nicht isoliert betrachtet werden. Kernproblem 
ist jeweils die nach wie vor hohe Abhängigkeit Europas von 
der Nutzung und dem Import fossiler Energieträger. Folglich 
sind Klima- und Energiepolitik zentrale Handlungsfelder der 
Europäischen Union, die eng miteinander verflochten sind. 
Diese Interdependenz spiegelt die Zieltrias europäischer 
Energie- und Klimapolitik wider:177

1. die Verfügbarkeit von Energie in ausreichender Menge 
(Versorgungssicherheit), 

2. zu bezahlbaren Preisen (Wirtschaftlichkeit und internatio-
nale Wettbewerbsfähigkeit),

3. bei gleichzeitiger Dekarbonisierung des Energiesystems 
(Nachhaltigkeit).

Um diese Zieltrias zu erreichen, ist ein syste-
misch-ganzheitlicher Ansatz erforderlich, der lang-
fristig die interdependenten – teils antagonistischen, 
teils sich gegenseitig verstärkenden – Teilziele ausba-
lanciert. 

Im Folgenden wird skizziert, welche energie- und klimapoliti-
schen Strategien die EU hierzu derzeit verfolgt. Dabei sehen 
sich die EU und ihre Mitgliedstaaten vor die Herausforderung 
gestellt, dass sie sich nach den EU-Verträgen die Kompeten-
zen sowohl in der Energie- als auch in der Klimapolitik tei-
len178 und folglich ihre jeweiligen Maßnahmen eng miteinan-
der abstimmen müssen.

• Mit Blick auf die Klimapolitik soll die Umweltpolitik der 
EU dazu beitragen, Maßnahmen insbesondere zur Be-
kämpfung des Klimawandels zu fördern.179

• Die Energiepolitik der EU verfolgt „im Geiste der Solidarität 
zwischen den Mitgliedstaaten“ im Rahmen des EU-Binnen-
markts180 und unter Berücksichtigung des Umwelt- und 
Klimaschutzes folgende Ziele:181

a) Sicherstellung des Funktionierens des Energiemarkts;182

b) Gewährleistung der Energieversorgungssicherheit;

c) Förderung der Energieeffizienz und von Energieeinspa-
rungen sowie Entwicklung neuer und erneuerbarer 
Energiequellen;

d) Förderung der Interkonnektion der Energienetze zwi-
schen den Mitgliedstaaten.183

 Jeder Mitgliedstaat behält jedoch angesichts unterschied-
licher Gegebenheiten und Präferenzen insbesondere das 
Recht, „die Bedingungen für die Nutzung seiner Energie-
ressourcen, seine Wahl zwischen verschiedenen Energie-
quellen und die allgemeine Struktur seiner Energieversor-
gung zu bestimmen“.184 Folglich kann z.B. Deutschland aus 
der Atomkraft aussteigen, während andere Mitgliedstaa-
ten wie Frankreich sie weiter ausbauen dürfen. Vor diesem 
Hintergrund ist die europäische Klima- und Energiepolitik 
grundsätzlich von der Spannung zwischen zunehmender 
europapolitischer Integration einerseits und dem ener-
giepolitischen Souveränitätsvorbehalt der Mitgliedstaaten 
andererseits geprägt. 

Die europäische Klima- und Energiepolitik basiert derzeit auf 
der „Rahmenstrategie für eine krisenfeste Energieunion mit 
einer zukunftsorientierten Klimaschutzstrategie“ von 2015.185 
Diese soll europäischen Haushalten und Unternehmen ent-
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sprechend der Zieltrias eine sichere, erschwingliche, wett- 
bewerbsfähige und nachhaltige Energieversorgung bereit-
stellen. Hierzu definiert die Rahmenstrategie fünf Unterziele 
(Dimensionen): 

1. Erhöhung der Energieversorgungssicherheit;

2. Stärkung des Energiebinnenmarkts;

3. Steigerung der Energieeffizienz; 

4. Verringerung der Treibhausgasemissionen (Dekarbonisie-
rung); 

5. Förderung von Forschung und Innovation im Energiesektor. 

Nachdem die Unterziele der europäischen Klima- und Ener-
giepolitik 2014 für den Zeitraum 2020-2030 erstmals quan-
tifiziert worden waren, wurden diese – im Anschluss an das 
UN-Klimaabkommen von Paris 2015, die Veröffentlichung des 
„European	Green	Deals“ durch die Europäische Kommission 
2019186 und den Erlass des „Europäischen	 Klimagesetzes“ 
2021187, das die Klimaneutralität der EU durch Reduzierung 
der Treibhausgasemissionen bis 2050 auf null als Oberziel 
festlegt – wie folgt ergänzt bzw. verschärft:188

• Dekarbonisierung: Reduzierung der Treibhausgasemissio-
nen bis 2030 um mindestens 55 % gegenüber 1990; 

• Erneuerbare Energie: Erhöhung des Anteils von Energie 
aus erneuerbaren Quellen am Energieverbrauch bis 2030 
auf 42,5 % mit dem Ziel, 45 % zu erreichen; 

• Energieeffizienz und Energieeinsparung: Senkung des 
Primärenergieverbrauchs der EU bis 2030 um mindestens 
11,7 % gegenüber dem Szenario für 2030 von 2020, was 
40,5 % bzw. 38 % gegenüber dem Szenario von 2007 ent-
spricht;

• Energiebinnenmarkt und Energieinfrastruktur: grenz- 
überschreitender Verbundgrad von Stromnetzen der EU 
bis 2030 von mindestens 15 %.

Die EU hat zur Erreichung ihrer verschiedenen klima- und 
energiepolitischen Ober- und Unterziele im Lauf der Jahre  
zahlreiche Rechtsakte zu spezifischen Einzelaspekten erlas-
sen und schrittweise weiterentwickelt. Die jüngste, noch  
nicht abgeschlossene Reformwelle wurde durch das „Fit- 
for-55“-Klimapaket an Rechtsetzungsvorschlägen eingelei-
tet, das die Europäische Kommission 2021 veröffentlichte.189 
Im vorliegenden Rahmen ist eine erschöpfende Behandlung 
sämtlicher EU-Regelungen zur Umsetzung der europäischen 
Klima- und Energiepolitik weder möglich noch sinnvoll 
– zumal insbesondere Klimapolitik eine umweltpolitische 
Querschnittsaufgabe darstellt190, die vermehrt auch in an-
deren Themenfeldern mitreguliert wird. Im Idealfall gelingt 
es, mit einem Regelungsansatz mehrere Teilziele zugleich 
zu verfolgen – z.B. durch eine Dekarbonisierung des Ener-
giesystem mit gesteigerter Energieeffizienz und/oder des 
Ausbaus erneuerbarer Energien die Abhängigeit von fossilen 
Energieträgern zu senken, um damit zugleich die Energie-
versorgungs sicherheit zu erhöhen, die Energiepreise zu sen-
ken, die internationale Wettbewerbsfähigkeit europäischer 
Unternehmen zu verbessern und zudem den Klimawan-
del zu bekämpfen. Für die Bewältigung des Klimawandels  
(Adaptation und Mitigation) und der Energiekrise einschließ-
lich hoher Energiepreise sind von den zahlreichen klima- und 
energiepolitischen EU-Maßnahmen folgende als besonders 
relevant hervorzuheben: 

Anpassung an den Klimawandel

In den vergangenen Jahren treten auch und gerade in Eu-
ropa die negativen Auswirkungen des Klimawandels immer 
deutlicher zu Tage (siehe Abschnitt 3.2). Selbst wenn der Aus-
stoß an Treibhausgasen weltweit und in der EU sofort kom-
plett gestoppt würde, wären diese nicht mehr vollständig 

186 Europäische Kommission (2019).
187 Verordnung (EU) 2021/1119 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 30. Juni 2021 zur Schaffung des  

Rahmens für die Verwirklichung der Klimaneutralität und zur Änderung der Verordnungen (EG) Nr. 401/2009 und  
(EU) 2018/1999. Menner & Reichert (2020).

188 Europäisches Parlament (2023c). 
189 Europäische Kommission (2021c).
190 Europäische Union (2012) Art. 11.
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vermeidbar, so dass Anpassungsmaßnahmen (Adaptation) 
unausweichlich werden. Daher hat die Europäische Kommis-
sion zuletzt 2022 eine „EU-Strategie für die Anpassung an 
den Klimawandel“191 veröffentlicht. Die darin vorgestellten 
Anpassungsmaßnahmen sollen „das tatsächliche oder er-
wartete Klima und dessen Auswirkungen“ antizipieren sowie 
Menschen und Umwelt widerstandsfähiger gegenüber un-
vermeidbaren Auswirkungen des Klimawandels machen (Kli-
maresilienz). Maßnahmenschwerpunkt soll die Entwicklung 
und Umsetzung physischer Lösungen sein, wie die Schaffung 
von mehr Grünfläche, um die Auswirkung von Hitzewellen zu 
mindern, der Ausbau der Kanalisation, um Starkregen besser 
zu bewältigen sowie der Ausbau von Dämmen und Überflu-
tungsflächen zum Schutz vor Hochwasser. 

Fernziel ist es, dass die EU bis 2050 vollständig an 
die Auswirkungen des Klimawandels angepasst ist.  
Hierzu sollen das Wissen über Klimawandel und  
Anpassungsmaßnahmen ausgebaut, Anpassungsmaß- 
nahmen über alle Politikbereiche, Politikebenen und 
Wirtschaftssektoren hinweg entwickelt und umge-
setzt sowie durch internationale Anpassungsmaß-
nahmen in Drittstaaten weltweit die Klimaresilienz 
gestärkt werden.

EU-Emissionshandelssysteme (EU-EHS 1 und EU-EHS 2)

In Bezug auf die Vermeidung und Verminderung von Treib-
hausgasemissionen (Mitigation) reguliert das EU-Emissions-
handelssystem (EU-EHS 1) seit 2005 die energieintensiven 
Industrien und Energieerzeugungsanlagen.192 Seit 2012 ist 
formal auch der Luftverkehr mit allen Flügen, die auf Flug-
plätzen in einem Mitgliedstaat der EU starten oder landen, in 
das EU-EHS 1 einbezogen. Im EU-EHS 1 muss jeder Betreiber 
einer Anlage oder eines Flugzeugs über Emissionszertifika-
te für die von ihm geplanten Emissionen verfügen. Ein Zer-
tifikat gibt dem Inhaber das Recht zur Emission einer Tonne  
CO₂-Äquivalente. Das EU-EHS 1 folgt einem „Cap & Trade“- 

Ansatz. Demnach wird die Gesamtmenge an Zertifikaten auf 
EU-Ebene begrenzt („Cap“) und jährlich abgesenkt. Die Zer-
tifikate sind handelbar („Trade“) und können auf beliebige 
Personen innerhalb der EU übertragen werden. Durch die 
„Fit-for-55“-Reform193 sollen künftig insbesondere die Treib-
hausgasemissionen des Seeverkehrs in den Anwendungsbe-
reichs des EU-EHS 1 einbezogen, das Cap der Gesamtmenge 
an Zertifikaten deutlich gesenkt sowie das internationale Sys-
tem zur Verrechnung und Reduzierung von CO₂-Emissionen 
für die internationale Luftfahrt (CORSIA) über das EU-EHS 1 
umgesetzt werden.194 

Der neue CO₂-Grenzausgleichsmechanismus (Carbon Border 
Adjustment Mechanism, CBAM) soll künftig sicherstellen, dass 
die Anstrengungen der EU zur Reduktion von Treibhausgasen 
nicht zunichte gemacht werden, indem entweder Produktion 
und die damit einhergehenden Treibhausgasemissionen in 
Drittstaaten mit weniger strengen Klimaschutzvorgaben ver-
lagert (Carbon Leakage) oder vermehrt CO₂-intensive Waren 
in die EU importiert werden. Um im internationalen Wett-
bewerb ein „level playing field“ zu schaffen und so Carbon 
Leakage zu verhindern, soll der CBAM den Import bestimm-
ter CO₂-intensiver Waren (z.B. Aluminium, Stahl) aus Dritt-
staaten mit keinen oder geringeren Klimaschutzvorgaben 
bzw. entsprechenden CO₂-Kosten verteuern. Die Höhe der 
CBAM-Abgabe soll dem CO₂-Preis von EU-EHS-1-Zertifika-
ten entsprechen. Zugleich sollen bisherige Maßnahmen zum 
Schutz vor Carbon Leakage wie die kostenlose Zuteilung von 
Zertifikaten im EU-EHS 1 schrittweise auslaufen.195 

Zudem soll ein separater EU-Emissionshandel für die Treib-
hausgasemissionen des Straßenverkehrs- und Gebäudesek-
tors (EU-EHS 2) neu eingeführt werden. Die sozialen und ver-
teilungspolitischen Auswirkungen durch die CO₂-Bepreisung  
des EU-EHS 2 soll ein Klima-Sozialfonds auffangen, der Unter- 
stützungsmaßnahmen und Investitionen zugunsten be-
stimmter Haushalte, Kleinstunternehmen und Verkehrsteil-
nehmer finanzieren soll. Der Klima-Sozialfonds wird Teil des 
EU-Haushalts sein und zu maximal 65 Mrd. EUR aus externen 
zweckgebundenen Einnahmen finanziert werden.196 

191 Europäische Kommission (2021b). Schwind & Reichert (2021).
192 Richtlinie (EU) 2018/410 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 14. März 2018 zur Änderung der Richtlinie  

2003/87/EG zwecks Unterstützung kosteneffizienter Emissionsreduktionen und zur Förderung von Investitionen mit 
geringem CO₂-Ausstoß und des Beschlusses (EU) 2015/1814. Bonn & Reichert (2018). 

193 Europäische Kommission (2021j). Menner & Reichert (2022a).
194 Bonn & Reichert (2018).
195 Europäische Kommission (2021l). Menner & Reichert (2022a).
196 Menner & Reichert (2022b). Menner & Reichert (2022c).
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Erneuerbare Energien

Die derzeit geltende Erneuerbare-Energien-Richtlinie legt 
ein EU-weites Ziel für den Anteil erneuerbarer Energien 
– Sonne, Wind, Biomasse etc. – von mindestens 32 % am 
gesamten Bruttoendenergieverbrauch der EU fest, dessen 
Erreichung die Mitgliedstaaten gemeinsam sicherstellen 
müssen.197 Sie sieht vor, dass die Mitgliedstaaten in ihren 
„integrierten nationalen Energie- und Klimaplänen“ ihren 
jeweiligen unverbindlichen („indikativen“) nationalen Bei-
trag zur Erreichung des EU-weiten Erneuerbare-Energien- 
Ziels für 2030 setzen müssen und gibt den Mitgliedstaaten 
Spielraum bei der Ausgestaltung der Instrumente zur finan-
ziellen Förderung erneuerbarer Energien. Die Europäische 
Kommission hat im Rahmen ihres „Fit-for-55“-Klimapakets 
vorgeschlagen, die Erneuerbare-Energien-Richtlinie zu än-
dern, um ein verschärftes EU-weit verbindliches Erneuerbare- 
Energien-Ziel für 2030 von mindestens 40 % festzulegen. 
Zudem sollen die Mitgliedstaaten ihre indikativen natio-
nalen Erneuerbare-Energien-Ziele für 2030 entsprechend 
ihrem jeweiligen Potential für erneuerbare Energien erhö-
hen, um gemeinsam das EU-Ziel zu erreichen. Ferner sollen 
sektorspezifische Teilziele und Maßnahmen für alle Sekto-
ren festgelegt werden.198

Energieeffizienz

Durch die „Fit-for-55“-Reform soll zudem die geltende Ener-
gieeffizienz-Richtlinie dahingehend geändert werden, den 
Endenergieverbrauch der gesamten EU verglichen mit Pro-
gnosen von 2020 bis 2030 um 11,7 % zu senken.199 Künftig 
sollen die Vorgaben für Energieeffizienzanstrengungen der 
Mitgliedstaaten – wie etwa höhere jährliche Energieein-
sparverpflichtungen und zur Senkung des Energieverbrauchs 
von öffentlichen Gebäuden – verschärft werden. Speziell für 
Gebäude soll die Richtlinie über deren Gesamtenergieeffi- 
zienz200 neugefasst werden.201 Demnach sollen alle neuen 
Gebäude bis 2030 Nullemissionsgebäude sein und bestehende 
Gebäude bis 2050 in Nullemissionsgebäude umgewandelt 

werden. Insgesamt soll in den Mitgliedstaaten die Quote 
energetischer Gebäudesanierungen deutlich erhöht werden, 
wobei die Gebäude mit der schlechtesten Energieeffizienz im 
Fokus stehen.

EU-Energiebinnenmarkt für Strom und Gas

Als Kernelement ihrer Klima- und Energiepolitik strebt die EU 
einen möglichst vollständig integrierten und funktionsfähigen 
Energiebinnenmarkt an, in dem insbesondere Strom und Gas 
zwischen den Mitgliedstaaten grenzüberschreitend gehan-
delt werden können. Ganz im Sinne eines systemisch-ganz-
heitlichen Ansatzes soll der EU-Energiebinnenmarkt gleicher-
maßen zur Erreichung der drei Hauptziele der europäischen 
Klima- und Energiepolitik beitragen:202 

• Versorgungssicherheit: Ein zuverlässiger Energiebinnen-
markt soll Anreize für Energieversorgungs unternehmen 
schaffen, in neue, möglichst nachhaltige Erzeugungs- und 
Netzinfrastrukturen zu investieren. Ein zuverlässiges, inte- 
griertes und eng geknüpftes Energienetz soll generell die 
Energieversorgung diversifizieren und in Notfällen grenz- 
überschreitende Energielieferungen ermöglichen, um so 
die Versorgungssicherheit zu verbessern.

• Wirtschaftlichkeit und internationale Wettbewerbsfähig-
keit: Ein wettbewerbsorientierter Energiebinnenmarkt soll 
auf der Anbieterseite monopol- und oligopolartige Struk-
turen insbesondere durch die Aufspaltung vertikal integ-
rierter Energieversorgungsunternehmen bzw. die Trennung 
des Netzbetriebs von Energieerzeugung und Vertrieb auf-
lösen und so neuen Unternehmen den Zugang zum Ener-
giemarkt ermöglichen. Dem soll auf der Nachfrageseite 
die freie Wahl der Energieverbraucher zwischen verschie-
denen Energieanbietern entsprechen. Insgesamt sollen so 
die Energiepreise für private und gewerbliche Verbraucher 
gesenkt sowie die internationale Wettbewerbsfähigkeit 
europäischer Unternehmen erhöht werden.

197 Richtlinie (EU) 2018/2001 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 11. Dezember 2018 zur Förderung der 
Nutzung von Energie aus erneuerbaren Quellen. Bonn & Reichert (2019b).

198 Europäische Kommission (2021i). Schwind & Reichert (2022). 
199 Menner et al. (2018). 
200 Richtlinie 2010/31/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 19. Mai 2010 über die Gesamtenergieeffizienz 

von Gebäuden. Menner & Reichert (2017).
201 Europäische Kommission (2021g). Menner & Reichert (2022b).
202 Heitmann et al. (2014).
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• Nachhaltigkeit: Ein nachhaltiger Energiebinnenmarkt soll 
die Einbindung von Strom in das Elektrizitätsnetz sowie 
von Wasserstoff in das Gasnetz, die jeweils mittels erneu-
erbarer Energiequellen erzeugt wurden, ermöglichen, und 
somit insgesamt die Dekarbonisierung des Energie- und 
Wirtschaftssystems der EU vorantreiben. 

Die EU hat seit den 1990er Jahren in mehreren Regulierungs-
wellen zahlreiche Rechtsakte zur Schaffung des EU-Energie-
binnenmarktes erlassen und stetig weiterentwickelt:

So legt die Verordnung über transeuropäische Energienetze 
(TEN-E)203 Leitlinien für die Entwicklung und Interoperabili-
tät grenzüberschreitender Energieinfrastrukturkorridore in 
der EU fest. TEN-E verbinden die Energieinfrastrukturen der 
Mitgliedstaaten und umfassen vorrangige Korridore und Ge-
biete sowie thematische Felder wie den Aufbau intelligenter 
Stromnetze. Sie sollen dazu beitragen, Verbundnetze, Ener-
giesicherheit, Markt- und Systemintegration, Wettbewerb 
und bezahlbare Energiepreise zu gewährleisten und den 
Klimawandel einzudämmen. 

Zudem legen mehrere EU-Rechtsakte gemeinsame Vorgaben 
für die Ausgestaltung interoperabler Energiebinnenmärkte 
für Strom204 – Richtlinie205 und Verordnung206 – sowie Gas207 – 
Richtlinie208 und Verordnung209 – fest. In diesem Zusammen-
hang umfasst das „Fit-for-55“-Klimapaket der Europäischen 

Kommission auch Vorschläge für eine neue Richtlinie210 und 
Verordnung,211 mit denen gemeinsame Binnenmarktvor-
schriften für erneuerbare Gase und Erdgas sowie Wasserstoff 
festgelegt werden sollen. Ziel ist es, den Treibhausgasausstoß 
des Gasmarkts zu reduzieren sowie von Erdgas auf erneuer- 
bare und CO₂-arme Gase zu wechseln. Zudem sollen sie 
EU-weite Vorgaben für spezielle Wasserstoffinfrastrukturen 
und Wasserstoffmärkte sowie eine integrierte Netzplanung 
festlegen. 

Schließlich soll im Zuge der „Fit-for-55“-Reform auch die 
geltende Richtlinie über die Besteuerung von Energieer-
zeugnissen212 im EU-Energiebinnenmarkt neugefasst wer-
den, um zum besseren Klimaschutz „die Energiebesteu-
erung vom Energiegehalt von Energieerzeugnissen und 
elektrischem Strom abhängig“ zu machen und sie so an den 
bei deren Verbrennung entstehenden CO₂-Emissionen aus-
zurichten.213

Energiekrise und REPowerEU

Der russische Überfall auf die Ukraine im Februar 2022 und 
die dadurch verschärfte Energiekrise platzten mitten in die 
laufenden EU-Gesetzgebungsverfahren zu der umfassenden 
„Fit-for-55“-Reform der europäischen Klima- und Energie- 
politik. Diese wurde hierdurch zwar nicht grundsätzlich in 
Frage gestellt, aber doch punktuell verzögert. 

203 Verordnung (EU) 2022/869 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 30. Mai 2022 zu Leitlinien für die 
transeuropäische Energieinfrastruktur, zur Änderung der Verordnungen (EG) Nr. 715/2009, (EU) 2019/942 und 
(EU) 2019/943 sowie der Richtlinien 2009/73/EG und (EU) 2019/944 und zur Aufhebung der Verordnung (EU) 
Nr. 347/2013.

204 Bonn & Reichert (2019a).
205 Richtlinie (EU) 2019/944 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 5. Juni 2019 mit gemeinsamen Vorschriften 

für den Elektrizitätsbinnenmarkt. 
206 Verordnung (EU) 2019/943 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 5. Juni 2019 über den Elektrizitäts- 

binnenmarkt.
207 Bonn & Voßwinkel (2019).
208 Richtlinie 2009/73/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 13. Juli 2009 über gemeinsame Vorschriften 

für den Erdgasbinnenmarkt.
209 Verordnung (EG) Nr. 715/2009 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 13. Juli 2009 über die Bedingungen 

für den Zugang zu den Erdgasfernleitungsnetzen.
210 Europäische Kommission (2021f).
211 Europäische Kommission (2021k).
212 Richtlinie 2003/96/EG des Rates vom 27. Oktober 2003 zur Restrukturierung der gemeinschaftlichen Rahmenvor-

schriften zur Besteuerung von Energieerzeugnissen und elektrischem Strom.
213 Europäische Kommission (2021f). Menner & Reichert (2022b). Menner & Reichert (2022c).
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Im März 2022 beschlossen die Staats- und Regierungschefs 
der EU-Mitgliedstaaten,214 die Abhängigkeit der EU vom Im-
port fossiler Energieträger aus Russland schrittweise durch 
einen multidimensionalen Ansatz zu beenden, indem die EU:

• ihre Abhängigkeit von fossilen Energieträgern insgesamt 
verringert;

• bei der Gasversorgung die Gaslieferländer und Gaslieferwege 
u.a. durch die verstärkte Nutzung von LNG diversifiziert;

• die Entwicklung von erneuerbaren Energien und Wasser-
stoff beschleunigt;

• den grenzüberschreitenden Verbund der Energienetze 
verbessert,

• die Energieeffizienz steigert.

Um möglichst schnell unabhängig von russischen Energie-
lieferungen insbesondere von Gas zu werden und die Ener-
gieversorgungssicherheit noch vor dem Winter 2022/2023 
zu sichern, leitete die Europäische Kommission mit ihrem  
REPowerEU-Plan215 vom März und Mai 2022 schnell zahl-
reiche teilweise vorübergehende Notfallmaßnahmen ein, 
die angesichts des großen Zeitdrucks teilweise im beschleu-
nigten Entscheidungsverfahren216 durch die Mitgliedstaaten 
ohne direkte Einbindung des Europäischen Parlaments ver-
abschiedet wurden. Hierzu zählen insbesondere die Folgen-
den in Bezug auf Gas:

• Speicherung von Gas

 Die Gasspeicherung-Verordnung217 vom Juni 2022 ver-
pflichtete die EU-Mitgliedstaaten, ihre Gasspeicher bis 
zum 1. November 2022 zu 80 % und in den darauffolgen-
den Jahren jeweils zum 1. November zu 90 % zu füllen. 
Im November 2022 betrug der EU-weite Füllstand 95 %, 
und im Januar 2023 lag der Füllstand weiterhin bei über 
80 %, so dass die EU die Heizsaison mit 56 % des Gases in 
den Speichern beenden konnte.218 Anfang Mai 2023 waren 
die Gasspeicher in der EU zu über 60 % gefüllt, während 
der Füllstand zum entsprechenden Zeitpunkt 2022 bei nur 
34 % lag.219

• Einsparung von Gas

 Um im Winter 2022/2023 auf mögliche Unterbrechun-
gen der Gaslieferungen aus Russland vorbereitet zu sein 
und insgesamt die Energieversorgungssicherheit der EU 
zu erhöhen, verpflichteten sich die EU-Mitgliedstaaten 
im August 2022220, ihren Gasverbrauch zwischen dem 
1. August 2022 und dem 31. März 2023 mit Maßnahmen 
ihrer Wahl jeweils um 15 % gegenüber ihrem Durch-
schnittsverbrauch der letzten fünf Jahre zu senken. Ende 
März 2023 wurde diese Verpflichtung um ein weiteres 
Jahr verlängert.221 Die EU konnte vom August 2022 bis 
März 2023 ihren Gasverbrauch sogar um 18 % senken, 
wobei die meisten EU-Mitgliedstaaten das 15 %-Einspar-
ziel erreichten.222

214 Europäischer Rat (2023).
215 Europäische Kommission (2022j). Reichert et al. (2022).
216 Europäische Union (2012). Art. 122 Abs. 1: „Der Rat kann auf Vorschlag der Kommission unbeschadet der sonstigen  

in den Verträgen vorgesehenen Verfahren im Geiste der Solidarität zwischen den Mitgliedstaaten über die der Wirt-
schaftslage angemessenen Maßnahmen beschließen, insbesondere falls gravierende Schwierigkeiten in der Versor-
gung mit bestimmten Waren, vor allem im Energiebereich, auftreten.“

217 Verordnung (EU) 2022/1032 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 29. Juni 2022 zur Änderung der 
Verordnungen (EU) 2017/1938 und (EG) Nr. 715/2009 im Hinblick auf die Gasspeicherung.

218 Europäische Kommission (2023i). 
219 AGSI (2023).
220 Verordnung (EU) 2022/1369 des Rates vom 5. August 2022 über koordinierte Maßnahmen zur Senkung der Gasnachfrage.
221 Verordnung (EU) 2023/706 des Rates vom 30. März 2023 zur Änderung der Verordnung (EU) 2022/1369 zwecks 

Verlängerung des Nachfragesenkungszeitraums für Maßnahmen zur Senkung der Gasnachfrage und zur verstärkten 
Berichterstattung und Überwachung in Bezug auf die Umsetzung dieser Maßnahmen.

222 Europäische Kommission (2023i). S. 1.
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• Koordinierter Einkauf von Gas

 Um beim Gaseinkauf auf den Weltmärkten sowohl die 
Versorgungssicherheit zu erhöhen als auch die Preise zu 
senken, richtete die Europäische Kommission im April 
2022223 eine EU-Energieplattform ein, die im Dezember 
2022 auch rechtlich in Form von „AggregateEU“224 ge-
gründet wurde.225 Sie soll durch die Koordination des Gas- 
einkaufs von EU-Mitgliedstaaten und die Bündelung der 
Nachfrage einen Überbietungswettbewerb verhindern 
und die Einkaufskonditionen verbessern. Im Mai 2023 
veröffentlichte die EU ihre erste Ausschreibung für einen 
gemeinsamen Gaseinkauf, an dem über 25 internationale 
Gaslieferanten als Verkäufer und 110 europäische Un-
ternehmen als Käufer für ein Gesamtvolumen von über 

11,6 Mrd. m³ teilnehmen wollen.226 Das so über Aggre-
gateEU gehandelte Gas soll zwischen Juni 2023 und Mai 
2024 geliefert werden.

Insgesamt konnten die EU und ihre Mitgliedstaaten seit 
Beginn des russischen Angriffskriegs auf die Ukraine Ende 
Februar 2022 ihre Abhängigkeit von russischen Energielie-
ferungen schneller als ursprünglich erwartet reduzieren. So 
fielen die Gasimporte aus Russland von 150,2 Mrd. m³ im 
Jahr 2021 auf 80 Mrd. m³ im Jahr 2022. Bei der Substitution 
russischen Gases und der Diversifizierung der europäischen 
Gasimporte haben die erhöhten LNG-Importe aus anderen 
Drittstaaten wie den USA eine wesentliche Rolle gespielt. Sie 
erhöhten sich von 68 Mrd. m³ im Jahr 2021 auf 118 Mrd. m³ 
im Jahr 2022.227

223 Europäische Kommission (2022f).
224 Europäische Union (2023a).
225 Verordnung (EU) 2022/2576 des Rates vom 19. Dezember 2022 über mehr Solidarität durch eine bessere Koordi-

nierung der Gasbeschaffung, zuverlässige Preis-Referenzwerte und den grenzüberschreitenden Austausch von Gas.
226 Europäische Kommission (2023i). S. 3.
227 Europäische Kommission (2023i). S. 1.
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5.3  Technologiepolitik 

Ein in Transformationszeiten strategisch besonders bedeu-
tendes Querschnittsfeld ist die Technologiepolitik. Hier sollte 
zunächst zwischen auf Innovation (Entwicklung und Markt-
einführung neuer Technologien) und Adoption (Anwendung 
neuer Technologien) fokussierte Maßnahmen unterschieden 
werden. Die Innovationspolitik der EU ist seit dem letzten 
Jahr 2022 auf die Strategie der New	 European	 Innovation	
Agenda ausgerichtet. Ihr Ziel ist es, europäische Innovatoren 
bei der nächsten Welle an bahnbrechenden Deep-Tech Inno-
vationen an vorderster Front zu platzieren. Auf diese Weise 
sollen nicht nur die Technologieführerschaft für Europa gesi-
chert werden, sondern auch technologische Lösungen für 
die Herausforderungen aus Klimawandel und Digitalisierung 
vorangetrieben werden. 

Die dafür vorgeschlagenen Maßnahmen untergliedern sich in 
fünf Schwerpunkt-Bereiche (flagship areas): 

1) Verbesserung der Finanzierungsbedingungen für Scale- 
ups228, 

2) Verbesserung des Zugangs zu Laboren und sonstiger 
Test-Infrastruktur, 

3) Aufbau und Vernetzung regionaler Innovation-Valleys, 

4) Training und Vermittlung von Fachkräften im Deep-Tech-
Segment sowie 

5) bessere Koordination der Innovationspolitik.229

Eine Fokussierung der Innovationspolitik auf die nächste 
Generation an Technologien ist angesichts der Dominanz 
Chinas und der USA im Bereich heutiger Schlüsseltechnolo-
gien (siehe Abschnitt 3.3) strategisch klug. Auch adressiert 

die Strategie zumindest einen Teil der größten Stolpersteine 
bei der Realisierung von Europas Innovationspotentialen. 
Das betrifft zum einen die Finanzierungsbedingungen. Zwar 
hat Europa beim Niveau an Venture Capital Investitionen in 
den vergangenen Jahren spürbar gegenüber anderen Regi-
onen aufgeholt. Auch im Jahr 2022 betrug die geschätzte 
Investitionssumme in den USA (234,5 Mrd. USD) aber im-
mer noch etwa das Zwanzigfache der investierten Summen 
in Frankreich (15,1 Mrd. USD) und Deutschland (11,7 Mrd. 
USD).230 Insbesondere für Deutschland zeigt sich bei einigen 
Zukunftstechnologien wie Biomaterialien, Solarzellen und 
Recycling-Technologien eine frappierende Diskrepanz zwi-
schen bedeutenden Forschungserfolgen und im internatio- 
nalen Vergleich geringen Venture Capital Investitionen.231 
Zusätzliche monetäre Anreize für die Bereitstellung von 
Risikokapital sind deshalb grundsätzlich geboten. Dass der 
Fokus hier auf Scale-ups liegen soll, ist angesichts der gro-
ßen Bedeutung der Skalierungsphase einerseits sinnvoll. 
Andererseits sollten aber auch Gründer in der frühen Start-
up Phase nicht vernachlässigt werden, für die die Bereit-
stellung von Venture Capital die entscheidende Brücke zur  
Skalierung darstellt.232 Auch der Fokus auf den Faktor Human-
kapital ist angesichts der drohenden Engpässe wichtig (siehe 
Abschnitt 4.5). 

228 Scale-ups sind Unternehmen, die die Start-up Phase gerade hinter sich gelassen und ein skalierbares Geschäftsmodell 
entwickelt haben, das ihnen starkes Wachstum ermöglicht. Die offizielle OECD-Definition grenzt Unternehmen als 
Scale-ups ab, die in den letzten drei Jahren eine durchschnittliche Rendite von mind. 20 % erzielen konnten und am 
Anfang dieser 3-Jahres-Periode über mind. 10 Beschäftigte verfügten. OECD (2007). 

229 Europäische Kommission (2022a). 
230 dealroom.co Redaktion (2023). 
231 Viete (2022). 
232 Colombo & Grilli (2010). 

Deep	Technology oder Deep Tech ist eine Klassifi-
zierung von Organisationen oder typischerweise 

Startup-Unternehmen mit dem ausdrücklichen 
Ziel, technologische Lösungen auf der Grundlage 

wesentlicher wissenschaftlicher oder technischer 
Herausforderungen anzubieten.
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Nicht direkt adressiert werden in der Innovationsstrategie 
allerdings die bürokratischen Hemmnisse für Innovatoren 
insbesondere in der Gründungsphase (siehe Abschnitt 4.3). 
Die Signale aus Brüssel sind diesbezüglich uneindeutig. Ei-
nerseits hat die Europäische Kommission unlängst einen 
Vorschlag zum Bürokratieabbau durch verstärkte Nutzung 
digitaler Werkzeuge und Verfahren im EU-Gesellschaftsrecht 
vorgelegt.233 Andererseits möchte sie die Unternehmen jedoch 
in gleich mehreren neuen Gesetzesvorschlägen (u.a. dem Lie-
ferkettengesetz234 und dem Gesetz zu kritischen Rohstoffen 
(siehe Abschnitt 5.5)) mit zusätzlichen Kontroll- und Berichts-
pflichten belasten, von denen auch kleine Start-ups zumin-
dest indirekt über Lieferkettenbeziehungen mitbetroffen sein 
könnten. Es fehlt nach wie vor an einem umfassenden Moni-
toring und Streamlining administrativer Belastungen für Un-
ternehmen, speziell im Hinblick auf ihre Rückwirkungen auf 
Europas Technologiekompetenz. 

Die europäische Politik im Bereich Adoption neuer Techno-
logien ist gegenwärtig stark auf die Verbreitung der für den 
Übergang in eine emissionsarme Produktionsweise erfor-
derlichen Produktionstechnologien ausgerichtet. Mit ihrem 
Green Deal Industrial Plan möchte sie die Skalierung soge-
nannter „Netto-Null“-Technologien in der Europäischen In-
dustrie voranbringen.235 Zu diesem Zweck sollen zum einen 
die Mitgliedstaaten zusätzlichen rechtlichen Spielraum für 
die Leistung von Investitionsförderung an ihre nationalen 
Unternehmen bekommen. Zum anderen sollen EU-weit grü-
ne Investitionsprojekte unter bestimmten Voraussetzungen 
als strategisch definiert und bei Genehmigungsverfahren und 
Zugang zu Finanzhilfen priorisiert werden. 

Der im März 2023 veröffentlichte Vorschlag für einen Net	
Zero	Industry	Act möchte letzteres voranbringen. Er gibt für 
strategisch wichtige Net Zero Technologien das Ziel vor, bis 
zum Jahr 2030 Produktionskapazitäten in einem Umfang von 
40 % des EU-Bedarfs aufzubauen, der für die Erreichung der 
selbstgesetzten Energie- und Klimaziele notwendig wäre. 

 
Als strategisch wichtige Net Zero Technologien werden 
Solarenergie, Windkraft, Batterien/Stromspeicher, 
Wärmepumpen/Geothermie, Elektrolyseure, Brenn-
stoffzellen, nachhaltige Biogasproduktion/-verarbei-
tung, CO₂-Speicherung und Lagerung sowie Netztech-
nologien definiert. 

Die Beschleunigung von Genehmigungsprozessen für Net 
Zero Industrieprojekte steht im Zentrum des Regulierungs-
vorschlags. Mitgliedstaaten sollen verpflichtet werden, 
einheitliche Anlaufstellen („one stop shops“) für die re-
gulatorische Abwicklung der Genehmigungsprozesse bei 
diesen Projekten zu schaffen. Zudem sollen für die Länge 
der Genehmigungsverfahren Maximalfristen von 12 bis 18 
Monaten definiert werden. Über diese allgemeinen Bestim-
mungen hinausgehend können Projekte sich für den Status 
als Net Zero Strategic Project bewerben. Für solche priori-
sierten Projekte sollen noch kürzere Genehmigungsfristen 
gelten, und es soll zusätzliche öffentliche Unterstützung bei 
der Abwicklung administrativer Prozesse und beim Zugang 
zu Finanzierung gewährt werden. Voraussetzung für die An-
erkennung ist, dass ein Projekt einen Beitrag zur Schaffung 
von Produktionskapazitäten für solche Komponenten von 
Net Zero Technologien leistet, bei denen die EU bislang sehr 
stark von einem einzigen auswärtigen Lieferanten abhängt. 
Alternativ kann der Status auch bei einem Beitrag zur allge-
meinen Wettbewerbsfähigkeit europäischer Net Zero Lie-
ferketten gewährt werden, wofür mehrere Kriterien erfüllt 
sein müssen. Das Thema Aus- und Weiterbildung wird im 
Net Zero Industry Act mit der Förderung sogenannter „Net	
Zero	 Industry“-Akademien adressiert, die Lernprogramme 
und Ausbildungszertifikate für Kompetenzen im Bereich 
grüner Technologien entwickeln sollen.236 Der Zugang zu für 
Zukunftstechnologien ebenfalls zentralen kritischen Roh-
stoffen wird in einem separaten Rechtsakt adressiert (siehe 
Abschnitt 5.4). 

233 Europäische Kommission (2022b). 
234 Harta & Kullas (2022). 
235 Europäische Kommission (2023o). 
236 Europäische Kommission (2023h). 
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Die für Net Zero Industrieprojekte vorgesehenen Fast-
Track Genehmigungsverfahren sind von der Ambition 
her ein wichtiger Schritt in Richtung schnellerer Um-
setzung der gesetzten Produktionsziele. 

Es ist auch sinnvoll, dass grundsätzlich Zeitlimits für alle Net 
Zero Industry Projekte gesetzt werden, nicht nur für die prio- 
risierten strategischen Projekte. Es ist jedoch fraglich, ob die 
Mitgliedstaaten die hierfür nötigen administrativen Kapazitä- 
ten aufbringen können und wollen. Die Tatsache, dass die 
Kommission auch das Thema Aus- und Weiterbildung im Be-
reich von Net Zero Technologien angehen möchte, ist ebenfalls 
begrüßenswert, der Handlungsspielraum Brüssels ist hier aller-
dings sehr begrenzt. Ohne einen konsequenten Fokus nationaler 
oder (wie im Falle Deutschlands) regionaler Bildungs- und Aus-
bildungsprogramme auf die für Zukunftstechnologien zentralen 
Kompetenzfelder droht die Transformation am Faktor Human-
kapital zu scheitern. Auch zum Thema Fachkräfteanwerbung 
aus Drittstaaten bedarf es einer EU-weiten Verständigung über 
bestehende Bedarfe sowie gemeinsamer Initiativen wie den 
von der EU-Kommission vorgeschlagenen Fachkräftepool.237 

Genauso wichtig sind stabile regulatorische Rahmen-
bedingungen, insoweit sie die Renditeperspektiven 
von Investitionen in grüne Technologien beeinflussen. 
Eine Senkung regulatorischer Risiken bei Erträgen und 
Kosten dieser Investitionen kann die Finanzierungs-
kosten reduzieren. 

In der Gesamtbetrachtung lassen sich die zentralen Handlungs-
felder im Bereich Technologiepolitik in eine 2x2-Matrix einord-
nen. Sowohl im Bereich der Innovation als auch der Adoption 
bedarf es koordinierter Anstrengungen zur Sicherung des Tech-
nologiestandortes Europa, und das sowohl im Hinblick auf die 
EU-internen Rahmenbedingungen als auch der externen Ko-
operation (siehe Abb. 13). Intern stellen bei der Innovations-
politik die Fokussierung auf Next Generation Technologien, die 
Verbesserung des Zugangs zu Wagniskapital sowie der Abbau 
bürokratischer Hürden speziell für junge Unternehmen wichtige 
Empfehlungen dar. Extern sollten die EU und ihre Mitgliedstaa-
ten bestehende Strategien für Forschungs- und Entwicklungs-
zusammenarbeit238 ausbauen und dabei den Schwerpunkt 

konsequent in Richtung des Ausbaus eigener Forschungsstär-
ken setzen. Auf der Anwendungsseite sollte mit Blick auf die 
ambitionierten klimapolitischen Ziele (siehe Abschnitt 5.2) der 
Fokus auf emissionssenkende Technologien beibehalten wer-
den. Intern sind der Ausbau von administrativen Kapazitäten 
zur Beschleunigung von Genehmigungsverfahren, die Förde-
rung kompetenzspezifischer Aus- und Weiterbildung sowie die 
Verringerung regulatorisch bedingter Renditerisiken wichtige 
Schritte auf dem Weg zu einer schnelleren Marktdurchdrin-
gung. Extern sollten die Ressourcenbedarfe grüner Technologien 
durch zielgerichtete Fachkräfte- und Rohstoffpartnerschaften 
(siehe Abschnitt 5.5) abgesichert werden. 
 
 
5.4  Rohstoffpolitik 

Neben den Energierohstoffen stehen gegenwärtig v.a. die für 
Zukunftstechnologien weitgehend unverzichtbaren seltenen 
Metalle (insb. Lithium, Kobalt und Seltene Erden) im Zent-
rum des strategischen Interesses. Im Jahr 2011 veröffentliche 
die Europäische Kommission erstmals eine Liste mit 14 so-
genannten kritischen Rohstoffen. Diese Liste wurde seitdem 
alle drei Jahre aktualisiert. Die Veröffentlichung der Liste im 
Jahr 2020 wurde von einem Aktionsplan für kritische Roh-
stoffe239 flankiert. Dessen oberste Zielsetzung ist die Diversifi-
zierung der gegenwärtig stark konzentrierten und mit Risiken 
behafteten Beschaffungskanäle (siehe Abschnitt 3.4). 

Die Kommission verfolgt in dieser Hinsicht eine dreigeteilte 
Strategie. Als eine Quelle wird die Beschaffung aus der Euro-
päischen Union gesehen. Für den Aufbau von Förderkapazi-
täten im Bereich kritischer Rohstoffe will sich die Kommissi-
on zunächst einen Überblick über kurzfristig einsatzbereite 
Bergbau- und Verarbeitungsprojekte verschaffen, Fachkom-
petenz in den Übergangsregionen entwickeln, Technologien 
der Fernerkundung einsetzen sowie im Rahmen von Horizon 
Europe F&I-Projekte zur Verringerung der Umweltauswirkun-
gen des Rohstoffabbaus fördern. Ein weiterer Baustein der 
Beschaffungsstrategie ist die diversifizierte Beschaffung aus 
Drittländern. Einseitige Abhängigkeiten im Rohstoffimport 
von einzelnen Förderländern sollen reduziert werden. Zu die-
sem Zweck setzt die Kommission auf das Modell der strategi-
schen Partnerschaft mit rohstoffreichen Ländern. Zudem soll 
ein internationaler Rechtsrahmen für verantwortungsvolle 
Bergbaupraktiken geschaffen werden. Letzter Baustein ist die 
Stärkung von Kreislaufwirtschaft und Innovation. 

237 Europäische Kommission (2022i). 
238 Europäische Kommission (2023b). 
239 Europäische Kommission (2020).
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Die Kommission möchte die Gewinnung von Sekun-
därrohstoffen durch verstärkte Kreislaufwirtschaft 
vorantreiben und zugleich die technischen Möglich-
keiten zur Substitution kritischer durch unkritische 
Rohstoffe besser erforschen. 

Im März 2023 hat die Kommission einen Vorschlag für ein 
Gesetz zu kritischen Rohstoffen, den Critical	Raw	Materials	
Act, vorgelegt, das Maßnahmen zur Stärkung der verschie-
denen Säulen des Aktionsplans vorsieht. Dabei setzt sie auf 
eine Vielfalt an Anreizmechanismen auf verschiedenen Ebe-
nen der Lieferketten, die neben europäischer Rohstoffförde-
rung dem Aufbau von Rohstoffreserven und strategischen 
Partnerschaften, sowie insbesondere dem Einstieg in eine 

Recyclingwirtschaft bei kritischen Rohstoffen dienen sollen. 
Im Zentrum steht die Priorisierung von Projekten im Zusam-
menhang mit als strategisch klassifizierten Rohstoffen. Ähn-
lich zum vorgeschlagenen Vorgehen bei strategischen Tech-
nologien im Net Zero Industry Act (siehe Abschnitt 5.3) sollen 
für solche Projekte Genehmigungsverfahren verkürzt und 
besondere Unterstützung beim Zugang zu Finanzierungs-
quellen geleistet werden. 

Förderwürdig sind Projekte aus den Bereichen Berg-
bau, Raffinade und Recycling. Ein weiterer Fokus liegt 
auf der Etablierung von Frühwarnsystemen gegen-
über Versorgungsrisiken durch Aufbau eines EU-weit 
einheitlichen Monitorings240.

240 Europäische Kommission (2023g). 

Abb. 13: Handlungsfelder im Bereich der Technologiepolitik

Quelle: cep/FERI Cognitive Finance Institute, 2023
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Die vorgeschlagene Priorisierung strategischer Projekte ist 
grundsätzlich ein probates Mittel, um angesichts knapper 
finanzieller und administrativer Ressourcen den Fokus auf den 
Ausbau von Kapazitäten bei besonders kritischen Rohstoffen zu  
setzen. Die Vorgaben zu Informationsaustausch und Risiko- 
Monitoring auf Ebene der Mitgliedstaaten tragen zusätzlich zu 
einem verbesserten Risikomanagement bei. Um Versorgungs-
risiken nachhaltig zu senken und die Rohstoff-Abhängigkeit 
speziell von China zu reduzieren, bedarf es aber einer konse-
quenteren Antwort. Die besteht nicht in einer massiven staat-
lichen Förderung des Abbaus von Zukunftsrohstoffen im EU-
Raum. Denn die Dominanz von Akteuren wie China ist nicht in 
erster Linie Folge einer günstigen geografischen Konzentration 
von Vorkommen, sondern Ergebnis einer planwirtschaftlichen 
Strategie, die sich neben staatlicher Subventionierung und 
gezielt aufgebauter Technologiekompetenz auch auf Lohn-
kostenvorteile und niedrige gesetzliche Standards stützt. Eine 
solche Strategie kann und sollte die Union nicht kopieren. Sie 
würde zudem eine Umlenkung von Kapital weg von wissen-
sintensiven Exportsektoren hin zu wertschöpfungsärmeren 
Primärprodukten – und damit eine Form von wohlfahrtsschä-
digender De-Spezialisierung – bedeuten. Gerade angesichts 
des intensiven Technologiewettlaufs sollte Europa seine Inves- 
titionen auf Endanwendungen mit hohem Potential für bahn-
brechende Innovation fokussieren (siehe Abschnitt 5.3).

Zur langfristigen Verbesserung der Versorgungssicherheit 
bietet sich deshalb eine gegenüber den Plänen der EU leicht 
variierte dreiteilige Strategie an (siehe Abb. 14). 

Deren erste Säule ist die Etablierung strategischer Partner-
schaften mit rohstoffreichen Drittstaaten. Die EU hat bereits 
eine Reihe ressourcenbezogener Partnerschaftsvereinbarun-
gen geschlossen, und zwar mit Ägypten, Aserbaidschan, Ka-
nada, Kasachstan, Marokko und der Ukraine.241 Die moder-
nisierte Fassung des Freihandelsabkommens mit Chile soll 
ebenfalls ein Kapitel zur Rohstoffkooperation enthalten.242 
Die bislang getroffenen Vereinbarungen haben aber lediglich 
den Charakter von Absichtserklärungen, die nur grob die Be-
reiche der zukünftigen Rohstoff-Zusammenarbeit skizzieren. 
Für die Zukunft wird es darauf ankommen, diese Kooperatio- 
nen mit Leben zu füllen. Das setzt auf Seiten der EU einen 
klaren Plan voraus, welche Ziele mit welchen Partnern in 

welchem Zeitrahmen realisiert werden sollen. Eine indika-
torgestützte Methodik zur transparenten Bewertung der Ko-
operationspotentiale und -hemmnisse in Bezug auf einzelne 
Partner wäre hierfür ein wichtiger Schritt. Inhaltlich sollte 
sich v.a. bei Partnern mit geringem wirtschaftlichem Entwick-
lungsstand die Zusammenarbeit auf den zügigen Aufbau von 
Kapazitäten (z.B. durch gemeinsame Investitionsplattformen 
und Nutzung der Infrastrukturmittel aus der Global Gateway 
Initiative) und den Technologietransfer fokussieren. 

Die zweite wichtige Säule ist der Aufbau einer Kreislaufwirt-
schaft für kritische Mineralrohstoffe. Um den Aufbau von 
Märkten für Sekundärrohstoffe zu unterstützen, sind sowohl 
angebots- als auch nachfrageseitige Impulse erforderlich. 
Angebotsseitig müssen die Sammelquoten von Altprodukten 
erhöht werden. Nachfrageseitig müssen Anreize zum Einsatz 
recycelter Rohstoffe in der Produktion erhöht werden. Auch 
die Erhöhung des Reifegrads von Recycling-Technologien 
durch Forschung ist ein wichtiger Baustein. 

Die dritte Säule besteht in der Förderung nachfrageseitiger 
Innovation. Durch Prozessoptimierung sollten die Bedarfe an 
kritischen Rohstoffen langfristig reduziert werden. Verbesse-
rungen in der Materialeffizienz, aber auch der komplette Er-
satz kritischer durch weniger kritische Rohstoffe wären mög-
liche Wege. Prozessoptimierung kann schließlich auch das 
Lagermanagement betreffen. Monetäre Anreize für den Auf-
bau unternehmensübergreifender Rohstofflager (z.B. durch 
Zuschüsse für Joint Ventures auf dem Beschaffungsmarkt) 
könnten die Einkaufsbedarfe langfristig reduzieren und die 
Resilienz gegenüber Krisen erhöhen.
 
 
5.5  Sicherheitspolitik 

Europa ist heute mit einem zunehmend komplexen und un-
sicheren Sicherheitsumfeld konfrontiert. Deswegen muss die  
EU als globaler Akteur strategischer werden, mit einer geein-
ten Stimme sprechen und eine Anpassung ihrer Politikinstru-
mente vornehmen. Traditionelle Instrumente der europäi-
schen Sicherheitspolitik, die in den vergangenen Jahrzehnten 
mit unterschiedlichem Erfolg eingesetzt wurden, umfassen 
etwa Diplomatie, humanitäre Hilfe, Entwicklungszusammen-

241 Wolf (2023). 
242 Europäische Kommission (2022g).
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arbeit, Klimamaßnahmen, wirtschaftliche Unterstützung und 
Handelspolitik. Angesichts des russischen Krieges gegen die 
Ukraine und anderer geopolitischer Veränderungen hat die 
EU im Jahr 2022 den „Strategischen	Kompass“ verabschie-
det, der einen ehrgeizigen Aktionsplan zur Stärkung der 
Sicherheits- und Verteidigungspolitik bis 2030 formuliert.243 
Der Plan sieht u.a. vor, dass die EU eine Reserve von bis zu 
5.000 Soldaten für verschiedene Arten von Krisen aufbaut, 
Reaktionsteams für hybride Bedrohungen und eine Vertei-
digungsstrategie für den Weltraum entwickelt, die maritime 
Sicherheit stärkt sowie verteidigungstechnische Innovatio-
nen fördert. Obwohl all diese Elemente für die Sicherheit der 
Europäer im 21. Jahrhundert von entscheidender Bedeutung 
sein werden, bedeuten die Interdependenz der gegenwär-

tigen multiplen Krisen und die vernetzte Welt, dass rein in-
terne Maßnahmen, die auf eine Erhöhung der strategischen 
Autonomie und letztlich Autarkie abzielen, nicht ausreichen 
– die EU muss weltoffen bleiben und mit neuen Partnern in 
Asien, Lateinamerika, Afrika und auf dem westlichen Balkan 
zusammenarbeiten, insbesondere unter Berücksichtigung 
der wirtschaftlichen Anreize und Hürden, denen diese Regi-
onen in der Zukunft gegenüberstehen. Die EU kann sich in 
ihrem Werben um diese Länder dadurch von Chinas rivali-
sierendem Ansatz abgrenzen, dass sie eine umfassende För-
derung auch unter Nachhaltigkeitsgesichtspunkten anbietet, 
bei denen keine schädlichen finanziellen Abhängigkeiten für 
diese Drittstaaten entstehen (sog. strategische „Debt Trap 
Diplomacy“ Chinas).244

243 The Diplomatic Service of the European Union (2022).
244 Dies bedeutet nicht, dass China zwangsläufig mit böswilligen Absichten solche Beziehungen eingegangen ist, sondern 

lediglich, dass es die sich bietende Gelegenheit genutzt hat, um seinen Einfluss auszuweiten. Himmer & Rod (2023).

Abb. 14: Handlungsfelder im Bereich der Rohstoffpolitik

Quelle: cep/FERI Cognitive Finance Institute, 2023
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Sicherheitspolitik muss in der heutigen Zeit der Super-Fra-
gilität also interdependent gedacht werden – und das heißt 
aktuell v.a. in Hinblick auf die digitale Infrastruktur. Gefordert 
sind ein prinzipienfester Pragmatismus und eine stärkere 
Konzentration auf digitale Sicherheitselemente und über-
greifende Komponenten der Sicherheit in den Bereichen 
Konnektivität und Handel. Konkret geht es um die Beschaf-
fung von Zukunftsressourcen wie Halbleitern und Seltenen 
Erden (siehe Abschnitte 3.4, 5.4), von denen in ganz Europa 
kritische Infrastrukturen abhängen, die Verbindungen mit 
anderen Weltregionen über Tiefseekabel und Satelliten, die 
nicht nur Chancen sondern auch neue Cybersicherheitsge-
fahren bieten, sowie die spezifischen wirtschaftlichen Anrei-
ze, die die Weiterentwicklung dieser digitalen „Lebensadern“ 
ungeachtet aller Handelshemmnisse in den nächsten Jahren 
weiter vorantreiben werden.245 Ein solcher Perspektivwechsel 
kann für die EU sogar eine Chance sein, da ihre Kompeten-
zen im Bereich der klassischen Sicherheitspolitik – bekannt 

als Common Security and Defence Policy (CSDP) – bis heute 
eng von den Gründungsverträgen eingegrenzt sind.246 Diese 
holistische Perspektive auf Sicherheit in einer digitalisierten 
und vernetzten Welt wäre ein wichtiger Wandel weg von der 
bisherigen Herangehensweise der EU, bei der es oftmals un-
terschiedliche Strategien für verschiedene Regionen ohne 
sinnvolle Überschneidungen gibt. Basierend auf den Heraus-
forderungen im Bereich der Digitalisierung (siehe Abschnitt 
3.5) und Sicherheitspolitik (siehe Abschnitt 3.6) ergeben 
sich diesbezüglich mehrere Handlungsempfehlungen für die 
EU-Kommission und Mitgliedstaaten (siehe Abb. 15).

Die hier diskutierten Punkte stehen im Einklang mit der von 
Kommissionspräsidentin Ursula von der Leyen am 20. Juni 
erstmals vorgestellten Wirtschaftssicherheitsstrategie, die 
eine Diskussion über strategische Abhängigkeiten auf euro-
päischer Ebene anstoßen soll, die auf EU-Gipfeln später aus-
formuliert werden kann.247 

245 Hillman (2021).
246 Für die in den EU-Verträgen festgelegten Rahmenbedingungen siehe EUV, Titel V, Kapitel 2 und insbesondere Kapitel 3.
247 Vela (2023).

Abb. 15: Handlungsfelder im Bereich der Sicherheitspolitik

Quelle: cep/FERI Cognitive Finance Institute, 2023
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Das Dokument umreißt Pläne für ein stärkeres Eingreifen in 
die Art und Weise, wie europäische Unternehmen weltweit 
investieren und Handel treiben, und besteht aus drei Säulen. 

-  Die erste Säule betont die Notwendigkeit, Resilienz und 
Wettbewerbsfähigkeit der EU zu stärken, v.a. bei Chips 
und grüner Technologie. 

- Die zweite Säule sieht eine Verschärfung von EU-Kon- 
trollen in drei Bereichen vor, um den Kontinent besser zu 
schützen: Screening von Inbound-Investitionen (d.h. wenn 
ausländische Unternehmen kritische Infrastruktur in Eu-
ropa kaufen), Exportkontrollen (d.h. wenn EU-Unterneh-
men Waffen oder Spionagesoftware an feindliche Länder 
verkaufen) und Screening von Outbound-Investitionen bei 
moderner Technologie (wie Quantencomputer, KI und 
fortschrittliche Halbleiter), die die militärischen und nach-
richtendienstlichen Kapazitäten von feindlichen Akteuren 
verbessern würden. 

- Die dritte Säule schlägt Partnerschaften mit gleichgesinn-
ten Staaten vor.

Der Krieg in der Ukraine hat – zurecht – den Blick der EU auf 
Osteuropa und den westlichen Balkan verlagert. Doch ein 
Sicherheitsansatz, der die durch Digitalisierung und Vernet-
zung der Welt entstandenen Interdependenzen anerkennt, 

muss auch weitergehende Faktoren berücksichtigen, die 
über die bloße geographische Nähe hinausgehen. Zunächst 
sollte die EU daher ihre Zusammenarbeit mit nicht-westli-
chen Demokratien stärken, um gemeinsame Herausforde-
rungen im Bereich der Daten- und Cybersicherheit anzuge-
hen sowie die Abhängigkeit von chinesischen Ressourcen 
und Infrastruktur-Technologien zu verringern. Dies sollte 
eine dezidierte „Datendiplomatie“ beinhalten, um mit 
gleichgesinnten Ländern einen koordinierten Ansatz in Bezug 
auf die Art und Weise der Datenteilung und -nutzung sowie 
Visionen für KI-Sicherheitsstandards und das Metaverse zu 
formulieren.248 Neben internationalen Foren wie der G7, dem 
Partnerschaftsabkommen für die digitale Wirtschaft und der 
Global Partnership on Artificial Intelligence (GPAI) bieten 
sich zwei geographische Schwerpunkte an: Zum einen eine 
Vertiefung der strategischen Handels- und Technologiepart-
nerschaft zwischen der EU und Indien mithilfe des jüngst ins 
Leben berufenen Handels-	und	Technologierats (TTC),249 da 
Indien sowohl im Ukraine-Konflikt als auch in Bezug auf Chinas  
wachsende geopolitische Ambitionen eine Schlüsselrolle  
zukommt. Der TTC bezieht sich dabei nicht nur auf klassische 
Sicherheitsfragen wie Waffenlieferungen (die Sache der Mit-
gliedstaaten sind und von diesen momentan parallel voran-
getrieben werden), sondern auch auf die neuen Aspekte der 
Cybersicherheit, etwa in den Bereichen vertrauenswürdige 
Technologien wie KI, den strategisch wichtigen Halbleitersek-
tor sowie Normen in 5G, Telekommunikation und Internet 
der Dinge. Die Priorisierung dieses Formats würde den stra-
tegisch hochrelevanten Charakter der bilateralen Beziehung 
zwischen der EU und Indien widerspiegeln sowie die geopo-
litische Bedeutung ihrer Handels- und Technologiebeziehungen 
im Kontext eines multipolaren, sich rasch entwickelnden Um-
felds. Zum anderen eine schnelle Umsetzung des Mercosur- 
Abkommens mit Lateinamerika, das über seltene Metalle 
sowie eine schnell wachsende, junge Bevölkerung verfügt.250 
Sollte dieser Gesamtansatz zu lange dauern, könnten zu-
nächst auch bilaterale Vereinbarungen eingegangen werden, 
wie die jüngsten Bemühungen um eine „strategische“ Roh-
stoffpartnerschaft mit Chile illustrieren.251 Neben Indien und 
Lateinamerika sollte sich die EU insgesamt stärker Zentral- 
asien und Nordafrika zuwenden, zwei geostrategisch relevan-
ten Regionen, die zunehmend unter dem Einfluss Russlands 

248 Bertuzzi (2023).
249 Europäische Kommission (2023c).
250 Brzozowski (2023).
251 Simon (2023).

Der Brite Kevin Ashton gilt als Begründer des 
Begriffs „Internet	of	Things (Internet	der	Dinge)“,  
kurz: IoT. Im Internet of Things vernetzten sich 
physische und virtuelle Gegenstände oder de-
ren Repräsentation miteinander und arbeiten 
durch Informations- und Kommunikationstech-
niken zusammen.
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und Chinas stehen.252 Auch hier sollten Partnerschaften über 
die Global-Gateway-Initiative gefördert werden, um EU 
Investitionen in digitale und grüne Projekte, insbesondere  
im Zusammenhang mit digitaler Infrastruktur, kritischen 
Rohstoffen und Energiediversität, zu lenken. Aus digitalpoliti-
scher Sicht sind Malaysia und Singapur Hauptkandidaten, da 
sie eine wichtige Rolle in der schnell wachsenden Telekom-
munikations- und Halbleiterindustrie spielen und trotz ihrer 
Nähe zu China die Freihandelsideale und digitalen Sicher-
heitsbedenken Europas unterstützen.253

Der europäische Ansatz unterscheidet sich von Chinas 
Belt-and-Road-Initiative, die Technologien zur Überwachung 
und Kontrolle des Internets fördert und kooperationswilligen 
Regimen zur Verfügung stellt. Auch wenn China von der EU 
daher zurecht als Konkurrent und sogar Systemrivale wahr-
genommen wird, bleibt es ein wichtiger Kooperationspartner 
bei globalen Herausforderungen wie Klimawandel, Handel 
und kollektiver Sicherheit, z.B. vor Nuklearwaffen. Vor diesem 
Hintergrund muss die EU ein empfindliches Gleichgewicht 
zwischen strategischer Autonomie und offenem Dialog fin-
den. Autonomie und Souveränität sind, gerade im Digitalbe-
reich, kurzfristig erreichbar etwa durch das neue „Instrument 
gegen Zwangsmaßnahmen“, welches v.a. der Abschreckung 
dienen soll,254 oder dem anvisierten Screening-Mechanis-
mus für Auslandsinvestitionen. Langfristige Sicherheit erfor-
dert strukturelle Veränderungen in der digitalen Infrastruktur 
und Wertschöpfungskette, wie beispielsweise die Eigenpro-
duktion von Halbleitern, gefördert durch den EU	Chips	Act, 
sowie die Verlegung alternativer Tiefseekabel für Internetver- 
bindungen, finanziert mit Mitteln aus dem Global	Gateway- 
Program. Die EU sollte sich auf Märkte konzentrieren, auf 
denen geographische Konzentration oder eine riskante Ab-
hängigkeit von China drohen.255 Darüber hinaus sollte, wo 
noch möglich, eine Zusammenarbeit angestrebt werden, um 
eine zunehmende Isolierung Chinas zu vermeiden. Hierbei 
sollte auf die Förderung interoperabler Standards im IT-  
und Telekommunikationsbereich gedrängt werden.

Neben dieser externen Dimension muss die EU auch mit 
internen Maßnahmen auf die veränderte Sicherheitslage in 
der Digitalpolitik reagieren. Hierfür gibt der angesprochene 
Strategische Kompass bereits zahlreiche richtige Impulse, 
für deren Implementierung allerdings nicht bis 2030 ge-
wartet werden sollte. Zunächst ist es erforderlich, dass die 
EU-Kommission, die Mitgliedstaaten und die NATO bei der 
Sicherheitspolitik noch enger zusammenarbeiten und sich 
EU-interne Institutionen wie ENISA, die EU-Agentur für 
Cybersicherheit, und CERT-EU, das Computer Security Incident 
Response-Team der EU, besser koordinieren.256 Ende 2022 
betonte die Kommission die Notwendigkeit, gemeinsame 
Instrumente zu entwickeln, um den Aufbau von resilienter 
Infrastruktur in den Mitgliedstaaten zu unterstützen, und 
schlug eine größere Koordinierungsrolle für sich selbst vor.257 
PESCO, ein auf dem Vertrag basierender Rahmen zur Vertie-
fung der Verteidigungszusammenarbeit zwischen EU-Mit-
gliedstaaten, kommt bislang nur langsam voran. Es ist zudem 
bezeichnend, dass Unterseekabel in der endgültigen Fassung  
des Strategiekompasses nicht direkt erwähnt werden. Darüber 
hinaus raten Experten, die Überwachungskapazitäten auszu-
bauen, die Reaktions- und Reparaturmechanismen zu stär-
ken und diese sicherheitspolitischen Aspekte stärker in das 
gesamte außenpolitische Handeln einzubeziehen.258 Eine hö-
here Reaktionsgeschwindigkeit durch bessere Koordination 
und schnelleren Informationsaustausch ist dringend vonnö-
ten, da laut Experten im Jahr 2022 Sicherheitsverletzungen 
im Durchschnitt erst nach 207 Tagen festgestellt wurden; 
weitere 70 Tage waren notwendig, um sie einzudämmen.259

Aus dem gleichen Grund muss Europa seine defensiven Cyber-
abwehrkapazitäten auf allen Ebenen ausbauen. Mit den 
Anforderungen von CER, NIS2 und DORA sind wichtige Re-
formen in Gang gesetzt worden (Abschnitt 2.6), die es nun 
aber beschleunigt umzusetzen gilt. Zu den noch offenen Stellen 
gehören angesichts eines großen Fachkräftemangels die Ver-
besserung der Ausbildung und Schulung von IT-Experten, 
die Förderung von Forschung und Entwicklung im Bereich 

252 Persönliche Kommunikation im Kontext der Studiengruppe für Europapolitik („Die Zukunft Europas - Internationale 
Partnerschaften neu definieren“, 17. April 2023, Deutscher Bundestag).

253 Persönliche Kommunikation im Kontext des Politico Global Tech Day (15. Juni 2023, online).
254 Europäische Kommission (2023p).
255 Springford & Tordoir (2023).
256 Rat der Europäischen Union (2023).
257 Europäische Kommission (2022h).
258 Bueger et al. (2022).
259 Europäische Kommission (2023m).
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der Cybersicherheit und die Schaffung einer robusten Infra-
struktur zur Erkennung und Abwehr von Cyberangriffen. Mit 
dem Europäischen Verteidigungsfonds (EEF) unterstützt die 
Kommission seit 2017 gemeinsame Forschung und Entwick-
lung im Verteidigungsbereich. Die im April dieses Jahres an-
gekündigte Cybersecurity Skills Academy ist aufgrund ihrer 
geringen Finanzierung dabei nur ein Tropfen auf dem heißen 
Stein.260 Angesichts des Mangels an Fachleuten für Cybersi-
cherheit und der Streuung der Informationen zwischen den 
Beteiligten in der Regierung und im privaten Sektor empfiehlt 
sich die vermehrte Aufnahme von „Cybersecurity	 Support	
Deployments“ (Entsendungen).261 Dabei handelt es sich um 
eine jüngst aufgekommene, aber noch nicht weiterverbreitete 
Praxis, bei der Cybersicherheitsexperten auf staatliche An-
weisung hin einen Kooperationspartner, etwa mit Knowhow 
oder Ressourcen, unterstützen.

Die Etablierung gemeinsamer Sicherheitsstandards für kriti-
sche Infrastrukturen, wie sie die EU mit ihrer CER-Richtlinie 
vorantreibt, sollte im Extremfall auch explizite Ausschlüsse 
beinhalten: So könnte Huawei, und ggf. weiteren risiko- 
reichen Anbietern, zeitnah der Zugang zu europäischer 
5G-Infrastruktur untersagt werden.262 Zu beachten ist aller-
dings, dass die EU-Kommission keine Kompetenzen für ein 
Verbot besitzt.263 Sie kann nur beschließen, selbst künftig 
keine Dienstleistungen dieser Anbieter mehr in Anspruch zu 
nehmen, so wie nun Mitte Juni von Binnenmarktkommissar 

Thierry Breton angekündigt wurde.264 Eine weniger drasti-
sche Maßnahme wären verschärfte Transparenzvorschrif-
ten im Rahmen einer überarbeiteten „5G-Toolbox“, deren 
Grundsätze erstmals 2020 beschlossen worden waren. Der 
jüngst vorgelegte Fortschrittsbericht zeigt auf, dass weit noch 
nicht alle Mitgliedstaaten ihre Sicherheitsanforderungen 
für 5G-Netze auf der Grundlage des EU-Instrumentariums 
verschärft haben und konstatiert „ein eindeutiges Risiko 
einer anhaltenden Abhängigkeit von Hochrisikoanbietern 
im Binnenmarkt“.265 Von einer allgemeinen Lokalisierungs-
pflicht von Daten in Europa und Einschränkungen für die 
Nutzung globaler Cloud-Dienste – wie etwa im jüngsten 
Entwurf des European	Cybersecurity	Certification	Scheme	
for	 Cloud	 Services (EUCS) vorgesehen – ist hingegen ab-
zuraten, da dies die europäische Cybersicherheit letztlich 
eher bremst denn verstärkt.266 Dies muss insbesondere 
im Kontext des aktuellen Chip-Streits zwischen China und 
den USA betont werden, der letztere dazu veranlasst hat, 
Chinas Zugang zum Cloud Computing zu beschränken, um 
fortschrittliche Technologien zu schützen.267 Neben einer 
weiteren Intensivierung der Cybersicherheit-Zusammen-
arbeit zwischen öffentlichem und privatem Sektor sollten 
EU-Akteure die Bevölkerung mehr für die Herausforderun-
gen im Bereich der Cybersicherheit sensibilisieren, da die 
größte Cyber-Schwachstelle immer der einzelne Mensch 
bleiben wird. Dies würde Aufklärungskampagnen und die 
Förderung von digitaler Mündigkeit umfassen.268

260 Eckhardt (2023).
261 Schuetze & Daukšiene (2023).
262 Sharma et al. (2023).
263 Da es sich um eine Frage der nationalen Sicherheit handelt, die Angelegenheit der Mitgliedstaaten ist.
264 Europäische Kommission (2023n).
265 Europäische Kommission (2023m).
266 Bausewein (2023).
267 Hayashi & McKinnon (2023).
268 Küsters (2023). 
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6 Fazit

Ein Jahr vor den nächsten Europawahlen stellt sich die Fra-
ge nach einer zukunftsorientierten EU-Strategie drängender 
als je zuvor. Massive Umwälzungen auslösende globale He-
rausforderungen, allen voran der Klimawandel und die Ver-
breitung von KI, treffen auf eine zunehmend fragile Weltord-
nung, die politisch wie wirtschaftlich in neue Frontstellungen 
zu zerfallen droht. Unmittelbarer Effekt ist ein zunehmend 
aggressives Ringen um geopolitischen Einfluss und um den 
Zugang zu Zukunftsressourcen (Rohstoffe, Wissen, Fachkräfte). 
Die wachsenden Rivalitäten stellen die Architektur der Glo-
balisierung vor eine Zerreißprobe. Geostrategisches Denken 
und das steigende Bewusstsein für (digitale und analoge) 
Sicherheitsrisiken führen zu einer schrittweisen Neuorgani-
sation der Weltmärkte und internationalen Lieferketten. 

Für die EU birgt dieser globale Wandel besondere Risiken. 
Wie kaum ein anderer Wirtschaftsraum ist sie in ihrer poli-
tischen Philosophie und Wirtschaftsstruktur auf die Prinzipien 
Multilateralismus und Freihandel ausgerichtet. In der im 
Fluss befindlichen weltwirtschaftlichen Tektonik hat sie noch 
keine klare Vorstellung entwickelt, wo zukünftig ihr Platz liegen 
könnte. Bei anhaltender Unentschlossenheit droht sie zwi-
schen den entstehenden neuen Machtblöcken zerrieben zu 
werden. Im schlimmsten Fall würde sie wirtschaftlich in die 
Peripherie verdrängt und politisch zum Spielfeld geopoliti-
scher Ambitionen fremder Mächte. Um dem zu entgehen, 
sind strategischer Weitblick und Handlungsstärke gefragt. 
Europas Wirtschaft muss es gelingen, bestehende Wettbe-
werbsvorteile im Bereich wissens- und wertschöpfungsinten-
siver Produktionsstufen zu halten, und zugleich ihre Liefer-
ketten robust gegenüber der Vielfalt an globalen Gefahren 
zu gestalten. Zugleich ist ihr Handlungsspielraum aber durch 
zahlreiche, größtenteils hausgemachte Strukturprobleme 
eingeschränkt, von hohen Energiepreisen über Bürokratie- 
lasten bis hin zur demografischen Zeitbombe der Alterung. 

Das macht die Fokussierung auf eine kohärente Gesamtstra-
tegie, jenseits der Flut an bisherigen themenspezifischen 
EU-Strategiepapieren, umso essentieller. Oberstes Ziel sollte 
es sein, Europas Wohlstand und Werte fest in der sich formie-
renden neuen Weltordnung zu verankern. Eine darauf ausge-
richtete Strategie muss zuallererst Risiken in den wirtschaft-
lichen und politischen Beziehungen identifizieren, in ihren 
Wechselwirkungen erfassen und kontinuierlich überwachen. 

Darauf aufbauend sollte die EU ein ganzheitliches Risikoma-
nagement etablieren. Das erfordert intern die Bereitschaft 
zur Ressourcenbündelung und -kooperation. Dabei geht es 
jedoch nicht um Risikoreduktion durch Abschottung. Denn 
Wohlstandssicherung setzt für Europa voraus, auch zukünftig 
an den Früchten der internationalen Arbeitsteilung wie Spe-
zialisierung und Ressourcenzugang teilhaben zu können. Die 
damit verbundenen externen Risiken sollten jedoch gesenkt 
werden. Das erfordert wirtschaftlich wie regulatorisch die 
vertiefte Kooperation mit verlässlichen Partnern, um unter 
dem Dach gemeinsamer Handels- und Wettbewerbsregeln 
den Zugang zu Innovation und Zukunftsressourcen sichern. 

Um die strategische Autonomie der EU zu wahren 
und die Tendenz zur Blockbildung nicht zusätzlich 
zu befeuern, sollten Allianzen möglichst pragma-
tisch-sachbezogen und in themenabhängig wechseln-
den Partnerkonstellationen angegangen werden. Aus 
demselben Grund sollte die EU auch von einer Politik 
der generellen Entkopplung von China absehen. Statt-
dessen sollte das Maß an Kooperation bzw. Entkopp-
lung nüchtern und themenabhängig anhand der Risiko- 
Ertrags-Perspektive austariert werden, dem Prinzip 
eines zielgerichteten „De-Risking“ folgend.

Diversifizierung zur Krisenprävention nach außen und 
der Abbau interner Strukturprobleme sind politik-
feldübergreifend die Schlüssel. 

Das setzt zum einen die Bereitschaft der Mitgliedstaaten vo-
raus, in strategischen Fragen an einem Strang zu ziehen. Zum 
anderen bedarf es zukünftig mehr denn je eines funktionie-
renden Binnenmarkts als Instrument der Entwicklung und 
Selektion von Zukunftslösungen „Made in Europe“ durch 
wettbewerbliche Erkundung. Auch dafür müssen in einem sich 
technologisch radikal verändernden Umfeld die Rahmenbe-
dingungen geschaffen werden. Das beginnt beim Aufbau ei-
ner neuen Energieinfrastruktur und endet bei Abstimmungen 
zu KI-Regeln. Deutschland kommt als Schlüsselakteur in den 
industriellen Wertschöpfungsketten dabei eine besondere 
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Verantwortung zu. In strategischen Fragen sollte die Bundes-
regierung Kompromissfähigkeit zeigen und Alleingänge ver-
meiden. Zugleich sollte sie ihr Gewicht dafür in die Waagschale 
werfen, dass auch künftig ein regelbasierter Binnenhandel die 
Produktivkräfte lenkt und kein Subventionswettrüsten zwi-
schen den Mitgliedstaaten einsetzt. Nur ein schrankenloser 
Binnenmarkt, der Nachfrage schafft und dezentral Innovation 
hervorbringt, macht Deutschland und die EU als Partner für 
die Lösung der großen globalen Fragen attraktiv.

 
Die in der vorliegenden Studie dargelegten Rahmen-
bedingungen, Entwicklungen und „Megatrends“ so-
wie die daraus abgeleiteten Zukunftsperspektiven 
und Handlungsoptionen vermitteln ein differenzier-
tes, wenngleich an vielen Stellen auch sehr ernüch-
terndes Bild. 

• Die Frage: „Quo vadis, Europa?“ ist somit erheblich 
mehr als nur ein rhetorisches Konstrukt. 

Was bedeuten die hier dargestellten Ergebnisse sowie 
die daraus entwickelten Thesen für Unternehmer und 
Investoren? 

• Europa leidet unter einem erkennbaren Defizit an 
klaren Zukunftsstrategien, die eine planvolle und 
rationale Bewältigung anstehender Probleme er-
möglichen würden. 

• Stattdessen ist Europa (speziell das rund um Brüssel 
verortete „politische“ Europa) ein Ort oftmals gut 
gemeinter Utopien und wohlklingender, aber häufig 
auch naiver „Visionen“.  

• Hierin liegt aus Sicht von Unternehmern und Investo-
ren ein gravierendes Problem, denn: Das offensicht-
liche Strategiedefizit auf vielen politischen Ebenen 
impliziert im Zeitverlauf sehr oft erhebliche Diver-
genzen zwischen den zentralistischen Planungen ei-
ner Behörde wie der Europäischen Kommission und 
der späteren – sehr viel komplexeren – Realität.

• Schafft es Europa nicht, sich aus seiner zunehmen-
den Tendenz zur (französisch geprägten) „zentralen 
Planung“ zu befreien, sind in der Zukunft weitere 
ernste Probleme und „Realitätsschocks“ sehr sicher 
zu erwarten.   

• Gleichzeitig resultiert daraus auch eine geringe 
Transparenz und Vorhersehbarkeit zukünftiger po-
litischer Rahmenbedingungen, denn: Wer immer 
wieder in wichtigen Punkten von der Realität wi-
derlegt wird, muss häufig unter großem Zeitdruck 
„politisch nachsteuern“ und verfällt dabei leicht in 
hektischen, aber letztlich kontraproduktiven Ak-
tionismus. Die Tatsache, dass Europa in wichtigen 
Zukunftsfragen wie Sicherheit, Energieversorgung 
und Rohstoffbeschaffung zuletzt immer wieder 
sehr schmerzhaft mit veränderten (aber keinesfalls 
überraschenden) Realitäten kollidiert ist, unter-
streicht diesen Punkt sehr eindringlich. 

• Inzwischen hat das politische Europa jedoch einige 
Lektionen gelernt und bemüht sich um eine besse-
re und ausgewogenere Risikosteuerung in verschie-
denen Bereichen („De-Risking"). 

• Verglichen mit den klar interessengeleiteten und 
präzise ausgearbeiteten strategischen Planungen 
von Ländern wie den USA oder China ist Europa je-
doch – wieder einmal – ein „Spätentwickler“, der 
grundlegende Veränderungen erst unter extremem 
Druck angeht (dabei aber möglichst niemandes 
Gefühle verletzen will).

• Folglich hat Europa im derzeitigen geopolitischen 
Szenario, mit einem intensiven Hegemonialkonflikt 
sowie einer sehr aufgeheizten Atmosphäre zwischen 
den beiden Systemrivalen USA und China, per Defini-
tion eine schwache Position – eingezwängt im „Sand-
wich“ globaler (sehr bedeutender) Machtinteressen. 

• Europa hat spätestens 2022 bemerkt, dass die bis-
herigen Vorzüge einer solchen „Sandwich-Position“, 
insbesondere ein Lavieren zwischen großen Macht-
blöcken sowie die Nutzung spezifischer Vorteile aus 
anderen Polen des „Sandwichs“ (Sicherheit aus den 
USA; Exportgewinne aus China; zusätzlich noch Ener-
gie aus Russland) nicht mehr länger möglich sind. 

• Bislang scheint Europa auf dieses grundlegende 
Problem aber noch keine wirklich überzeugende 
Antwort gefunden zu haben. Dies erhöht aus Sicht 
vieler Unternehmer und Investoren die Risiken 
einer langfristigen Bindung an Europa. 
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• Hohe Energiekosten, eine oftmals erschreckend 
naive Energiepolitik (speziell in Deutschland) sowie 
ein unklares strategisches Gesamtkonzept sind 
Faktoren, die Unternehmer und Investoren ten-
denziell abschrecken und demotivieren. (Aus die-
sem Grund werden bereits viele Realinvestitionen 
aus dem europäischen Raum in die USA verlagert).    

• Auch wichtige Zukunftsinitiativen, etwa im Bereich 
der Spitzentechnologie (KI, etc.) erfolgen in Europa 
oftmals nur halbherzig und ohne klaren Blick auf 
zukünftige Wachstumschancen. 

• Wenig überraschend fällt Europa, und insbeson-
dere Deutschland, auf den Ranglisten langfristig 
orientierter Investoren – darunter auch potentiel-
le Unternehmensgründer – bei vielen kritischen 
Standortfaktoren immer weiter zurück. 

• Frühere Standortvorteile für Europa, darunter po-
litische Stabilität, unternehmerische Freiheit und 
Rechtssicherheit verlieren angesichts neuer Entwick-
lungen überall in Europa ebenfalls an Strahlkraft.  

• Hinzu kommt: In den letzten 15 Jahren waren es we-
niger „kluge“ politische Handlungen als vielmehr die 
inflationäre Politik der EZB, die das „Schiff Europa“ 
über Wasser gehalten haben.  

• Europa bleibt damit auch für Unternehmer und 
Investoren in vielen Bereichen nur „zweite Wahl“, 
was bei Investitionsentscheidungen oftmals grund-
legende Kompromisse erfordert. 

• Während sich die „Schere der Attraktivität“ im 
Vergleich zu anderen Alternativen (wie den USA) 
erneut öffnet, sucht Europa weiterhin nach seiner 
Zukunft. 

• Diese Zukunft ist im Verbund der mittlerweile 27 
(oftmals sehr heterogenen) EU-Mitgliedsländer, 
und vor dem Hintergrund eines Krieges „direkt vor 
der Haustür“, nicht leicht zu finden oder gar positiv 
zu gestalten.  

• Ob die „Green Transition“, die grüne Energiewende, 
Europa tatsächlich einen neuen Wachstumsschub 
verleiht (wie viele Politiker glauben), oder nicht 
eher bestehende Wettbewerbsnachteile noch wei-
ter verstärken wird, ist derzeit noch eine offene 
Frage, die jedoch jeden Tag an Brisanz gewinnt. 

• Unternehmer und Investoren sollten sich von die-
sen Überlegungen aber nicht abschrecken lassen, 
sondern trotz allem – rational und ohne Naivität – 
mögliche Chancen in Europa aufspüren und aktiv 
nutzen, denn: Nur so kann Europa einen erfolgrei-
chen Weg in die Zukunft finden.

• Damit wird die Eingangsfrage – „Quo vadis, Europa?“ 
– zu einer individuellen Frage, die jeder Unterneh-
mer und Investor für sich selbst nach bestem 
Wissen beantworten muss.    
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öffentlichen Verschuldung mit Hilfe der Notenbank nach außen zu verschieben.“  

Cyrus de la Rubia, Chefvolkswirt der Hamburg Commercial Bank (2019)  

Alternative Mobilität –    
 
Herausforderungen und Perspektiven 

für Umwelt und Automobilindustrie 

“We will not stop until every car on the road is electric.”   

Elon Musk, CEO und Vordenker beim Elektroauto-Pionier Tesla Inc.

Digitalisierung   
Demographie   
Disparität   
Wie drei grundlegende Megatrends 

die Zukunft  verändern

„Unter dem Druck der Globalisierung und der demographischen Entwicklung ist ein 

schleichender Wohlstandsverlust in den meisten Industriestaaten prakti sch programmiert. 

Abzusehen sind deshalb auch verschärfte Verteilungskämpfe.“  

Walter Maier, Schweizer Nati onalbank  

„The Great Divide“   
 
Die unaufhaltsame Verschärfung 
gesellschaftlicher Spaltung – 
Ursachen, Hintergründe und 
mögliche Konsequenzen 

„Die Pandemie belastet gerade diejenigen, die die Last am wenigsten tragen können. 

Sie ist ein großer Verstärker der Ungleichheit.“   

Jay Powell, Präsident der US-Notenbank, Juni 2020  

Zukunft strend
„Alternati ve Food“  
Disrupti on und Transformati on 
globaler „Food Systems“

„Die landwirtschaft liche Flächennutzung verursacht fast ein Dritt el der vom Menschen verursachten 

CO2 Emissionen. Es wird unmöglich sein, den Temperaturansti eg zu begrenzen und die Klimaziele zu 

erreichen, ohne die Nahrungsmitt elprodukti on und die Landwirtschaft  grundlegend zu verändern.“ 

Stephen Brenninkmeijer, Präsident der European Climate Foundati on

Digitalisierung   

Demographie   

Disparität   
Wie drei grundlegende Megatrends 

die Zukunft  verändern

2. aktualisierte und erweiterte Aufl age

„Unter dem Druck der Globalisierung und der demographischen Entwicklung ist ein 

schleichender Wohlstandsverlust in den meisten Industriestaaten prakti sch programmiert. 

Abzusehen sind deshalb auch verschärfte Verteilungskämpfe.“  

Walter Maier, Schweizer Nati onalbank  

„The Great Progression“   
 
Das Jahrzehnt massiver Beschleunigung – 

Ursachen und mögliche Konsequenzen  

„Die nächsten zehn Jahre sind entscheidend.“   

Katja Matthes, Direktorin des GEOMAR Helmholtz Zentrums für Ozeanforschung Kiel  

„Blockchain und 
Tokenisierung“       
Disrupti on des Finanzsystems 

durch Krypto-Assets und 
Decentralized Finance (DeFi)

„Tokens werden die Anlagewelt demokrati sieren. Damit lässt sich in vieles einfacher investi eren.“   

Peter Harrison, CEO von Schroders  

„The Monetary Supercycle”       
Ursachen, Bedeutung und mögliche 
Konsequenzen der massiven 
monetären Aufb lähung

„… the U.S. government has a technology, called a printi ng press …, that allows it 

to produce as many U.S. dollars as it wishes at essenti ally no cost.”   

Ben Bernanke, ehemaliger Chef der US-Notenbank  

Wasserstoff  als 
Energiequelle der Zukunft         
Grundlagen, Konzepte und 
mögliche Anwendungsbereiche

„Ohne den Einsatz von Wasserstoff  können wir die Klimaneutralität nicht erreichen.“   

Prof. Dr. Veronika Grimm, Mitglied des Sachverständigenrats zur Begutachtung der gesamtwirtschaft lichen Entwicklung

„Wir müssen sicherstellen, dass das Wachstum der Blue Economy auf eine regenerati ve Weise 

beschleunigt wird. Der Übergang zu einer Sustainable Blue Economy würde der Ernährungs-

sicherheit, der menschlichen Gesundheit, unterentwickelten Gemeinschaft en – und natürlich 

der Umwelt – zugutekommen.“   

(Original in Englisch) Alexandra Cousteau, Präsidenti n und Mitbegründerin von Oceans 2050

Sustainable 
Blue Economy    

Transformati on, Wert und 

Potenti al der marinen 

Wirtschaft s- und Ökosysteme

ins Deutsche übersetzte, aktualisierte Aufl age

Chinas globales 
Powerplay     
Wie China seine eigene 

wirtschaft lich-technologische 

Hemisphäre erschafft  

„Während die USA und Europa durch geopoliti sches und wirtschaft liches Krisenmanagement 

absorbiert sind, arbeitet China zielgerichtet und unbeirrt am Aufb au einer eigenen wirtschaft lich-

technologischen Hemisphäre im Globalen Süden. Das erklärte Ziel: Chinazentrierte Wertschöpfungs-

kett en, die gegenüber westlichen Sankti onen möglichst unverwundbar sind und Chinas globale 

Machtentf altung absichern.“   

Prof. Dr. Sebasti an Heilmann, Inhaber des Lehrstuhls für Politi k und Wirtschaft  Chinas an der Universität Trier und 

Gründungsdirektor des Mercator Insti tute for China Studies (MERICS) in Berlin

Verti cal Farming      
Technologische Innovati on zur 
Umgestaltung des globalen 
Ernährungssystems

CO G N I T I V E CO M M E N T

Generati on Z       

Potenti ale der jungen Generati on 

für globale Disrupti on

CO G N I T I V E CO M M E N T

Quo vadis, Europa?     
Am Scheideweg: 
Globale Herausforderungen, 
interne Defi zite und dringende 

Handlungsopti onen

„Eine verti eft e Kooperati on der EU mit verlässlichen Partnern ist alternati vlos, um unter 

dem Dach gemeinsamer Handels- und Wett bewerbsregeln den Zugang zu Innovati on 

und Zukunft sressourcen zu sichern.“   

cep (2023)
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Ressourcenverbrauch 

der Digital-Ökonomie 

Ein unterschätztes Problem
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Globale Bifurkati on 

oder „New Cold War“? 

Spaltung der Weltwirtschaft  

als strategisches Risikoszenario 
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Digitaler Euro: Das 
Wett rennen zwischen 
Europäischer Zentralbank 
und Libra* Associati on
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Herausforderung 
„Deep Fake“
Wie digitale Fälschungen 
die Realität zerstören
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Geoökonomische 
Zeitenwende  
Wie Großmachtkonfl ikte die 
Weltwirtschaft  zerlegen
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Erkennen ist mehr als Sehen 
 
Erkenntnisgewinn beruht auf Vernetzung. Wir bringen hochkarätige Experten 
zusammen und analysieren systemrelevante Themenstellungen. 
Das FERI Cognitive Finance Institute versteht sich als kreativer Think Tank 
und beantwortet wirtschaftliche und strategische Fragestellungen.
Vorausschauend.	Innovativ.	Strategisch.

Erfahren Sie mehr auf unserer Webseite www.feri-institut.de
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